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Mietwohnungsumbau. 
Bon Dipl.-Ing. Gerhard Schroeder. 


Die Zeit, in der jeder, der es wünſcht, ein Eigen⸗ 
heim mit Garten beſitzt, ſcheint — leider — 
noch immer nicht angebrochen zu ſein. 
Wir befinden uns noch immer im Übergangs⸗ 
ſtadium, wo wohl der Gedanke des Siedlungs- 
weſens fich ſiegreich Bahn bricht, wo aber die prat 
tiſche Durchführung mit dem nicht Schritt hält, 
und wo hierfür infolge fehlender Mittel, un⸗ 
günſtiger Konjunktur der tragenden Wirtſchaft, in⸗ 
olge mangelnden Verſtändniſſes, ja nur zu oft in⸗ 
olge böſen Willens größere Planungen nur zum 
Teil durchgeführt werden. 

Und nur zu häufig kommt bei den wirklich 
durchgeführten Siedlungshäuſern der Gedanke der 
„Wohnungsreform“ zu kurz, da man — zufrieden 
mit dem nach den vielen Kämpfen und Mühen 
Erreichten ſich damit begnügt, wenigſtens die 
außere Schale, den Hauskörper, geſchaffen zu haben, 
in der der neue Siedler nun ſchlecht und recht ſein 
„neues“ Leben beginnt. 

Der Vorſchlag, dem „neuen“ Hauskörper auch 
ein „neues“ Innere zu geben, dadurch, daß man 
urch zweckmäßigen Einbau oder durch ſchonende 

npaſſung von bauſeitig gelieferten Möbeln den 

rundgedanken des „neuen“ Grundriſſes reſtlos 
zur Durchführung und Veranſchaulichung bringt, 
Wird häufig genug durch „äußere“ Widerſtände zu 
Fall gebracht, und es bleibt in den meiſten Fällen 
rig — ein leeres Gehäuſe, das zwar grundſätz⸗ 
liche Fehler in der Anordnung der Räume, Flure 
und Treppen vermeidet, das aber dennoch der Er- 
illung mit jenem Geiſte ermangelt, der das 
„Siedeln“ zu einem wirklichen Fortſchritt macht. 
„„Dies ift eine logiſche Folge der Tatſache, daß „der 
Siedler“ ſelbſt noch nicht mitgeht, daß für ihn ſelbſt 
meiſt ſiedeln nichts weiter bedeutet, als eine neue 

ohnung zugewieſen erhalten —, eine neue und 
möglichſt große Wohnung, in der er ſeine alten 

zobel wieder aufſtellen kann, und die möglichſt 

iS von jenen unangenehmen Neuerungen ent⸗ 

alt, wie Wohnküche, Spülſtein oder Spültiſch, 
eingebaute Schränke und dergl. Verlangen doch 


alle dieſe Neuerungen auch ein Eingehen auf ihre 
möglichſt praktiſche Benutzung und vielleicht ſogar 
Umſtellung und Umgewöhnung der gewohnten 
Hantierungen im Haushalt. 


Oder mit anderen Worten: der Siedlungsfach⸗ 
mann wünſcht ſich einen Siedler, der geiſtig mit⸗ 
ſchafft an dem, was ja ihm ſelbſt einen neuen 
Lebensinhalt, eine neue Lebensform geben ſoll. 
Er wünſcht ſich einen Siedler, der weiter arbeitet, 
wenn er das fertige Typenhaus, die Typenwoh⸗ 
nung bezieht, der einſieht, daß der echte Unterſchied 
der Perſönlichkeit nicht daran erkannt wird, daß 
nun ein jeder, der einer 2- oder 3- Zimmerwohnung 
bedarf, ein von anderen ſich unterſcheidendes Haus 
beſitzt oder in einem äußerlich beſonders geformten 
Haus ſeine Geſchoßwohnung innehat, ſondern 
daran, wie er feine 2 oder 3 Zimmer, deren 
Anordnung nun einmal nicht viele Variationen 
zuläßt, im Inneren geſtaltet und benutzt. 

Warum ſollte man ſich z. B. nicht von dem viel⸗ 
fach unnötigen Ballaſt der eigenen Möbel zu be⸗ 
freien ſuchen, ſoweit das angängig iſt? In hollän⸗ 
diſchen Kleinwohnungsgrundriſſen wird heute ſchon 
häufig das eingebaute Bett beim Bau vorgeſehen, 
weil die Ausnutzung der Schlafkammern eine per- 
ſchiedenartige Geſtaltung oder Aufſtellung der Betten 
eben nicht geſtattet. 

Man wende nicht ein, daß das „Umziehen“ die 
eigenen Möbel ſchon aus hygieniſchen Gründen 
(Ungeziefer uſw.) erforderlich mache. Es iſt wohl 
ſelbſtverſtändlich, daß man als erſte Eigenſchaft des 
„modernen“ Siedlers peinliche Sauberkeit voraus⸗ 
ſetzen muß. Und weiter: das Umziehen iſt eine 
Krankheit der Großſtadt. Soweit es nicht aus be- 
ruflichen Gründen nötig ift, ift es die Dokumen— 
tierung großſtädtiſcher Heimatloſigkeit und wird ge⸗ 
rade vom Siedler, wie wir uns ihn wünſchen, nur 
in den unumgänglich nötigen Fällen angewandt 
werden. 3 

Ich meine: Der Gedanke der zwed- 
mäßigen Geſtaltung der Wohnung 
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muß einer der Grundgedanken des 
Siedelnsbleiben. Nur dies wird uns über 
die vielen Hemmungen der Praxis hinweghelfen. 
Und wir ſollen ihn verfolgen, wo wir immer 
können, und ihn auch dann nicht aufgeben, wenn 
die Verhältniſſe ein 
wirkliches reſtloſes 
und radikales Ver⸗ 


beſſern — die Woh- 2 


x isata - N 


in der Schlafkammer war dies ſchon durch den 
Platzmangel geboten. Die Küche enthält nur das 
Notwendigſte, was in dem Raum untergebra jt 
werden fonnte und zwar: eine kalte Küche mit 
Anrichte⸗Tiſchplatte, Spültiſch und Gasherd. Das 
Kochgeſchirr ift 

/ in Wandſchränk— 

chen, die an der 

185 
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können! | die kalte Küche, den 


Vorhanden wa- 
ren 3 Zimmer mit 
Flur und beſonde⸗ 
rem Eingang als 
Teil einer größeren 
Wohnung. Hieraus 
ſollte eine ſelb⸗ 
ſtändige Wohnung 
mit Küche, Bad, 
Kammer uſw. ge⸗ 

ſchaffen werden. 
Der Grundriß Ab- 
bildung 2 zeigt die 
Geſamtanordnung, 
die neuen Wände 
ſind dunkel an⸗ 
gelegt, während 
die vorhandenen nur ſchraffiert ſind. Die neuen 
Wände ſind teils von Backſtein, teils von Gips, 
teils von Holz. Es werden im ganzen folgende 
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Räume geſchaffen: 

SEE EN: von 3,7 qm 
Bd SETS TER 
Suche. Dana 8,8% 
1 Schlafkammer „ 3 
1 Kleiderkammer „ 3,4 „ 
1 Schlafzimmer „ 14,5 „ 
1 Wohnzimmer.. „ 24,0 „ 

61,1 qm. 


Es wurde verſucht, ſoweit als möglich, ein- 
gebaute“ Möbel zu verwenden. In der Küche und 
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Abb. 9. Grundriß zum Mietwohnungsumbau. 
1. „Kalte Küche“, zugleich Anrichtetiſch, 2. Spültiſch, 3. Gasherd, 
4. Kachelofen, 5. Kleiderſpind, 6. Beſenſchrank, 7. Bett. 8. Kleider⸗ 
ſchrank, 9. Kachelofen, 10. Kleiderſchrank, 11. Kommode, 12. Anrichte, 
13. niedriger, runder Tiſch, 14 Eßtiſch, 15. Glasſchrank, 16. Sitz⸗ 
bank, 17. angebauter Schrank für Werkzeug, Schlüſſel ufw. 


geöffneten Beſen— 
ſchrank, das Hän⸗ 
geſpind und den 
Blick in die Schlaf⸗ 
kammer. Die Auf 
nahme ift bei künſt⸗ 
lichem Licht gemachti 
um den Raum deut‘ 
lich zu zeigen. 
Die Schlafkam! 
mer iſt, obwohl nach 
Norden zu gelegen, 
infolge des großen 
Fenſters ſehr hell 
und freundlich. Das 
Kleiderſpind bietet 
genügend Raum. 
Die Kleiderkammer ſollte einmal dazu dienen, 
die Küchendünſte vom Schlafzimmer abzu⸗ 
halten, andererſeits dazu, Kleider, Schuhe, au 
Stehleiter und Plättbrett aufzunehmen. Belid 
tung erhält fie durch Scheiben nach der Küche zu 
Die Möbel des Schlaf- und Wohnzimmers konnten 
naturgemäß nicht ein- oder angebaut werden, ſie 
wurden jedoch wenigſtens in ihrer äußeren Form 
dem vorhandenen Raume angepaßt. So mußten 
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die Betten und der Kleiderſchrank hintereinander 


aufgeſtellt werden, der ſchmalen Form des Schlaf‘ 
zimmers folgend. Ebenſo ergab fih auf der al“ 
deren Seite die Aufſtellung von Stühlen un 
Kommode, wie der Grundriß zeigt. Abb. 3 gibt 
den Blick nach dem Fenſter zu. 


2 


j 


Abb. 3. 
Schlafzimmer, Blik gegen das Fenſter (Süden). 


Wohnzimmer, Blick gegen Anrichte und Fenſterecke. 
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Auch im Wohnzimmer find nur die notwen— 
digſten Möbel aufgeſtellt. Abb. 4 zeigt den Blick 
in die Fenſterecke. 
Die Farbgebung der Wände und Möbel ſucht die 
Einheitlichkeit zu fördern: In der Küche iſt ſämt⸗ 
liches Holzwerk zinnoberrot, Wände und Decke 
weiß, in der Schlafkammer das Holzwerk coelin- 
blau, Wände und Decke weiß; im Schlafzimmer iſt 
die Fenſter⸗ -Wand und die Betten-Wand blau, die 
beiden anderen Wände und die Decke hellgelb 
(neapel), die Möbel hellgelb (neapel); im Wohn⸗ 
zimmer ſind Wände und Decke laſierend in hell— 
gelbe, hellrote, hellgraue und -braune Flächen 
aufgeteilt, die Möbel korallenxot. 
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Das Reſultat der Bemühungen mag der Un⸗ 
befangene beurteilen. Wohl ſtehen Bedenken da⸗ 
gegen, in einer Mietwohnung von ſeiten des 
Mieters Geld zur Schaffung feſt eingebauter Teile 
oder Möbel zu inveſtieren. Bei den nötigen per- 
traglichen Sicherungen gegenüber dem Vermieter 
iſt es jedoch einerſeits unbedenklich, andererſeits 
ſoll das Beiſpiel nur zeigen, wie derartige Auf— 
gaben gelöſt werden könnten, und wie es uch 
unmöglich ift, ein an ſich leeres „Gehäuſe“ zu 
einer Wohnung zu machen, in der enge 
die beſcheidenſten reformatoriſchen Anſprüche be- 
friedigt werden. 


Beitrag zur Löſung der 


Von Architekt Ulrich 


D: Küche mit ihren Arbeitsleiſtungen bildet den 
Mittelpunkt der täglich arbeitenden Fabrik, die 
wir Haushalt nennen. 

Ein reibungslos und praktiſch verlaufender 
Arbeitsvorgang ſpart ſowohl Arbeits- als auch 
Nervenkräfte der Hausfrau. 

Es kann kein Zweifel beſtehen, daß für die Küche 
in erſter Linie eine richtige Anordnung und Ge— 
ſtaltung des Grundriſſes von ausſchlaggebender Be— 
deutung ift, und daß die ideale und zugleich raum- 
ſparende Löſung die Küche mit eingebauten Schrän- 
ken iſt. 

Bis zur Verwirklichung dieſes Ideals iſt jedoch 
noch ein weiter Weg, und heute muß fih die Mehr- 
heit der Menſchen damit abfinden — ſei es im 
Eigenhaus, Siedlungs- oder Mietshaus —, einen 
mehr oder weniger ungünſtigen Raum als Küche 
zu benutzen. 

Von ausſchlaggebender Bedeutung iſt nun die 


Kücheneinrichtungsfrage. 


Roediger, Breslau. 


richtige Ausnützung des Raumes, an dem nichts 
mehr zu ändern iſt. Dieſe wird nur durch Be— 
nutzung von Küchenmöbeln erreicht, die ſich — nach 
praktiſch erprobten Einheitsmaßen hergeſtellt — be— 
liebig zuſammenſtellen laſſen. 

Da das auf dem Markt Angebotene diefe For- 
derungen nicht erfüllt, fertigen die Deutſchen Haus- 
ratwerkſtätten G. m. b. H., Breslau, Biſchofſtr. 13, 
nach meinem Entwurf eine neue Kücheneinrichtung 
„Hausrat“ an, deren Art, Verwendung und Vor- 
züge im folgenden geſchildert werden. 

Der Grundbeſtandteil ift der 130 em breite 
Küchenſchrank A (Bild 6), deſſen Tiſchplatte, durch 
Auszugplatte vergrößert, bei Raumbeſchränkung 
auch den Arbeitstiſch bildet. Im übrigen beſteht 


die ganze Kücheneinrichtung außer Stuhl und 
Schemel nur aus angefügten Einheitsſchränken, 
deren Zahl durch die Größe des Haushalts be— 
ſtimmt wird. 


Abb. 5 
Beiſpiel von ſchlechten Küchengrundriſſen der üblichen Art, eingerichtet mit der Küchen⸗ 
einrichtung „Hausrat“. 
A) e ee B 8 und Vorratsſchrank, C) 3 D); Free 


1. Herd, 2. Gasherd, 2 


Ausguß, 4. Speiſekammer, 5. Hocker. 6 
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Abb. 6. Küchenſchrank A, 130 cm breit, 60 rejp. 33 cm tief, 87 rejp. 205 cm hoch, das geräumige 

Unterteil für ſämtliche Kochtopfe und Wannen mit großer Auszugsplatte. 2 einaeteilte Schübe 

für Meſſer, Gaver, Löffel, Quirle uſw. Oberteil mit Glastüren für Geſchirr und Gläſer mit 
Ergänzungsſchränken B und. C. 


D D B c 
Abb. 7. Vorratsichrant B, 65 cm breit, 40 cm tief 205 cm hoch mit Einlegeböden und 12 Schüben für Kolonial- 
waren (beides verſtellbar). Pusſchrank C, 65 cm breit, 40 cm tief, 205 cm hoch mit 4 Schüben für ſämtliches 
Putzzeug. einem Fach für Plättbrett, ſowie Raum für ſämtliches Reinigungsgerät, Eimer, Staubjauger uſw. 
Ergänzungsſchrank D. „5 em breit, 40 em tief, 2 5 em hoch mit 6 verſtell aren Böden für verſchiedene Zwecke. 
In den obigen Bildern D als Topfſchrank und Küchenwäſcheſchrank eingerichtet. 
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Dieſe nur 65 em breiten Schränke ermöglichen 
in allen Fällen eine praktiſche Aufſtellung und gute 
Raumausnützung. 

Die ſtändig verſtaubten Topfbörde, Quirl⸗ 
bretter, Tellerrahmen uſw. gibt es hier nicht mehr. 
Durch die Verſtellbarkeit der einzelnen Böden wie 
auch der Schubkaſteneinſätze iſt eine Anordnung 
nach den verſchiedenſten Wünſchen und nach Not⸗ 
wendigkeit gewährleiſtet, ebenſo ermöglichen die 
durchſichtigen Türen eine leichte Überwachung in 
bezug auf Ordnung und Sauberkeit. Die Ab⸗ 
bildungen der offenen Schränke zeigen, wie hand⸗ 
lich und überſichtlich alle Gebrauchsgegenſtände 
untergebracht werden können. 

Am wichtigſten dürften die in Bild 7 mit B und 
bezeichneten Schränke fein. Der Schrank B ent- 


hält Vorräte und Küchengeräte, der Putzſchrank C 
außer einem in beſonderem Fach untergebrachten 
Plättbrett. nur Putz⸗ und Reinigungsgeräte. Das 
Bild zeigt, daß ſelbſt der Staubſauger ſeinen Platz 
findet. 

Ein größerer Haushalt wird ſich noch einen oder 
mehrere Schränke D (fei es als beſonderen Topf- 
ſchrank oder als Wäſcheſchrank) aufſtellen (ſiehe 
Bild 5). 

Zur weiteren Erläuterung der Vorteile mögen 
noch einige Grundriſſe (Bild 5) von beſonders 
kleinen und ungünſtigen Mietshaus -Küchen— 
räumen dienen, die mit der Kücheneinrichtung 
„Hausrat“ eingerichtet wurden, und welche die 
Möglichkeiten der praktiſchen Raumausnützung 
zeigen. 


Die Wohnungsreform in Gefahr. 


Von Oskar Böhme“). 


D: feit einer Generation in Deutſchland ftart 
einjegende Bewegung einer Woh- 
nungsreform, alfo jene Propaganda, die 
eine ſinnvolle Auflockerung der überfüllten Grok- 
ſtädte, die Schaffung preiswerter und geſunder 
Wohnungen für die minderbemittelten Schichten, 
insbeſondere die Schaffung von Gartenheimſtätten 
bezweckt, iſt unverkennbar in Gefahr; auch 
bei dieſer ſozialpolitiſchen Forderung iſt ſo⸗ 
mit der Rückſchritt auf dem Vormarſche. 
„Wohnungsbau iſt bei unſerer Kapitalarmut 
Unfug“ oder „Wohnungsbau iſt unproduktiv 
und bindet Kapital“ und „Wir haben feinen Man- 
gel, ſondern Überfluß an Wohnungen“, ſo oder 
ähnlich lauten die Schlagwörter, die man leſen 
kann. Jene Kreiſe erſehen in der Kapitalanlage 
für den Wohnungsbau geringe Gewinnmöglich— 
keiten. Dieſe konſtruieren aus Ziffern der Bevöl⸗ 
kerungsabnahme in einigen Städten, daß man in 
Deutſchland zu breit wohne und möchten ſo ſchnell 
als möglich alle ſozialen Mieterſchutzbeſtimmungen 
abgebaut wiſſen; ſie überſehen, daß es nicht auf die 
Zahl der Bevölkerung, ſondern auf die Anzahl der 
Haushaltungen ankommt. „Das vielſtöckige Miet⸗ 
haus und die Mietwohnung im Enghochbau iſt für 
die Stadtbevölkerung nicht nur die beſte, ſondern 
auch die billigſte Wohnform“, ſo ſagt wieder 
der an einem Steigen der Bodenpreiſe intereſſierte 
Terrainhandel. Das Büro- oder Geſchäftshaus in 
der Großſtadt, der Fabrik- oder Lagerhausbau, für 
die der vielſtöckige Enghochbau mit Rückſicht auf 
Verkehrslage und im Hinblick rationeller Arbeits- 
weiſe nötigenfalls eine geeignete Bauweiſe dar⸗ 


„) Aus: „Der Kaufmann in Wirtſchaft und Recht“, 
Heft 6, Jahrg. 5. 


ſtellt, kommen bei unſeren Betrachtungen außer 


Betracht. 


Nicht nur dieſe am ſozialpolitiſchen Rückſchritt 
finanziell intereſſierten Kreiſe hemmen die Fort- 
ſetzung der ſo hoffnungsvoll begonnenen Woh— 
nungsreform, ſondern auch maßgebende amtliche 
Stellen der Kommunal- und Staatsverwaltung 
ſuchen mit unverkennbarem Wohlwollen zu be 
weiſen, daß die erſtrebenswerte Wohnungsreform 
für Deutſchland gegenwärtig, ſo gern man auch 
möchte, nicht durchzuführen ſei. Die Gründe, die 
zu dieſer amtlichen Verwäſſerung der Wohnungs⸗ 
reform führen, ſind recht mannigfaltiger Natur. 
Aus manchen Warnungen ſpricht wohl ein nicht 
mißzuverſtehendes Wohlwollen ſolcher Stellen, die 
ſich durch Schlagwörter vorerwähnter Art haben 
irreführen laſſen, andere Stellen, die ſehr wohl 
wiſſen, daß eine Wohnungsreform nicht nur not⸗ 
wendig, ſondern auch bei tatkräftigem Eingreifen 
durchzuführen möglich iſt, möchten es mit gewiſſen 
einflußreichen Kreiſen in den Selbſtverwaltungen 
der Städte und Länder nicht verderben. Schließlich 
hat die jahrzehntelange Erfahrung gelehrt, daß 
man auf ſolche wohlwollenden Außerungen amt⸗ 
licher Stellen nicht allzu großen Wert legen darf, 
denn wir dürfen nie und nimmer vergeſſen, daß 
auch in der wohlhabenden Vorkriegszeit der Woh⸗ 
nungsbau von amtlichen Stellen baupolizeilich und 
auch in bezug auf Wohnungshygiene beaufſichtigt 
wurde. Trotzdem war es möglich, daß ſchon vor 
dem Kriege in Groß-Berlin 600 000 Menſchen in 
Wohnungen, in denen jedes Zimmer mit 5 und 
mehr Perſonen beſetzt iſt, hauſten, und daß beſon⸗ 
ders in den deutſchen Großſtädten die bekannten 
kulturwidrigen Wohnungszuſtände für die minder⸗ 
bemittelten Schichten herrſchten. 
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Es find leider in der Nachkriegszeit auch recht 
abſchreckende Beiſpiele von Kleinhausſiedlungen 
entſtanden, bedauerliche Ausnahmen, die zu gern 
in der Propaganda gegen eine Wohnungsreform 
verallgemeinert werden. In der Neuzeit hat es 
eben an der zur Eigenheimſiedlung notwendigen 
Erfahrung gefehlt, und außerdem waren in den 
erſten Jahren nach dem Kriege Geld- und Ma⸗ 
terialmangel ſchuld daran, daß hier und da minder- 
wertige Bauausführungen entſtanden. 

Oft hört man aber den für den erſten Augen⸗ 
blick etwas beſtechenden Einwand, daß wir bei un⸗ 
ſeren darniederliegenden Wirtſchaftsverhältniſſen 
und bei unſerer Kapitalknappheit die an und für 
ſich ſicher wünſchenswerte Wohnungsreform in der 
Jegenwart nicht durchführen können, diefe Arbeit 
könnte man wohl ſpäter einer wohlhabenderen Ge— 
neration überlaſſen. Der Kleinhausbau mit Gar- 
ten ſei eben für die gegenwärtige Zeit zu teuer 
und man müſſe heute die Neuſchaffung des be— 
nötigten Wohnraumes ſo billig wie möglich be— 
orgen, ſelbſt wenn dieſes auf Koſten der erſtre— 
benswerten idealen Wohnungsform gehe. Dieſer 
Einwand iſt ſo verbreitet und beachtlich, daß man 
an ihm nicht ohne weiteres vorübergehen kann. 
tun ift beſonders in den letzten Jahren immer 
wieder durch die Praxis bewieſen worden, daß die 
reinen Baukoſten einer etwa gleichartigen Woh- 
nung in einem Maſſenmiethochhausbau nicht 
billiger zu ſtehen kommen als in einem Flachbau, 

ſonders dann nicht, wenn das Kleinhaus in 
typiſierter Ausführung und in rationeller Weiſe, 
gewiſſermaßen ſerienweiſe, in Reihenhäuſern und 
in geſchloſſenen Siedlungen in größerer Anzahl 
aufgeführt wird. An dem Flachbau kann man 
naturgemäß weit mehr Erſparniſſe infolge der ge- 
ringeren ſtatiſchen Belaſtung durch einfachere Kon- 
ſtruktionen und Erſatzbauſtoffe erzielen. Sehr 
verteuernd wirkt die Veſchaffung des Baulandes, 
weil ein Flachbau mit Garten natürlich mehr Land 

anſprucht, als die Wohnung in einem Enghoch⸗ 
au. Die wohlwollende Empfehlung, im Hinblick 
auf unſere wirtſchaftliche Not und eine nicht zu ver⸗ 
ſtehende Rückſichtnahme auf die wenigen Terrain⸗ 

ſitzer, unſeren Wohnungsbedarf ſo billig als 
möglich, wenn auch in ſchlechterer Qualität, zu 
decken, mag vielleicht für die Bedarfsdeckung irgend- 
eines anderen Gebrauchsgegenſtandes, etwa für die 
Kleidung, in einer Notzeit etwas für ſich haben. 

r nicht genug Mittel vorhanden hat, um ein 
Aütwendiges Kleidungsſtück in guter Qualität und 
tusführung zu einem angemeſſenen Preiſe zu 
aufen, der mag einmal in der Notzeit auch mit der 

uligſten und minderwertigeren Ausführung zu- 
„eben jein, denn er fann vielleicht hoffen, daß er 
ſch einem oder in zwei Jahren mehr Geld zur Be— 
N affung beſſerer Stücke zur Verfügung hat. Bei 
7 5 Herſtellung der Wohnungen, 

lejes wichtigen Lebensbedarfes, 


wird jedoch eine ſolche Sparſamkeit 
zur Verſchwenderin. Beeinflußt doch die 
Wohnung unſere Lebenshaltung, unſere Kultur, 
unſere Geſundheit, unſere Arbeitsfähigkeit auf viele 
Jahrzehnte. Das Wohnhaus iſt eben kein Gegen⸗ 
ſtand, der nur einem vorübergehenden Bedarf 
dient, ſondern welcher die Lebensdauer von vielen 
Generationen, im Durchſchnitt etwa hundert 
Jahre, haben wird. Gerade die Kurzſichtigkeit der 
Kommunalpolitiker ließ vor zwei Generationen den 
Mietkaſernenbau, dieſen menſchenmordenden Eng⸗ 
hochbau, zu, auch mit Rückſicht auf die damalige 
angebliche Geld- und Bodenknappheit. Das Re⸗ 
ſultat dieſer kurzſichtigen Kommunal- und Sozial⸗ 
politik liegt ja heute ſo offen zutage, daß man 
daraus eigentlich gelernt haben ſollte. 

In feinem Referat über das Wohnungs- und 
Siedlungsweſen gelegentlich des 11. Gewerkſchafts⸗ 
kongreſſes der chriſtl. Gewerkſchaften in Dortmund 
äußerte ſich der für die Wohnungspolitik Preußens 
zuſtändige Wohlfahrtsminiſter Hirtfiefer: „Die 
Frage der Hausform kann von uns nur dahin be⸗ 
antwortet werden, daß in möglichſt großem Um⸗ 
fange das Kleinhaus, die Idealform für den Klein- 
wohnungsbau, gefordert werden muß, das in jeder 
Beziehung dem Mehrfamilienhaus weit überlegen 
bleibt. Und ich ſtehe nicht an, mich mit allem 
Nachdruck auch für die Zukunft für die weiträumige 
Bebauung im Flachbau einzuſetzen und das Miet- 
haus im weſentlichen nur noch zur Ausfüllung der 
Baulücken in den Städten zuzulaſſen.“ 

Gerade der preußiſche Wohlfahrtsminiſter hat, 
ſoweit die reichsgeſetzlichen Maßnahmen es er— 
laubten, Vorbildliches für die Beſchaffung billigen 
Baulandes für den Wohnungsbau angeordnet. 
Wir erinnern nur an den Erlaß vom 12. September 
1924 an die Reg.⸗Präſidenten, der Hinweis für die 
Schaffung von Heimſtättengebieten, alſo von ge— 
ſchloſſenen Gebietsteilen zur Herſtellung von Wohn⸗ 
heimſtätten und Heimſtättengärten gibt. Die Ver⸗ 
ordnung zur Hebung der dringendſten Wohnungs⸗ 
not gibt den Bezirkswohnungskommiſſaren in 
Preußen, und jo ähnlich liegt es auch in den an- 
deren deutſchen Ländern, die Vollmacht, geeignetes 
Siedlungsland zu angemeſſenen Preiſen zu be- 
ſchaffen. Auch die Beſtimmung des Reichsheim⸗ 
ſtättengeſetzes, ferner die Verordnungen über das 
Erbbaurecht vom Januar 1919 geben den Stadt⸗ 
verwaltungen einige zumeiſt leider unbenutzte 
Möglichkeiten zur Schaffung billigen Baulandes. 
Es ift aber nötig, die verſchiedenen geſetzlichen Be- 
ſtimmungen und Verordnungen und noch weiter 
hinausgehende ſchärfere Maßnahmen zur Beſchaf⸗ 
fung billigen Baulandes durch ein Reichsrahmen⸗ 
geſetz, als das das ſogen. Bodenreformgeſetz, von 
dem hier noch zu ſprechen ſein wird, anzuſehen iſt, 
zuſammenzufaſſen. 

Einige Faktoren, die in Deutſchland den Woh- 
nungsbau verteuern, treffen ſowohl für den Eng⸗ 
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hochbau wie für den Flachbau zu. Wenn nämlich 
heute für erſte Hypotheken 10 v. H. Zinſen gezahlt 


werden und die bis zur Vollendung eines Baues 


notwendigen Zwiſchenkredite noch höhere Zinſen 
beanſpruchen, ſo iſt es klar, daß der Hausbau und 
die Mieten trotz der ſo billigen zweiten Hypothek 
aus der Hauszinsſteuer nicht billig ſein können. 
Die wiederholt gegeißelte Droſſelung der Produk— 
tion der Zement-, Kalk-, Ziegel und ſonſtigen 
Bauſtoffinduſtrie, ſowie die Hochhaltung der Preiſe 
für Bauſtoffe machen den Wohnungsbau, ganz gleich 
ob Hoh- oder Flachbau, nicht billiger. Dieſe An- 
deutungen mögen zeigen, daß auch für die Zukunft 
die ſtaatliche finanzielle Erleichterung aus der durch 
die Inflation hervorgerufenen Gebäudeentſchul— 
dung in Form der Hauszinsſteuer⸗Hypotheken nicht 
zu entbehren iſt. Verteuernd beſonders für den 
Flachbau wirken ferner manche Stadtverwaltungen, 
die Straßenbaukoſten und Anliegerbeiträge in 
einer oft untragbaren Höhe verlangen. So bean- 
ſpruchte beiſpielsweiſe der Magiſtrat Berlin für 
eine Kriegsbeſchädigten-Siedlung in einem weit 
abgelegenen Vorort für das laufende Meter 
600 Mark Anliegerleiſtung; alſo für 10 Meter 
Front 6 000 Mark nur allein für den Straßenbau 
uſw.! Noch zu wenig ift der moderne ſtädtebauliche 
Gedanke verbreitet, daß wir einen Unterſchied 
zwiſchen breiten, hohe Anlagekoſten erfordernden 
Verkehrsſtraßen und ruhigen, verkehrsarmen, mit 
wenig Koſten herzuſtellenden engeren Wohnſtraßen 
für Kleinhausſiedlungen zu machen haben. 

Wie ſehr der mehr oder weniger hohe Bodenpreis 
die Koſten für ein Kleinhaus beeinflußt, mag fol- 
gendes Beiſpiel zeigen. Die Koſten für eine Gar- 
tenheimſtätte mit 70 qm Wohnfläche, drei Zimmer, 
Küche, Kammer, Zubehör umfaſſend, betragen in 
billigen Landgegenden etwa 6 bis 8000 Mark, fie 
ſteigen aber je nach Preis des Baugrundſtückes und 
der vorerwähnten ſtädtiſchen Anliegerbeiträge bis 
10 000 Mark, 12 000 Mark, ja, bis 15 000 Mark, 
ohne dabei an beſonders teuren Boden zu denken. 

Die Normaliſierung und Typiſierung gerade des 
Kleinhausbaues hat durch die Erfahrung der letzten 
Jahre große Fortſchritte gemacht und eine Vervoll— 
kommnung erfahren, die leider noch zu wenig De- 
kannt iſt. Wir erinnern nur an die vorbildlichen 
Siedlungsarbeiten der von Verächtern der Woh- 
nungsreform bekämpften provinziellen Wohnungs- 
fürſorgegeſellſchaften und anderen gemeinnützigen 
Baugenoſſenſchaften und =gejellichaften. Bei der 
vorletzten Tagung des „Deutſchen Ausſchuſſes für 
wirtſchaftliches Bauen“ in Dresden, der den Zweck 
verfolgt, die unterbrochenen Fortſchritte der Bau⸗ 
technik zu verfolgen und zu unterſuchen, wurde 
unter dem zuſammengefaßten Thema „Groß 
haus oder Kleinhaus, eine Wirt⸗ 
ſchaftsfrage“ der Geſichtspunkt, ob Grokk 
haus oder Kleinhaus wirtſchaftlicher ſei, an Hand 


der Unterſuchungen und der inzwiſchen geſammel— 


ten reichen Erfahrungen ſehr gründlich von Prat- 
tikern behandelt. Baurat Lübbert- Hannover“) 
ſagte dort, „daß die bisherigen Unterſuchungen auf 
dieſem Gebiete je nach den Abſichten des Unter- 
juchenden bald zugunſten des Großbaues, bald gu- 
gunſten des Kleinbaues ausgefallen ſind. Das 
wirtſchaftliche Ergebnis der Unterſuchungen zuſam⸗ 
men mit der hygieniſchen und ſtädtebaulichen Über- 
legenheit des Flachbaues kann die Beantwortung 
der Frage zugunſten des Kleinhausbaues dort nicht 
zweifelhaft erſcheinen laſſen, wo fih die Boden- 
preiſe in mäßigen Grenzen halten.“ Ein anderer 
Referent, Ing. Graf), meinte, wenn unter Be 
rückſichtigung dieſer Umſtände das Kleinhaus noch 
nicht wieder zur herrſchenden Wohnweiſe geworden 
ſei, ſo beweiſe das nur, daß wir mit unſerer Wohn⸗ 
kultur hinter anderen Völkern noch zurück ſind. 
Und der Hygieniker Dr med. Neubert vom Deut⸗ 
ſchen Hygiene-Muſeum in Dresden bemerkte, daß 
man bei Unterſuchung dieſer Frage von den Le— 
bensbedürfniſſen des gefunden Menſchen ausgehen 
müſſe, und diefe Anforderung erfüllt für der 
Städter nur das Kleinhaus. Eine gründliche Aus- 
ſprache über dieſes Problem ergab folgende mit 
Einmütigkeit angenommene Entſchließung: „Der 
Flachbau iſt die Wohnform, die durchweg für den 
Wohnbau angeſtrebt werden muß. Abgeſehen von 
den Vorteilen des Flachbaues für die Volksgeſund⸗ 
heit, iſt der Flachbau eine überaus wirtſchaft⸗ 
liche Wohnform und unter allen Umſtän⸗ 
den wirtſchaftlicher als das Maſſen⸗ 
miethaus. In den zu erlaſſenden Baugeſetzen 
(Städtebaugeſetzen, Landesbauordnungen oder dgl.) 
ift der Flachbau zur Grundlage der künftigen Woh- 
nungspolitik zu machen und das Vielfamilienhaus 
zu verhindern.“ 

Auch hinſichtlich der Finanzierung bies 
tet der Klein hausbau beachtliche Vorteile. 
Da ſowohl eine Wohnung im Mietshaus wie im 
Kleinhaus je nach den zur Verfügung ſtehenden 
Hypotheken und je nach Größe der Wohnung heute 
mehr denn je einen eigenen Zuſchuß erfordert, jo 
wird es immer leichter ſein, einen ſolchen Bauzuſchuß 
für ein eigenes Heim zu erhalten als für eine Miet- 
wohnung. Im Hinblick auf die große Idee, in 
den Beſitz einer eigenen Heimſtätte zu gelangen, 
wird unter Verzicht auf entbehrliche Genußmittel 
der Sparſinn ungewöhnlich ſtark gefördert. Wenn 
man bedenkt, daß ſich um ſehr fragwürdige Bau⸗ 
ſparkaſſen, vor denen amtliche Stellen warnen, 
viele tauſende, meiſt minderbemittelte Sparer 
ſcharen, die monatlich regelmäßig nicht unerhebliche 
Beiträge in dieſen großen, nicht gerade ſoliden 
Spartopf werfen, jo mag dieſer Hinweis nur an“ 
deuten, welch hoher Anreiz zum Sparen die Aus“ 
ſicht auf den Beſitz eines eigenen Heims bietet. 


*) Siehe Jahrgang 6 (1925), Heft 8, 10/11 und 12 
dieſer Zeitſchrift. 
**) Siehe Jahrg. 7 (1926), Heft 1—4 diej. Zeitjhrift: 
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Wiederholt ift die berechtigte Frage aufgeworfen 
worden, ob das Kleinhaus, das Eigenheim mit 
Garten, die beſte Wohnform auch für die 
Arbeitnehmer, alſo für das Heer der Ar- 
beiter, Angeſtellten und Beamten bietet. Die letzt⸗ 
genannte Kategorie der Arbeitnehmer, die Be— 
amten, die durch ihr Heimſtättenamt der deutſchen 
Beamtenſchaft große praktiſche Erfahrungen auf 
dem Gebiete des Wohnhausbaues haben (man 
denke dabei nur an die innerhalb kurzer Zeit ge 
ſchaffenen muſtergültigen Eigenheim⸗Siedlungen 
für abgebaute Beamte), ſagen in einer jüngſt ver⸗ 
öffentlichten gutachtlichen Außerung, daß die Heim⸗ 
ſtätte von der überwiegenden Mehrheit der Be⸗ 
amten als beſte Wohnform angeſehen und erſtrebt 
wird. Hinſichtlich der Wohnform für die induſtrielle 
Arbeiterſchaft iſt es bezeichnend, daß weitblickende 
und ſozial eingeſtellte Arbeitgeber die von ihnen 
erſtellten Wohnungen für Werksangehörige zumeiſt 
in Form einer Gartenheimſtätte herſtellen ließen. 
Man braucht nur an die muſtergültigen Sied- 
lungen der Firma Friedr. Krupp in Eſſen oder 
der Zechen im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Kohlengebiet 
zu denken. Auch die in der Nachkriegszeit unter 
Mitwirkung der Arbeitnehmerorganiſationen ge- 
ſchaffenen über 30 000 Bergmannswohnungen hat 
man nur faſt in Form von Gartenheimſtätten er⸗ 

ut. 

Einige beſonders hervorzuhebende Vorteile der 
Gartenheimſtätte, die zugleich ungewollt die Nadh- 
teile des Miethochbaues zeigen, mögen noch an- 
geführt werden. Der dem Kleinhaus auf jeden 
Fall beizugebende Garten ermöglicht den Arbeit⸗ 
nehmern, die tagsüber bei nicht ſelten geſundheits⸗ 
ſchädlicher Tätigkeit in überfüllten Räumen der 

abrik oder des Büros wirken müſſen, eine ab- 
wechſelnde Arbeit in der friſchen Luft, welche die 
Geſundheit mindeſtens ebenſo, wie die ſportliche 

tätigung günſtig beeinflußt. Einen notwendigen 
usgleich für die oft einförmige Fabrik- und Büro⸗ 
arbeit ſchafft die Betätigung im eigenen Klein⸗ 
garten, auch nicht zuletzt das ſtolze Gefühl, trotz der 
Vedrängniſſe von der Außenwelt eine kleine Welt 

r fich zu haben. 

Wenn man bedenkt, daß wir im Jahre 1925 
vom Auslande für 136 Millionen RM. Küchen⸗ 
gewächſe und Gemüſe, für 182 Millionen RM. 
Obſt, für 179 Millionen RM. Südfrüchte und 

76 Millionen RM. Eier eingeführt haben, ſo ge⸗ 
Migen diefe Zahlen, um zu zeigen, wie der durch 
te Gartenheimſtätten geförderte Gemüſe- und 
Obſtbau ſowie die Kleintierzucht nicht nur der ein⸗ 
zelnen Familie, ſondern dem Volke Wohlſtand 
ringt. Während alſo das Großhaus mit ſeinen 
luft⸗ und lichtarmen, zumeiſt überfüllten Woh⸗ 
nungen in der Freizeit durch die Geneigtheit des 

uffuchens von Vergnügens⸗ und Schankſtätten 
Geld und Geſundheit koſtet, bringt das Kleinhaus 
in der Freizeit Geſundheit und Wohlſtand. 


Miniſterialrat Dr Wölz vom Reichsarbeits⸗ 
miniſterium, ein warmer Befürworter des Klein- 
hauſes, ſagt in ſeinem im Reichsarbeitsblatt vom 
9. Mai 1926 veröffentlichten Aufſatz „Aufgaben der 
Wohnungspolitik“ u. a. folgendes: „In Zeiten 
wirtſchaftlichen Notſtandes, Erwerbsloſig⸗ 
keit u. dergl., ſtehen die Bewohner der Garten⸗ 
heimſtätte nicht wie der Inhaber einer reinen 
Stadtwohnung dem völligen Nichts gegenüber, ſie 
ſind vielmehr in der Lage, aus Gartenland und 
Kleintierzucht wenigſtens das Allernotwendigſte 
ſelbſt herauszuwirtſchaften. Ebenſo bietet ſich viel⸗ 
fach Gelegenheit, wenigſtens vorübergehend, in der 
Landwirtſchaft der Umgebung Arbeitsdienſt zu 
leiſten. So wirkt dieſe Art der Sied- 
lung zudem auch wirtſchaftlich pro⸗ 
duktiver. Die Kreiſe ſind nicht mehr lediglich 
nach den Regeln der kapitaliſtiſchen Arbeitsteilung 
auf das Lohneinkommen angewieſen; es bildet ſich 
wieder eine gewiſſe Rückdeckung für einen Teil des 
Lebensbedarfes direkt in der Naturalwirtſchaft.“ 

Über den Umweg der Gartenheimſtätte beſteht 
die Möglichkeit, auch die Stadtbevölkerung wieder 
bodenſtändig zu machen. Gewiß werden die jtädti- 
ſchen Bewohner durch dieſe Heimſtätten nicht zu 
fertigen Landwirten erzogen, aber für die Berufs⸗ 
auswahl der Nachkommen iſt die praktiſche Tätigkeit 
der Eltern und Kinder im Gartenland von nicht 
zu unterſchätzendem erzieheriſchen Wert. Wenn 
wir uns vor Augen halten, daß in den letzten Jah⸗ 
ren etwa 400 000 teilweiſe noch recht ſchaffens⸗ 
luſtige Beamte abgebaut wurden, daß wir in 
Deutſchland gegenwärtg wohl noch über 200 000 
ſtellungsloſe Handlungsgehilfen und andere An⸗ 
geſtellte haben und daß die Zahl der Arbeitsloſen 
überhaupt beinahe zwei Millionen zählt, wobei der 
größte Teil ſtädtiſche Induſtriearbeiter ſind, ſo zeigt 
dieſes doch, wie notwendig eine ſinnvolle Umſchich⸗ 
tung der überzähligen Arbeitnehmerſchaft in der 
Stadt nach einer mehr oder weniger ländlichen Be- 
tätigung ijt. Dagegen betrug die Zahl der aus- 
ländiſchen Arbeiter in der Landwirtſchaft im ver⸗ 
gangenen Jahre noch 142 000. Dr. Stolt berechnet 
im Archiv für innere Koloniſation die Mehraus⸗ 
gabe für die Erwerbsloſenunterſtützung infolge der 
Beſchäftigung der fremdſtämmigen ausländiſchen 
Arbeiter für das Jahr 1925 auf 67 Millionen 
Mark und die in den Jahren 1919 bis 1925 von 
den ausländiſchen Arbeitern gemachten nach dem 
Auslande mitgenommenen Barerſparniſſe deutſchen 
Geldes etwa 46 Millionen Mark. 

Für den alternden Arbeitnehmer iſt die Garten⸗ 
heimſtätte eine noch viel zu gering eingeſchätzte 
ſichere und praktiſche Altershilfe. 
Wenn beiſpielsweiſe ein älterer Angeſtellter, bei 
dem Arbeiter liegen die Verhältniſſe ähnlich, er⸗ 
werbsunfähig oder ruhebedürftig wird, ſo bietet 
eine eigene Gartenheimſtätte, deren Hypotheken⸗ 
ſchulden im Laufe der Jahrzehnte durch Amorti- 
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jation ſo weit getilgt find, daß entweder keine oder 
nur noch geringe Hypohekenzinſen zu entrichten 
"find, die bejte Sicherheit, daß der Erwerbsunfähige 
bis zu ſeinem Tode ein geſichertes und geſundes 
Obdach hat, eine Zufluchtſtätte, die ihm einen be- 
ſchaulichen Lebensabend ermöglicht. Ein Haupt⸗ 
teil, etwa 20 v. H. der Lebenshaltung, nämlich die 
Wohnung, wird durch dieſes eigene Heim infolge 
Wegfall der Mieten beſtritten; ein großer Teil der 
Ernährungskoſten wird durch die Selbſtverſorgung 
aus eigenem Garten und der Kleintierzucht gedeckt 
werden können. So reicht dann die Altersrente 
aus der obligutorifchen oder freiwillgen Angeſtell— 
tenverſicherung, vielleicht verbunden mit einem 
Altersrentenzuſchuß ſeines Berufsverbandes, aus, 
um für das Alter verſorgt zu ſein, vorausgeſetzt, 
daß man ſich zeitig genug in den Beſitz einer 
eigenen Heimſtätte, deren Schulden auf dem Wege 
tilgbarer Hypotheken oder durch eine Rückzahlung 
aus der Lebensverſicherung abgedeckt ſind, geſetzt 
hat. Wenn der Familienvater in vorſorglicher 
Weiſe ſeine Heimſtätte als „Reichsheimſtätte“ auf 
Grund des Reichsgeſetzes vom 10. Mai 1920 und 
der ſpäteren Ausführungsbeſtimmungen der Län⸗ 
der eingetragen hat, ſo hat er auch die Sicherheit, 
daß nicht nur ihm, ſondern auch feinen Familien- 
mitgliedern die Heimſtätte als dauernder Beſitz er- 
halten bleibt und der Grundſtücksſpekulation und 
Zwangsverſteigerung entzogen wird. 

Aus alledem erſieht man die Wichtigkeit, nach 
Möglichkeiten zur Verbilligung des Eigenheim— 
baues zu ſuchen. Eine Möglichkeit, dem die Bau- 
koſten und Mieten verteuernden ſpekulativen 
Bodenhandel zu Leibe zu gehen, bietet der vom 
Ständigen Beirat für Heimſtätten⸗ 
weſen beim Reichsarbeitsminiſte⸗ 
rium ausgearbeitete und von dieſem einſtimmig 
beſchloſſene Entwurf eines ſogenannten oden- 
reformgeſetzes. Der Ständige Beirat, dem 
neben Vertretern der gewerkſchaftlichen Spiken- 
organiſationen hervorragende ſachverſtändige Ver- 
waltungsbeamte und Wiſſenſchaftler angehören, 
trat am 22. März d. J. erneut zuſammen, um 
ſeinen im Jahre 1920 ausgearbeiteten erſten Ent⸗ 
wurf dem heutigen Stande der Boden- und Sied⸗ 
lungsgeſetzgebung anzupaſſen und ihm diejenige 
Form zu geben, die das Geſetz haben ſoll. Dabei 
wurde der Wortlaut des alten Entwurfes nicht un⸗ 
weſentlich geändert. Um Mißverſtändiſſe nicht auf- 
kommen zu laſſen, ſind verſchiedene Punkte ſchärfer 
gefaßt. Gegen den Entwurf wird oft eingewendet, 
er fordere eine uferloſe Bodenwirtſchaft der Ge— 
meinden, und die ſich unter Umſtänden nötig 
machende Enteignung des notwendigen Baugelän- 
des bedeute eine Sozaliſierung. In Wirklichkeit 
fordert das Geſetz nicht mehr, als dasjenige, was 
bisher einige beſonders weitſichtige und tatkräftige 
Verwaltungsbeamte und Kommunalpolitiker (wir 
nennen dabei nur die verſtorbenen Oberbürger— 


meiſter Miquel und bidis Frankfurt a. M. oder 
Wagner⸗Ulm) unter größten Schwierigkeiten und 
ohne Reichsgeſetz in ihren Gemeinden durchzu⸗ 
führen verſuchten, nämlich: eine großzügige Boden- 
vorratswirtſchaft in der Gemeinde zur Verbilligung 
des Siedlungsgeländes, zur Behebung der Woh- 
nungsnot und zur Schaffung der Möglichkeit einer 
weitſichtigen ſtädtebaulich einwandfreien Feſtſetzung 
des Bebauungsplanes. Der grundlegende Ab— 
ſchnitt, der die Aufgaben des Bodenreformgeſetzes 
behandelt, beſagt, daß die Städte verpflichtet wer- 
den, inſoweit Bodenvorratswirtſchaft zu treiben, 
als die Landbeſchaffung für Wohnheimſtätten, 
Nutzgärten, ſonſtige Siedlungszwecke und öffent- 
liche Anlagen es erfordert; es iſt alſo keine Rede 
von einer uferloſen Bodenvorratswirtſchaft. Wenn 
eine Gemeinde den erfüllbaren Wünſchen nach Be- 
reitſtellung von ſolchem Land nicht genügt, ſo ſollen 
nach dem Entwurf die Aufſichtsbehörden eine Er— 
mächtigung hierzu erhalten. Ob und inwieweit 
dieſe vorgeſehene Bodenvorratswirtſchaft zu treiben 
iſt, ſoll ſich insbeſondere aus der Zahl der unbe⸗ 
friedigt bleibenden Nachfragen nach Land für Heim⸗ 
ſtätten und Nutzgärten und aus der Höhe der 
Bodenpreiſe und Pachtforderungen ergeben. 

Wenn in dem Geſetzentwurf davon die Rede iſt, 
daß für die zu bewältigenden Aufgaben die Ge— 
meinden an allen Grundſtücken ihres Bezirkes ein 
dingliches Vorkaufsrecht gemäß Bürgerlichen Ge- 
ſetzbuch und an unbebautem Boden im Veräuße⸗ 
rungsfalle ein Ankaufsrecht und nötigenfalls ein 
Enteignungsrecht an unbebautem Boden haben, ſo 
haben diefe ſchon in der Vorkriegszeit in gewiſſen 
Fällen üblich geweſenen Maßnahmen mit Soziali⸗ 
ſierung nichts zu tun, denn ein Geſetzeskundiger 
weiß, daß im deutſchen Rechtsgebrauch das Wort 
„Enteignung“ mit entſchädigungsloſer Wegnahme 
nichts zu tun hat; eine Enteignung ſetzt vielmehr 
voraus, daß der Beſitzer angemeſſen entſchädigt 
wird. Eine ſolche angemeſſene Entſchädigung iſt 
auch in dem Geſetzentwurf vorgeſehen, und zwar 
ſoll ſie auf Grund der letzten Einſchätzung nach dem 
neuen Reichsbewertungsgeſetz, alſo ein durchaus ge⸗ 
rechter Maßſtab, erfolgen. Nur foll keine Ent⸗ 
ſchädigung für entgangenen Spe⸗ 
kulationsgewinn geleiſtet werden. 
Gegen dieſe Maßnahmen laufen die Intereſſenten 
Sturm; als Vorſpann bei dieſem Kampfe benutzen 
fie die Gaus- und Grundbeſitzerorganiſationen, in 
denen auch der ſolide Hausbeſitz, der von dem 
Bodenreformgeſetz nicht nur keine Gefährdung, 
ſondern eine Sicherung ſeines Eigentums. erhält, 
vertreten ijt. Mit dem Schlagwort „Soziali⸗ 
ſierung“ ſoll ein wenig nachdenkliches Bürgertum 
zu Gegnern des Bodenreformgeſetzes gemacht wer— 
den. Hier können wir von einem erſten deutſchen 
Staatsmann, nämlich von Bismarck, etwas lernen. 
Als Bismarck bei ſeinen Arbeiten um die großen 
Verſicherungsgeſetze und bei der Eiſenbahn⸗ 
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verſtaatlichung politiſche Freunde zuriefen: „Du 
ſteuerſt dem Sozialismus entgegen“, da gebrauchte 
er ein ſtarkes Wort in dem Sinne, es ſei ihm völlig 
gleichgültig, wie es heiße; es komme nicht darauf 
an, wie eiwas genannt wird, ſondern darauf, ob 
es berechtigt oder begründet ſei oder nicht. 

Ohne dieſes Bodenreformegeſetz ift es unmöglich, 
im den einzelnen deutſchen Ländern und Gemeinden 
eine großzügige Wohnungsreform durchzuführen 
und es wäre mit ihm möglich, den Wohnungsbau 
zu verbilligen. In Preußen liegt jetzt der Entwurf 
eines Städtebaugeſetzes, der die Grundlage einer 
planvollen Städtebaupolitik und einer Stadtland- 
kultur bringen ſoll ‚und das ungeſunde Anwachſen 


der Großſtädte verhindern will, vor. Dieſes Städte- 
baugeſetz würde ein geſünderes Wohnen und Ar⸗ 
beiten als unter den gegenwärtigen Verhältniſſen 
ermöglichen. Sowohl dieſer, von den Städten wie 
von den Wohnungsreformern im allgemeinen als 
muſtergültig anerkannte preußiſche Städtebau⸗ 
geſetzentwurf als auch ähnliche Entwürfe in an⸗ 
deren deutſchen Ländern ſetzen als Vorbedingung 
zur Durchführung einer weitſichtigen Städtebau⸗ 
und Wohnungsreform voraus, daß das vorer⸗ 
wähnte Bodenreformgeſetz gewiſſermaßen als Rah⸗ 
mengeſetz für das Deutſche Reich unter Dach ge- 
bracht wird. 


Kheinländer⸗ Studienfahrt durch Oberſchleſien. 


Von Prov.-Landtagsabg. Pfarrer Janſen, Lammersdorf (Rheinland). 


W die Not doch ein Volk verbinden kann! Wir 
im Weſten des Preußiſchen Freiſtaates laſen 
immer mit ſteigender Begeiſterung von dem helden— 
haften Kampf der treuen oberſchleſiſchen Bevölke— 
rung für ihre Heimat. Im ſtillen ſenkte ſich ehr— 
furchtsvoll das Haupt vor jedem, der im Kampfe 
um ſeine oberſchleſiſche Heimat ſein Leben hingab, 
ſenkte ſich auch vor den Lebenden, die harte Not 
auf ſich nahmen, um dem Heimatboden und dem 
angeſtammten Vaterlande treu bleiben zu können. 
Der ſtahlharte Kampfesmut dort ſtärkte unſern 
Mut hier im Weſten. Das Beiſpiel der tapfern 
Oberſchleſier war uns aufmunternd in den über⸗ 
aus harten Jahren der Separatiſtenaufſtände. 
Möchten alle daraus lernen, daß auch in tiefſten 
Notzeiten unſer Volk nicht untergehen kann, wenn 
es einig und geſchloſſen iſt. 

Für uns hier in der allerweſtlichſten Ecke 
Preußens, im Kreiſe Monſchau, war das Geſchick 
Oberſchleſiens, namentlich ſeine hartbedrängte 

ſtgrenze, eine beſondere Lehrſchule. Wir ſtoßen 
an die Kreiſe Eupen-Malmedy, die uns mit meiner 
heißgeliebten Heimat Eupen verloren gegangen 
ſind an Belgien, verloren gegangen ſind entgegen 
jedem Recht der Selbſtbeſtimmung. Wohnt doch 
in dieſen abgetretenen Gebieten ein ſo treudeutſcher 
Volksſtamm, der nichts ſehnlicher wünſcht, als 
die Rückkehr zum deutſchen Vaterlande. Durch 
die Grenzregulierung ging von unſerem Kreiſe 
entgegen dem Friedensvertrage faſt ein Drittel 
an Belgien verloren. Die einzige Bahn, die uns 
mit unſerem deutſchen Vaterlande verbindet, 
die durch das Herz unſeres Kreiſes geht, mußte 
an Belgien abgetreten werden. Wir können 
nur mit einer belgiſchen Bahn mit der weiteren 
Heimat verkehren. Vier unſerer Dörfer, auch mein 

irkungskreis, liegen zu einem Teil innerhalb 
elgiſcher Grenzen, als ſog. Enklaven. Wir müſſen 


über die Auslandsgrenze zur Betreuung unſerer 
Gemeinden. Soviel politiſcher Wahnſinn hier 
wie dort in Oberſchleſien. 

So flug das Herz hoch, als es galt, in Ber- 
bindung mit der Tagung des Deutſchen Schutz⸗ 
bundes in Glatz und der Tagung des Vereins für 
Auslandsdeutſchtum in Hirſchberg eine gemein— 
jame Studienfahrt durch oberſchleſiſches Heimat 
land zu machen. Um es gleich zu ſagen: Die Reiſe 
war einerſeits ſo herzerfriſchend durch die geradezu 
rheiniſche Freundlichkeit, mit der wir überall in 
Oberſchleſien empfangen wurden, für die allen 
Männern und Frauen, zu denen wir in Berührung 
traten, ein herzliches Dankeswort geſagt ſein ſoll, 
erfreuend auch durch das Geſehene, das neugeſchafft 
worden iſt in wenigen Jahren, andererſeits auch 
tief niederſchlagend durch den Anblick des politiſchen 
Wahnſinns, den unſere ehemaligen Gegner in 
Oberſchleſien betätigt haben. Dieſer politiſche 
Wahnſinn kann keinen Beſtand haben. An unſerer 
deutſchen Treue wird es liegen, ob das weltgejchicht- 
liche Unrecht früh oder ſpät gut gemacht wird. 

In den Rahmen der Zeitſchrift „Schleſiſches 
Heim“ paſſen alle die mannigfaltigen Eindrücke, 
die wir Rheinländer empfingen, nicht hinein. Wir 
wollten lernen, ſtudieren, das, was deutſcher und 
preußiſcher Geiſt im oberſchleſiſchen Kampfgebiet 
geſchaffen haben. Zu dem Erlebten gehört auch das 
Schauen der Leiſtungen der Oberſchleſ. Wohnungs⸗ 
ſorgegeſellſchaft auf dem Gebiete der Wohnungs⸗ 
fürſorge. Die Erwartungen wurden übertroffen. 
Unſere Reiſe ging von Oppeln nach Beuthen, wo⸗ 
bei das romantiſche Toſt mit dem dortigen liebens⸗ 
würdigſten Empfang durch ſeine Herrſchaft v. Gu⸗ 
radze nicht unerwähnt bleiben darf. Es ging 
weiter nach Gleiwitz, Hindenburg, Ratibor, wo wir 
den alten Eichendorffſitz, Schloß Lubowitz, begrüßen 
durften und bewirtet wurden und das durch 
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Kanonikus Ulitzka bekannt gewordene Altdorf 
durchfuhren. Liebe Erinnerungen ſteigen auf an 
das geſellige Zuſammenſein in Leobſchütz ... dann 
weiter ... wir verlaſſen das heimatliche Ober- 
ſchleſien, kommen nach Neiße und es geht über Nen- 
ſtadt nach Glatz. 
Jeder dieſer Orte verdiente es, durch eine ganz- 
ſeitige Berichterſtattung feſtgehalten zu werden; die 
Beſichtigungen der Borſigwerke in Biskupitz, das 
Gräfl. Schaffgotſchſche Rieſenkraftwerk mit feiner 
30 000 täglichen Kw-Lieferung, die es mittlerweile 
erreicht haben mag, die Delbrückſchächte in Hinden- 
burg und die Donnersmarckhütte, die moderne 
Schwimmbadeanlage in Ratibor uſw. 


Mit dem liebenswürdigen Oberpräſidenten 
Proske, der uns unermüdlich begleitete, der die 


Studienfahrt ſo ausgezeichnet organiſierte, daß nicht 
eine Stunde Müßiggang zu finden war — und es 
war recht ſo —, deſſen feines Empfinden für 
nationale Notwendigkeiten und deſſen politiſches 
Geſchick für die Behandlung völkiſcher Minoritäten 
ich bewundern durfte, wurden wir beſonders ver- 
traut. Der Abſchied fiel ihm und den Seinen 
ſchwer. Unter ſeiner Führung und dank der un⸗ 
ermüdlichen Unterweiſung des Herrn Regierungs- 
baumeiſters Niemeyer durften wir ſehen, was die 
Prov. ⸗Wohnungsfürſorgegeſellſchaft G. m. b. H. 
für Oberſchleſien geſchaffen hat. Der Wohnungs⸗ 
markt Oberſchleſiens lag ja beſonders troſtlos dar- 
nieder nach dem Kriege. Zu der allüberall be— 
kannten Wohnungsnot, die infolge Stilliegens des 
Baumarktes während des Krieges entſtanden war, 
kam hier die erſchreckende Wohnungsnot durch die 
ausgewieſenen Optanten und die zahlloſen Flücht— 
linge. Wenn irgendwo, dann hieß es hier: 
„Arbeiten und nicht verzweifeln.“ Es hätten 
nicht pflichtbewußte preußiſche Beamte, treue 
deutſche Männer ſein müſſen, wenn ſie nicht zur 
Linderung der Wohnungsnot alle erlahmten Kräfte 
aufgerufen und ſelbſt vorbildlich zugegriffen hätten. 
Wenn wir auch manches faſt nur wie im Fluge 
ſchauen konnten, ſo genügte gelegentlich auch nur 
ein kurzer Blick zu der Überzeugung, daß vorbild⸗ 
liche Baumeiſter am Werke geweſen waren. Da 
ſieht das überraſchte Auge wunderbar in das Land 
hineingepaßte Einzel- und Gruppenhäuſer; farben⸗ 
prächtig lachen ſie den fremden Beſchauer an. 
Mochte man vorher ein wenig innere Gegnerſchaft 
gegen das neuzeitliche Farbenhaus gefühlt haben, 
wenn man aber diefe jo wunderbar harmoniſch ab- 
getönte, maleriſche Häuſerfarbenpracht ſehen darf, 
wird aus der negativen Einſtellung eine frohe 
Bejahung. Schade, daß nicht überall die fachkun⸗ 
dige Hand zu Rate gezogen worden iſt beim Bau 
und bei der Farbenwahl. Wo hin und wieder 
allzu kraſſe Farbentöne das Auge etwas beleidig- 
ten, mußte man erfahren, daß hier nicht die 
Oberſchleſiſche Wohnungsfürſorgegeſellſchaft die 
Mutter der Anlage geweſen iſt. Es wäre darum 


wärmſtens zu begrüßen, wenn bei allen Einzel 
wie Gruppenſiedelungen der bewährte Rat und die 
fachmänniſche Unterſtützung der provinziellen 
Wohnungsfürſorge eingeholt würde. Nach den 
Auskünften, die ich mir geben ließ, arbeitet ſie unter 
Innehaltung des Grundſatzes: „Billig, aber ſchön 
und gut.“ Dazu gewährt ſie dem Bauluſtigen Schutz 
gegen Ausbeutung durch den Unternehmer. Be 
wundernd ſteht man vor ganzen neuen Straßen⸗ 
zügen, ja vor neuen Ortſchaften und Ortsteilen. Wo 
Großſtädte faſt über Nacht aus dem Boden erſtehen 
müſſen, gilt es mit beſonders weitſichtigem Blick 
zu planen. Und auch dieſes weitausſchauende 
Auge hat nicht gefehlt. Erweiterungsfähig liegen 
Siedlungen vor uns, die nur Teile großer Pläne 
ſind. Erfreulich zu ſehen, daß das Hausgärtchen 
wohl nirgendwo fehlt. Der oberſchleſiſche Arbeiter 
muß, ſo wird uns ausgeführt, länger und billiger 
arbeiten als der weſtdeutſche. Das Weitabliegen 
von der fahrbaren Waſſerſtraße — bis Coſel muß 
die Kohle auf dem Schienenwege befördert werden 
— erhöht die Belaſtung der Kohle. Andere Um— 
ſtände, die ich nicht aufzuzählen brauche, weil der 
Oberſchleſier fie genügſam kennt, ſteigern die Pro- 
duktionskoſten. Ob es nicht anders geht, als die 
erhöhten Produktions- und Förderungskoſten durch 
Minderung des Arbeitslohnes wettzumachen, ſei 
dahingeſtellt. Tatſache iſt der billigere Arbeiter. 
Ihm iſt darum doppelt ein frohes Heim zu gönnen, 
ein Heim mit innerer und äußerer Gemütlichkeit, 
in dem er ein menſchenfrohes Leben haben kann, 
mit feinem Gärtchen, in welchem er mit der Natur 
verbunden bleibt, mit einem Raum für Kleintier— 
zucht, die ihm frohe Beſchäftigung bietet in ver- 
dienten Feierſtunden. Möge die Wohnungsfür- 
ſorgegeſellſchaft nimmer das Ziel der wahrhaft 
behaglichen Arbeiterwohnung aus dem Auge ver- 
lieren, die ebenſo billig wie ein ungemütliches, 
geſchmackloſes Heim erbaut werden kann. Der 
deutſche Arbeiter ſoll ſich dort im Grenzlande be— 
ſonders wohl fühlen, wohler als der jenſeits der 
Grenzpfähle wohnende, damit deutſche Kultur 
werbe für das Deutſchtum. Möge dieſe Auffaſſung 
auch ſich Bahn brechen bei der Großinduſtrie. 
Irrtum zu glauben, daß, wenn es dem Arbeiter 
wohl ergehe, er anſpruchsvoller und unzufriedener 
werde. Wir haben uns gefreut, daß in den füh⸗ 
renden Kreiſen auch das brennende Problem der 
eigenen bäuerlichen Siedelung erkannt iſt. 
Daß auch dem Großgrundbeſitz doch dieje Erkennt⸗ 
nis aufgehe zum Nutzen des Deutſchtums! Es iſt 
uns nicht unbekannt, daß die Abſtimmung nicht 
überall den Charakter einer politiſch-nationalen, 
ſondern einer ſozialen Einſtellung war. In dieſe 
Fragen, die ſich mehren ließen, das Siedlungs⸗ 
problem und Wohnungsproblem hineingeſpannt, 
wächſt es aus zu einer wahrhaft nationalen, deut- 
ſchen Frage. Dem nur flüchtigen Beobachter wird 
es klar, daß hier in der Grenzmark nicht ohne 


öffentliche Mittel alles Neuerſtandene geſchaffen 
werden konnte. Aber wahrhaft neidlos freuen wir 
uns deſſen und wiſſen auch im Weſten den weit⸗ 
ſichtigen Führern Dank, die mit dem kalten Geld 
echt heimatliebendes Empfinden ſchaffen. Mag 
auch noch vieles zu tun übrig bleiben, deutſcher 
Geiſt und deutſcher Wille werden es ſchaffen. Es 
würde reizvoll erſcheinen, nun noch einen bejon- 
ders kritiſchen Rundgang zu machen durch die 
Siedlungen, von Oppeln angefangen über Beuthen, 
Hindenburg, Gleiwitz, Leobſchütz bis Ratibor und 
nach Niederſchleſien hin. Doch ſehen wir davon ab, 
wir möchten uns ſonſt an eine zu kritiſche Aufgabe 
heranmachen. 

Wir müſſen Oberſchleſien wieder verlaſſen. Für 
mich waren es ſonnige Freudentage ohne Schatten. 
Gab die Sonne uns nicht ihren hellen Glanz mit 
auf die Reiſe, ſo haben die mit uns in Berührung 
gekommenen Menſchen ſie uns gegeben aus ihrem 
ſonnigen, lieben Gemüt. Daß die rheinländiſchen 
Regierungsbeamten in der Umgebung des Herrn 
Oberpräſidenten uns mit rheiniſcher Liebe be 
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gegneten, war für fie eine Selbſtverſtändlichkeit, 
für uns war fie mehr. Dieſe Anerkennung darf 
auch nicht verſagt werden den Oberhäuptern der 
beſuchten Städte mit ihrem Magiſtrat, dem Leiter 
der Selbſtverwaltung, Landeshauptmann Piontek, 
und fie darf nicht vorenthalten werden den Män- 
nern und Frauen des Volkes. Ich ſelbſt werde 
mich immer gerne erinnern der freundlichen Zu⸗ 
vorkommenheit der Schutzpolizei auf der Wachſtube 
in Beuthen, die den Fernſprecher nicht abſetzte, bis 
ſie mir wieder den Anſchluß an meine verlorene 
Gruppe wiederverſchafft hatte. Und gerade hier 
erinnere ich mich auch gerne der Arbeiter in einigen 
Siedlungswohnungen, die mit ſtrahlendem Geſicht 
ihr behagliches Heim zeigten und von dem Unter— 
ſchied zwiſchen geſtern und heute in den Wohnungs⸗ 
verhältniſſen erzählten. Wir hoffen, nicht zum 
letztenmale in Oberſchleſien geweſen zu ſein, und 
wünſchen dabei, daß wir uns auch hier auf der 
rheiniſchen Erde wiederſehen, auch an der weſt— 
lichſten Kante auf dem hohen Venn, wo ich dieſe 
Zeilen niederſchrieb. 


Ausſtellung „Siedlung und Stadtplanung in Schlefien“. 
Die neue Ausſtellung „Siedlung und Stadtplanung 
in Schleſien“ im Rahmen der Ausſtellungen im Scheit⸗ 
niger Ausſtellungsgebäude in Breslau iſt eröffnet 
worden. 

Sie gibt in einer ſorgfältigen hiſtoriſchen Abteilung 
umfangreiches Material von Bebauungsplänen, Stichen, 
Fotos und Skizzen der Stadtentwicklungen von Bres⸗ 
lau und der Provinzſtädte. Daran ſchließt ſich eine 
neue Abteilung. Die Geſamtanordnung iſt gut. Unter 
dem Begriff „Siedlung und Stadtplanung in Schleſien 
kann man nur etwas Umfaſſendes verſtehen. Den 
Hauptteil liefert die Stadt Breslau. Das von ſeiten 
der Provinz zur Verfügung geſtellte Material reicht 
nicht völlig aus, um von Siedlung und Stadtplanung 
in Schleſien einen klaren Begriff zu geben. Man ſieh! 
Stichproben der Städte. Die beiden Wohnungs⸗ 
N e endeten Breslau und Oppeln zeigen eben⸗ 
falls Stichproben ihrer Tätigkeit. Man ſieht, es ift 
da ſeit dem Krieg eine neue Materie entſtanden und 
gewaltig angewachſen. Das Gezeigte ift ſehr inter- 
eſſant und lehrreich, es wäre jedoch darüber hinaus 
wünſchenswert, einmal klar ſtatiſtiſch ſiedlungs⸗ 
techniſche Entwicklungen auch der neueren Zeit 
in logiſchen Zuſammenhängen zu zeigen. Ein Begriff 
es Siedlungsweſens kann dem Laien nur durch ge⸗ 
eignete übertragung und Anſchaulichmachung ver⸗ 
mittelt werden. Der Sammelbegriff legt den Ton auf 
die Frage: Wie ſteht es mit der Siedlung in ganz 
Schleſien? Man wünſcht den Begriff wiſfenſchaftlich 
und, wenn man will, durch Stichproben illuſtriert, er⸗ 
läutert zu ſehen, oder mit anderen Worten: man 
möchte ſehen: mehr Zuſammenfaſſung und Reſultat. 

an wünſcht, aus dem ausgeſtellten Material Schluß⸗ 
folgerungen ziehen zu können, die für die Lebensfrage 
und die Exiſtenz unſerer beiden Provinzen von aus⸗ 
chlaggebender Bedeutung find. 

Das Gebotene iſt ein guter und mutiger Anfang. 


S Hoffen wir, daß dieſe Ausſtellung „Siedlung und 


adtplanung in Schleſien“ zu gegebener Zeit wieder⸗ 


vermiſchtes. 


kehrt, allmählich mit allem fachlichen und wiſſenſchaft⸗ 
lichen Rüſtzeug ausgeſtattet wird und fo die Allge— 
meinheit für die tieferen Zuſammenhänge des Sied⸗ 
lungsweſens gewinnt. So — periodiſch wiederkehrend 
— könnte ſie, ſtets neue Reſultate und Fortſchritte 
zeigend, zum Siedlungserzieher werden, — was bitter 
nötig iſt! S. 


Der Städtebaugeſetzentwurf auf der Hauptausſchuß⸗ 
tagung des Preußiſchen Städtetages. 
Am 18. und 19. Juni tagte der Hauptausſchuß des 


Preußiſchen Städtetages in Düſſeldorf. Den Teil⸗ 


nehmern wurden 2 Vorträge geboten, einmal von dem 
Präſidenten des Städtetages Dr. Mulert über Ber: 
waltungsreform, ein zweiter von dem Verbands- 
direktor des Ruhrſiedlungsverbandes Schmidt⸗Eſſen 
über das Städtebaugeſetz. 

Hier intereſſiert mehr der letztere Vortrag. Der 
Referent ſprach in hochintereſſanter, gewinnender Weiſe 
über die durch das Städtebaugeſetz aufgerollten Pro⸗ 
bleme in etwa einſtündigem Vortrage. Es war be⸗ 
zeichnend, daß er zum Schluß fragte, ob er auch noch 
über das Geſetz etwas bringen ſolle, ein Zeichen, daß 
er ſeinen Vortrag wirklich von hoher Warte aus an- 
gefaßt hatte. 

Nachdem der Städtebaugeſetzentwurf mehr nach 
ſeiner rein techniſchen Geſetzesſeite auf einer Bürger⸗ 
meiſterkonferenz in Breslau von 5 Referenten be- 
handelt worden war, prüft der Vorſtand des Schle⸗ 
ſiſchen Städtetages die Möglichkeit, den Entwurf, der 
wegen feiner außerordentlich einſchneidenden Be- 
deutung auf den verſchiedenſten ſtädtiſchen Gebieten 
die größte Aufmerkſamkeit verdient, noch einmal zum 
Gegenſtand einer Beſprechung zu machen, und zwar 
iſt für den Herbſt Verbandsdirektor Schmidt für einen 
Vortrag gewonnen worden. über die Art der Ver⸗ 
anſtaltung ſind Verhandlungen mit den 3 ſchleſiſchen 
Landkreisverbänden angeknüpft, da der Städtetag 


330 


F 


G m 


eine Tagung gemeinſam mit den Landkreisverbänden 
im Auge hat. 

Es iſt zu hoffen, daß auch von ſeiten der Landkreiſe 
ein Referent gewonnen wird, ſodaß dann die Gewähr 
beſteht, daß das Städtebaugeſetz nach allen Richtungen 
zur eingehenden Darſtellung gebracht wird. Der 
gleiche Verſuch iſt im übrigen im vorigen Jahre von 
dem Verein für Kommunalwirtſchaft und Kommunal⸗ 
politik mit Erfolg durchgeführt worden, der auf ſeiner 
Herbſttagung im September in Danzig 2 Referenten 
für das Städtebaugeſetz gewonnen hatte, einmal Land⸗ 
rat v. Beckerath⸗Düſſeldorf und einen Stadtrat aus 
Königsberg. Salomon. 


Die „Geſolei“. 
Von Gewerbeoberlehrer Fr. Oſter mann“ Liegnitz. 


„Wenn jemand eine Reiſe tut, dann kann er was 
erzählen“; dieſe alte Weisheit bewahrheitet ſich auch, 
wenn man zur großen Ausſtellung für Geſundheits⸗ 
pflege, ſoziale Fürſorge und Leibesübungen nach Düſſel⸗ 
dorf fährt. Mag man die Ausſtellung mit irgendeinem 
beſonderen Wunſche beſuchen, ſo kann man ſicher ſein, 
daß auch der gewiegteſte Spezialiſt auf ſeine Rechnung 
kommt. In 2000 Meter Länge erſtreckt ſich das ideal 
gelegene Ausſtellungsgelände zwiſchen dem grünen 
Rhein und Düſſeldorfs herrlichem Hofgarten dahin. 
175 Ausſtellungsbauten laden zur Beſichtigung ein; 
man brauchte Wochen, um alles bis in die Einzelheiten 
zu ſtudieren. Glücklicherweiſe iſt der amtliche Name 
„Geſolei“ nicht zu begrenzt aufzufaſſen; denn die 
drei Begriffe geben nur einen Rahmen für alles Dar- 
gebotene ab. Man könnte mit gleichem Recht auch die 
Ausſtellung eine Schau deutſchen Lebens⸗ 
willens und eine Schau deutſcher Arbeit 
und Kultur nennen. Unter ſolchem Geſichtswinkel 
ſind auch dieſe Ausführungen zu betrachten. 

Rein architektoniſch zeigt die Ausſtellung, 
daß die Gedanken neuerer Auffaſſung, die jeder Ro— 
mantik abhold ſind, ſich durchgeſetzt haben. Wer die 
betonte Zweckmäßigkeit der vielen Bauten betrachtet, 
muß zur überzeugung kommen, daß der Kurs der 
letzten Jahre, abgeſehen von extremen Entgleiſungen, 
der richtige war. Schon bald fällt der Blick des Be⸗ 
ſuchers auf die Rheinhalle, 
Verwendung den Namen „Planetarium“ führt. 
Als mächtiger Kuppelbau in Ziegelrohbau bildet ſie 
den Abſchluß des Ehrenhofes, in deffen Mitte 
ein Springbrunnen plätſchert. Auch die anderen 
Bauten, die dieſen Hof umgeben, zeigen die gleiche 
Architektur; die roten Ziegelſteinflächen, durch ſpar⸗ 
ſame, mit plaſtiſchem Schmuck verſehene Vorbauten 
unterbrochen. In ſeiner Geſchloſſenheit bietet der 
Ehrenhof, in ſeiner Harmonie der Farben und der 
Wohlabgewogenheit der Verhältniſſe, ein prächtiges 
Bild, das ſeinem Erbauer, Prof. Wilhelm Kreis, 
alle Ehre macht. 

Ein anderes Bild nimmt bald des Beſuchers Auge 
auf: der mächtige Feuerwehrturm der in feiner 
Höhe und Maſſigkeit das ganze Gebiet beherrſcht und 
von ſeiner Plattform einen herrlichen Blick über das 
Ausſtellungsgelände, den Rheinſtrom und die Stadt 
bietet. In ſeinen Formen gibt der Turm ein Anſchau⸗ 
ungsbeiſpiel dafür, wie ſich etwa der Hochhausbau in 
dem Zentrum großer Städte dartun wird. Als Eckbau 
der großen Ausſtellungshalle iſt er gleichſam ein 
äußeres Zeichen für das, was dieſe im Innern birgt. 

Der großen Ausftellungshalle gegenüber, hart am 
Rheinufer, ſtellt ſich eine Reihe kleinerer Bauten dem 
Beſchauer dar. Das Rheiniſch-Weſtfäliſche Kohlen- 
ſyndikat errichtete das Haus „Ruhrkohle“, ihon 
äußerlich an dem Förderturm zu erkennen. Nebenan 


die auch nach ihrer. 


brachte das Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Slektrizitäts⸗ 
werk in ihrem Ausſtellungsbau dem Beſucher das 
Neueſte auf dieſem Gebiete dar. Eine wiſſenſchaftliche 
Bücherei, vorwiegend mediziniſchen Inhalts, in ſehr 
zweckmäßigen Räumen, und dazu eine vorbildlich aus⸗ 
geſtattete Leſehalle, zeigte die bekannte Berliner 
Buchhandlung Hirſchwald. Der nächſte Bau iſt das 
„Haus des Arztes“, in dem die Entwickelung 
des Arztberufes bis zur Gegenwart gezeigt wird; den 
Architekten intereſſiert in dieſem Bau ſehr das Arbeits⸗ 
zimmer des Arztes, deſſen Entwurf von dem bekannten 
Raumkünſtler Max Heidrich ſtammt. Ein Baus 
werk ganz eigener Prägung ift das Taut ſche „Haus 
des Allgemeinen deutſchen Gewerk⸗ 
ſchaftsbundes“. Der Gedanke der Organiſation, 
die der ADB. doch darſtellt, kommt ſchon rein äußer⸗ 
lich in den ſtraffen Formen der Architektur zum 
Ausdruck. 

Durch einen ſchmalen Weg kommt der Wanderer 
zu einem Anger, um den ſich eine Reihe von Bauten 
gruppieren: „Die Wohnung des Menſchen.“ 
Im Hintergrunde eine ſchlichte Dorfkapelle, 
innen und außen ſo, daß ſie wirklich das darſtellt, 
was ſie fein foll: eine Stätte der Sammlung. Gärt⸗ 
neriſche Anlagen mit Werken neuzeitlicher Friedhofs- 
kunſt umgeben das kleine Gotteshaus. Von den andern 
Bauten fällt zunächſt das „Haus des unver: 
heirateten Bildhauers“ in feinen rein kubiſch 
aufgefaßten Baumaſſen ins Auge. Außer dem Atelier 
enthält es nur die allernotwendigſten Räume. Als 
Gegenſtück findet man dann das „Haus des vere 
heirateten Malers“, in dem ſich Familienräume 
harmoniſch mit dem großen Arbeitsraum zu einem 
Ganzen zuſammenſchließen. Ein weiteres Muſterhaus 
ift das des „geiſtigen Arbeiters“. Es zeigt, 
wie man ſelbſt bei einfachſter, beinahe ländlicher Bau⸗ 
weiſe etwas ſchaffen kann, das ſelbſt die verwöhnteſten 
Anſprüche befriedigt. Ein „Mittelſtandsmuſter⸗ 
haus“ und das „Arbeiterhaus in der Bor- 
ſta dt“ tun dar, daß auch für diefe Schichten der 
Bevölkerung in der Wohnungsfürſorge etwas Ganzes 
getan werden kann. Daß in allen dieſen Bauten auch 
die Innenausſtattung im richtigen Verhältnis zum 
Hauſe ſteht, ſei nur der Vollſtändigkeit halber erwähnt. 

Noch manches ließe fidh über all die 175 Aus- 
ſtellungsbauten ſagen, doch darüber würde man zu 
keinem Ende kommen. Aber das Bewußtſein nimmt 
wohl jeder Beſucher mit ſich, daß unſere deutſche Bau⸗ 
kunſt viel Wertvolles hier geſchaffen hat. Nun zu dem 
Vielen was die Ausſtellung ſonſt bietet. Im Mittel⸗ 
punkt von allem ſteht der Menſch. Er wird gezeigt, 
wie er fidh vom Höhlendaſein bis zur Gegenwart ent- 
wickelte, in geſunden und kranken Tagen, in ſeinen 
Beziehungen zu Pflanze und Tier. Großen Raum 
nimmt die Wohlfahrtspflege in allen ihren 
Zweigen ein: öffentliche und private Für- 
ſorge. Die deutſchen Städte, die einzelnen Kirchen 
und N die Heilsarmee und das 
Rote Kreuz; alles wetteifert miteinander, um zu 
zeigen, wieviel ſchon an der leidenden Menſchheit getan 
ift und noch getan werden muß. Den Kommunal: 
politiker intereſſiert, je nach dem Gebiete, auf dem 
er tätig iſt: Städtebau, Planung, Verkehrsweſen, 
Waſſerverſorgung, Abfallbeſeitigung und Verwertung, 
Lichttechnik, Heizung, Lüftung, Gas, Elektrizität, 
Feuerwehr und das Beſtattungsweſen. Die Frau 
findet reiche Anregung in der „Sonderſchau der 
Frau“, die alle Lebens- und Arbeitsgebiete des weib⸗ 
lichen Geſchlechtes zeigt. Neben den vielen Einrich- 
tungen für Leibesübungen iſt beſonders ſehens⸗ 
wert, was in das Gebiet der Jugendpflege und 
Jugendfürſorge gehört. Ein Mufterjäug- 
lingsheim, in dem ſich über ein Dutzend munterer 


— ee 


TTT 


331 


| Rinder tummeln, bietet ebenſoviel des Intereſſanten, 
Die das Jugendheim und das Haus der 
ugend, in dem beſonders das Beſtreben der 
eutigen Jugend nach neuen Lebensformen zum Aus— 
druck kommt. 


Zwiſchen all den Ausſtellungsbauten wirbt auch die 
artenkunſt für ſich. Unter vielen anderen hat 
auch Leberecht Migge Muſtergärten mit Garten⸗ 
aus und Trockenklo ausgeſtellt. Damit den Beſuchern 
auch ſonſt noch etwas geboten wird, find mancherlei 
ergnügungsftätten errichtet, von denen das „Plan- 
chetarium“, ein Bad mit künftlicher ellen⸗ 
bildung, wohl das beſuchteſte iſt. Zwiſchen allem durch 
windet fih die Liliputbahn, um müden Beſuchern ein 
Abkürzen der Wege zu ermöglichen. 

Mit wertvollen Eindrücken verläßt ein jeder die 
Ausſtellung. Ihn überkommt der Eindruck, daß doch 
manches getan worden iſt; getan um des Menſchen 
willen. Wer aber tiefer ſieht, iſt ſich auch bewußt, 
daß bei aller Wertung der Leibesübungen, bei noch 
ſtärkerem Ausbau der ſozialen Fürſorge, bei noch er⸗ 
höhter Geſundheitspflege, erſt dann etwas wirklich 

anzes geſchaffen werden kann, wenn es gelingt, die 
ohnungsfrage, die brennendſte aller ſozialen 
egenwartsnöte, zu löſen. Alles andere bleibt Halb- 
eit, wenn nicht dieſes übel bei den Wurzeln gepackt 
wird. So kann auch die „Geſolei“ mit dazu beitragen, 
ierfür zu werben und die notwendige Kraft zu ſtärken. 


Schleſiſcher Städtetag in Reinerz. 


Vom 11. bis 13. Juni d. Is. hielt der Schleſiſche 
j Städtetag feine diesjährige Hauptverſammlung ab. 
achdem am Freitag, den 11., eine Vorſtandsſitzung ab- 
gehalten worden war, fand am Abend ein Grenzland⸗ 
abend im Kurſaal ſtatt, auf dem Prof. Dr. Dietrich 
von der Techniſchen Hochſchule in Breslau einen Vor⸗ 
tag über „Amerikas Einſtellung zu Deutſchland, ins⸗ 
beſondere zu Schleſien“ hielt. Die ſehr intereſſanten 
Ausführungen werden in Kürze in Buchform erſcheinen. 
Am Sonnabend, den 12., vormittags, begann die 
eigentliche Hauptverſammlung im Kurſaal unter eben⸗ 
falls überaus zahlreicher Beteiligung. Der Vorſitzende, 
berbürgermeiſter Dr. Wagner, begrüßte insbeſon⸗ 
ere die erſchienenen Vertreter der Selbſtverwaltungs⸗ 
behörden, darunter den Landeshauptmann der Provinz 
liederſchleſien von Thaer. Der Städtetag trete in 
einer ſehr ſchweren Zeit zuſammen, er glaubte nicht, 
da auch nur ein einziger Stadt⸗ Haushaltsplan den 
fat ächlichen Verhältniſſen ſtandhalten werde. Die 
irtſchaftskriſe bringe ein Anſchwellen der Ausgaben 
er Wohlfahrtsämter, erhebliche Nachforderungen ſeien 
u befürchten, wenn nicht das Reich in irgendeiner 
eiſe helfend einſpringe. Trotz allem ſolle aber die 
offnung nicht aufgegeben werden, daß die Städte auch 
2 r diefe Schwierigkeiten hinwegkommen werden. 
andeshauptmann v. Thaer dankte namens der Ehren⸗ 
gäſte und wünſchte der Tagung einen vollen Erfolg. 
Erdem vom Geſchäftsführer des Schleſiſchen Städtetages, 
tem Bürgermeiſter a. D. Salomon, erſtatteten 
fi ſchäftsbericht war zu entnehmen, daß eine erfreu⸗ 
el e Fortentwicklung und Konſolidierung der Ver⸗ 
nigung beſchieden war, die mit 3 Städteverbänden, 
2 Städten und 20 Landgemeinden über 2 Millionen 
de leſier vertrete. Nach Entgegennahme des Kaſſen⸗ 
ſüchts folgte die Entlaſtung des Vorſtandes und 
3 re erwahl der ausſcheidenden Vorſtandsmitglieder 
Berch Zuruf. Als nächſtjähriger Tagungsort wurde 
euthen OS. gewählt. 
t Über Forderungen der Selbſtverwal⸗ 
ung an die künftige Geſetzgebung 
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referierte alsdann der Syndikus des Reichsſtädte⸗ 
bundes, Dr Haekel. Den vielgeſtaltigen Forde⸗ 
rungen, ſo führte er aus, liege der große Gedanke 
des Kampfes für die Aufrechterhaltung oder beſſer 
Wiederherſtellung der Selbſtverwaltung zugrunde. 
Denn das, was wir noch beſitzen, ſei nur eine bedingte 
Selbſtverwaltung. Sie hat drei mächtige Widerſacher, 
die deutſche Wirtſchaft, die Parlamente und die Ne- 
gierung. Die Kontrolle der Selbſtverwaltung muß auf 
das Mindeſtmaß beſchränkt werden, die Öffentlichkeit 
iſt die beſte Kontrolle. Die Städte wollen vollen 
Frieden mit der deutſchen Wirtſchaft und gegenſeitige 
Verſtändigung über die beiderſeitigen Bedürfniſſe. 
Unter dem Einfluß der Wirtſchaft iſt auch die Stim⸗ 
mung des Landes- und des Reichsparlaments gegen die 
Gemeinden. Die Bevormundung der Gemeinden ſei 
unerträglich, man verlange ſparſame Wirtſchaft, 
fordere aber von den kommunalen Betrieben ſo hohe 
Abgaben, daß pro Kopf der Bevölkerung 6 Mark auf- 
zubringen ſind und das Odium der Belaſtung auf die 
Städte fällt. Auch bei den Ausgaben haben die Ge- 
meinden nichts zu fagen, alles wird ihnen vorgeſchrie— 
ben, wird geſetzlich feſtgelegt und obendrein noch der 
Genehmigung unterworfen. Den Abgeordneten ſei zu⸗ 
zurufen: Macht weniger Geſetze im Reiche und in 
Preußen, je weniger Geſetze, deſto weniger Beamte 
brauchen wir. Das größte Ziel bleibe ein verſtändiger 
Finanzausgleich. Wenn das Reich mit einem großen 
überſchuß aufwarten konnte, die Gemeinden aber faſt 
reſtlos mit Defizit abſchloſſen. ſo ſei das der beſte 
Beweis, daß der Ausgleich falſch war. Zu fordern ſei 
in dieſem Zuſammenhang eine ausreichende Be- 
teiligung an den Steuerquellen und das Zuſchlagsrecht 
ohne Einſchränkung, ferner ein gerechter Laſten— 
ausgleich auf dem Gebiete des Schulweſens und der 
Fürſorgeleiſtung, ſowie die endgültige praktiſche Durch⸗ 
führung einer Verwaltungsreform. Geſprochen und 
geſchrieben iſt dazu genug, die neue Städteordnung iſt 
darüber zum Mythos geworden. Die Städte müſſen 
die Wiederherſtellung ihrer Finanzhoheit und Selbſt⸗ 
verantwortung verlangen, keine Verwaltungsreform 
mit weitergehender Konzentration, ſondern Dezentrali⸗ 
ſation: aus eigener Initiative ſollten die Parlamente 
dahin wirken, daß eine Anzahl überflüſſiger Behörden 
verſchwinden, daß Doppelarbeit im Reich und in den 
Ländern und innerhalb der Landesbehörden vermieden 
wird. Die Selbſtverwaltung, um die uns das Ausland 
beneide, dürfe nicht weiter eingeſchränkt werden und 
verloren gehen. (Lebhafter Beifall.) 

Stadtverordneter Langer-⸗Hirſchberg lenkte die 
Blicke der Verſammlung auf die bevorſtehende, ins 
Unerträgliche ſteigende Belaſtung der Gemeinden durch 
die Unterhaltung der ausgeſteuerten Arbeitsloſen. Das 
Zurückgehen der veröffentlichten Zahlen über die unter⸗ 
ſtützten Arbeitsloſen verleite zu einem Trugſchluß. Sie 
verminderten ſich in der Hauptſache um die Aus⸗ 
geſteuerten, die vollſtändig dem Wohlfahrtsamt zur 
Laſt ſallen. Was ſoll werden, wenn im Laufe der 
nächſten Monate die ungeheuren Maſſen ſämtlich aus⸗ 
geſteuert ſein werden? Die Fürſorgeetats würden glatt 
über den Haufen geworfen und den Gemeinden ge— 
waltige Laſten auferlegt werden. Auch die Beſtim⸗ 
mungen über Notſtandsarbeiten zeigen, daß die Leute 
am grünen Tiſch keine Ahnung von der Praxis haben. 
Nach längerer Ausſprache, an der ſich u. a. Oberbürger⸗ 
meifter Snay⸗Görlitz, Oberbürgermeiſter Geisler: 
Gleiwitz, Landtagsabgeordneter Landrat Dr. P e u k e r- 
Glatz. Bürgermeiſter Böer-Groß-Wartenberg und 
Stadtv. Carl Wilhelm Wolf⸗Breslau beteiligten, 
welch letzterer davor warnte, einen nicht beſtehenden 
Gegenſatz zwiſchen der deutſchen Wirtſchaft und der 
Selbſtverwaltung der Gemeinden zu konſtruieren, 
wurde folgende Entſchließung einmütig angenommen: 
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Die erdrückende, ſich täglich ſteigernde Belaſtung 
der Gemeinden mit Wohlfahrtsausgaben aller Art, 
die Wirtſchaftskriſe, die durch Anwachſen der Zahl 
der ausgeſteuerten Erwerbsloſen die Wohlfahrts⸗ 
etats der Gemeinden zum Brechen belaſtet, zwingen 
zu der Forderung, daß Reich und Staat ſofort die 
Koſten für die ausgeſteuerten Erwerbsloſen über⸗ 
nehmen. Auch bei den Bauarbeitern muß die Für⸗ 
ſorge in gleichem Maße wie bei den übrigen Ar⸗ 
beitern einſetzen. Ferner wird dringend darum 
erſucht, daß in Berückſichtigung der großen Woh⸗ 
nungsnot und der Notlage der Bauarbeiter auch hier 
. in größerem Umfange zugelaſſen 
werden. 


Kommt nicht bald Hilfe, brechen ſpäteſtens im 
Herbſt zahlreiche Gemeinden finanziell zuſammen. 


Der Schleſiſche Städtetag, als Sprecher von zwei 
Millionen ſtädtiſcher Einwohner, fordert ſchleunige 
Hilfe von Reich und Staat. 


über Eingemeindungsfragen im Lichte 
des Allgemein- und Staatswohls ſprach alsdann 
Bürgermeiſter Colditz ⸗ Gleiwitz. Er legte in großen 
Umriſſen die Entwicklung der Städte, ihr Aus⸗ 
dehnungsbedürfnis und ihre Eingemeindungspolitik 
dar, ſowie die Grundſätze, unter denen die Eingemein⸗ 
dung ſtattzufinden habe, damit ſie nicht zum Schaden 
der Allgemeinheit verzögert oder unmöglich gemacht 
werden. Oberbürgermeiſter Dr Wagner ergänzte 
die Ausführungen. Auch er vertrat den Standpunkt, 
daß Parlament und Staat ſich eingehend mit derartigen 
Eingemeindungsfragen zu beſchäftigen haben, und es 
ſcheine, daß dieſe Einſicht auf dem Marſche iſt. Bürger⸗ 
meiſter Salomon berichtete über ſeine Arbeiten der 
Eingemeindungsfragen in den kleineren Städten und 
Regierungsrat Dr Hauck vom Bezirksausſchuß Bres- 
lau verſprach den vielfältigen Anregungen, die die 
Erörterung dieſer Themas gebracht haben, nachzugehen. 


Es folgte dann die Ausſprache über die Vorträge 
über „Einkammer- oder Zweikammerſyſtem“, gehalten 
auf der erweiterten Vorſtandsſitzung in Breslau am 
21. November vorigen Jahres. Oberbürgermeiſter Dr. 
Weiß Ludwigshafen hatte damals das Weſen der 
bayeriichen Stadtratsverfaſſung und die Erfahrungen 
mit dieſem Einkammerſyſtem dargelegt, während 
Stadtverordneten-Vorſteher Juſtizrat Dr Ablaß⸗ 
Hirſchberg für die Beibehaltung des bejtehenden. auf 
der Steinſchen Städteordnung baſierenden Zwei⸗ 
kammerſyſtems eingetreten war. Oberbürgermeiſter 
Dr Wagner wies als erſter Redner auf die rheiniſche 
Bürgermeiſtereiverfaſſung hin, die der Deutſche Städte⸗ 
tag zur allgemeinen Einführung empfohlen hatte. Sie 
bedeute eine gewiſſe Heraushebung des Oberbürger- 
meiſters, ohne deſſen Zuſtimmung keine Beſchlüſſe der 
Stadtverordneten-Verſammlung ausgeführt werden 
können. Sie ähnele in gewiſſem Sinne dem fran- 
zöſiſchen Präfekturſyſtem, kenne aber, im Gegenſatz zu 
dieſem, in einer Reihe von Fällen keine obere Inſtanz 
über dem Bürgermeiſter. Es fei zuzugeben, daß fie 
eine gewiſſe Diktatur bedeute, die ihre Vorteile und 
Schattenſeiten habe. Vorteile, wenn ein tüchtiger Mann 
an der Spitze der Gemeinde ſtehe, der ein Anſporn für 
ein mächtiges Aufblühen ſein würde, Nachteile, weil 
keine Gewähr dafür ſtehe, daß ein hervorragender 
Mann immer die Geſchicke der Stadt lenke. Die Stein⸗ 
ſche Städteordnung kannte ebenfalls nur eine Kammer, 
die Stadtverordneten-Verſammlung, erft feit 1853 
wurde das jetzige Zweikammerſyſtem eingeführt. Auch 
das bayeriſche Syſtem habe ſeine Vorzüge, er ſtehe 
aber nicht an, für die rheiniſche Verfaſſung eine Lanze 
zu brechen, das Einkammerſyſtem ſcheine ihm auf dem 
Marſche zu ſein, wenn ſeine Einführung auch nicht von 
heute auf morgen zu erwarten ſei. 


Juſtizrat Dr Ablaß ſetzte ſich mit gleicher Wärme 
wie im Vorjahr für die beſtehende Verfaſſung ein. 
Man ſolle nicht ohne Not an ihr rütteln, die auf den 
Ideen des größten Demokraten, der je als Staatsmann 
wirkte, den Ideen des Freiherrn von Stein, beruhe. 
Er befürchte aus der rheiniſchen Verfaſſung eine | 
Diktatur der Bürokratie. Das jei um jo gefährlicher 
in einer Zeit, in der die Idee der Diktatur in der 
Luft liegt. Die bayeriſche Verfaſſung ſchaffe im Stadt 
rat der großen Städte ein zu großes Gremium, deſſen 
Handlungsfreiheit zu ſtark durch die politiſchen Par⸗ 
teien beeinflußt werde. Schon das Steinſche Syſtem 
werde heute durch die politiſchen Parteien ber 
einträchtigt. Der Entwurf, der dem Landtage vorliege, 
möge möglichſt bald in die Wolfsſchlucht geworfen 
werden, mit einer überfülle von Paragraphen und 
Beſtimmungen verbaue der Entwurf den Weg der 
Vernunft, die Freiheit der Bewegung. Auf dem Gebiete 
des Gemeindelebens müſſe Dezentraliſation herrſchen, 
die uns groß gemacht hat. Im Augenblick ſei die 
Frage des Abbaus untragbar, zäher denn je müßten 
die Städte an dem köſtlichen Gut feſthalten. 

Nach längerer Ausſprache, die ſich in der Haupt 
ſache um die Notwendigkeit einer Entſchließung drehte, 
wurde mit großer Mehrheit dem folgenden Antrag 
Ablaß zugeſtimmt: 

Die am 12. Juni 1926 anweſenden Mitglieder des 

Schleſiſchen Städtetages erklären, an der beſtehenden 

Magiſtratsverfaſſung feſtzuhalten. 

Damit hatten die Verhandlungen ihr Ende erreicht, 
mit Dank an die Stadt Reinerz und ihren Bürger⸗ 
meiſter Dr Goebel und einem Hoch auf beide ſchloß 
Oberbürgermeiſter Dr. Wagner die Tagung. 


Der Internationale Städtebaukongreß in Wien 
(14.—19. September) findet lebhafteſtes Intereſſe. Um 
die Hinfahrt zu verbilligen, ſoll der Verſuch gemacht 
werden, die Teilnehmer für beſtimmte Züge zu 
ſammeln, denn erſt bei Reiſegruppen von 30 Perſonen 
tritt eine Fahrpreisermäßigung (25 %) ein. An vier 
nach Wien führenden Hauptlinien ſollen Sammelſtellen 
mit je einem Vertrauensmann errichtet werden. Als 
ſolche kommen in Betracht: 1. Karlsruhe — Stuttgart, 
2. Köln — Frankfurt a. M. — Würzburg, 3. Hamburg 
Berlin — Dresden, 4. Breslau Oppeln. Nähere Aus“ 
kunft erteilt der Generalſekretär der Deutſchen Garten? 
ſtadigeſellſchaft A. Otto, Berlin NW. 6, Luiſenſtr. 2% 
Fernſprecher: Norden 7181. 


Schleſiſcher Bodenreſorm⸗ und Heimjtättentag. 


Der Bund Deutſcher Bodenreformer, Landesverband 
Schleſien, hält ſeine 8 am 18. und 
19. September 1926 als Schleſiſcher Bodenreſorm⸗ und 
Heimſtättentag in Neiße D/S ab. 

Tagesordnung: 
Sonnabend, den 18. September: i 
4 Uhr nachm.: Vorſtandsſitzung. Stadthaus, Rundes 

Zimmer. 
5% Uhr nachm.: 
Stadthausſaal: x 
1. Geſchäftsbericht und Kaſſenbericht. 
3. Ausſprache. 4. Vorſtandswahl. 2 
7 Uhr abends: Abendeſſen im Speiſeſaal des Stad 


Mitgliederverſamlung im kleinen 


2. Anträge 


hauſes. - B 
8 Uhr abends: Hffentlihe Verſammlung im große 

Saale des Stadthauſes. 

1. Begrüßungen. A 

2. Vortrag: Johannes Lubahn, Direktor d 

Heimſtättenamtes der deutſchen Beamtenſcha 


„Großſiedlung in der Kleinſtadt, ein Weg zur 
wirkſamen Bekämpfung der Wohnungsnot.“ 

4. Fragenbeantwortung. 

Sonntag, den 19. September: 

9 Uhr vorm.: Bodenreform:Feitgottesdienite, 

10 Uhr vorm.: Führung durch die neuen Siedlungen. 

% Uhr: Große öffentliche Volksverſammlung im 
Konzerthaus „Erholung“, Hohenzollernſtr.: Vor⸗ 
trag: D. Dr Adolf Damaſchke⸗ Berlin: „Der 
Kampf um unſere verfaſſungsmäßigen Grund⸗ 
rechte.“ 

1 Uhr mittags: Gemeinſames Mittageſſen in der „Er⸗ 
holung“. 

3 Uhr nachm.: Fortſetzung der Mitgliederverſammlung 
im Bürgerlichen Brauhaus, Joſefſtraße. 

1. Bericht über die internationale Konferenz in 
Kopenhagen. Referent: Gemerbe - Oberlehrer 
Ernſt Benter, Breslau. 

2. Berichte über die Bundesarbeit in Schleſien und 
Oberſchleſien. 

4% Uhr nachm.: Sonderverſammlung der Vertreter 
der oberſchleſiſchen Wohnungsbauvereine der Be- 
amten und Angeſtellten im Bürgerl. Brauhaus. 

7% Uhr abends: Sffentliche Verſammlung im großen 
Saale des Brauhauſes: 

1. Vortrag: Max Wagner, 1. Vorſitzender des 
Sächſiſchen Landes⸗Siedlungs⸗Verbandes: Was 
erwarten wir vom deutſchen Wohnheimſtätten⸗ 
geſetz?“ 

2. Fragenbeantwortung. 

Bei rechtzeitiger Anmeldung, die an Herrn Steuer⸗ 

inſpektor Kleinert⸗Neiße OS., An der Umflut 12, 

zu richten iſt, wird Freiquartier in Ausſicht geſtellt. 


Ausſtellung „Mein Kleingarten“. 


Der Bezirksverein Breslauer Kleingarten-Bereine 
e V., veranftaltete vom 22.— 24. Auguft eine Aus- 
ſtellung mit der überſchrift: „Mein Kleingarten“. 

Wer unter dieſem Titel lediglich eine Schauſtellung 
don Erzeugniſſen und Muſterbeiſpielen von Schreber⸗ 
gärten erwartet hatte, ſah ſich zunächſt durch die Fülle 

er verſchiedenſten Gebiete überraſcht, über die er durch 
ie Ausſtellung unterrichtet wurde. Denn neben der 
chauausſtellung, in der von 33 Vereinen und Einzel⸗ 
ausſtellern alle denkbaren Erzeugniſſe des Obſt⸗, 
emüſe⸗ und Blumengartens in wahren Pracht⸗ 
exemplaren gezeigt wurden, gab eine Lehrausſtellung 
erſchöpfende Auskunft über Bedeutung des Klein- 
artenbaues in der Volkswirtſchaft, über Pflanzen- 
abu, über Schädlingsbekämpfung mit der Unter- 
bteilung Vogelſchutz, über Bodenbearbeitung, Dün- 
dung. Obſtbaumpflege, über Gemüſe⸗ und Obſt⸗ 
di wertung, Fachliteratur u. a. m. Daneben brachte 
e gewerbliche Schau eine überſicht über ſämtliche 
eräte und Hilfsmittel des Kleingartenbaues, wie ſie 
in den neueſten Erfahrungen immer vollkommener 
= Handel gebracht werden. 
tärker jedoch als durch diefe Reichhaltigkeit der 
Vaſchiedenſten Gebiete bewies die Ausſtellung die 
ſtaſeinsberechtigung des Kleingartens durch die Un⸗ 
die me von Liebe und Freude, mit der die Ausſteller 
fie einzelnen Kojen ausgeſtattet hatten, und in der 
9 die Lebensfreude wiederſpiegelte, die ein Klein- 
arten zu geben vermag. 
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Berlin: „Der Heimſtättengedanke und die Zu welcher Wirtſchaftlichkeit und Schönheit ein 
deutſche Beamtenſchaft.“ Kleingarten innerhalb eines Jahres gebracht werden 
3. Vortrag: Bürgermeiſter Stumpfe-Köben: kann, beweiſen die Muſtergärten öſtlich der Pergola 


in Scheitnig, deren Beſuch jedem empfohlen werden 
kann. WI. 


Berliner Magiſtratsbeſchluß zur Linderung der 
Wohnungsnot. 

Der „Deutſchen Allgemeinen Zeitung“ entnehmen 
wir folgendes: 

Der Magiſtrat Berlin hat die Beſchlüſſe der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung über Maßregeln zur Linde⸗ 
rung der Berliner Wohnungsnot beraten und ihnen mit 
einigen Ergänzungen bezw. Erläuterungen zugeſtimmt. 
Danach ſind zunächſt die im Beſchluß der Stadtverord⸗ 
netenverſammlung bewilligten 25 Millionen Mark auch 
vom Magiſtrat bewilligt. Bisher ſtanden nur 10 Millio⸗ 
nen Mark im Etat 1926. Von den 25 Millionen Mark 
find 15 Zuſatzhypotheken zum Bau von Woh- 
nungen für unbemittelte und kinderreiche Familien 
umgehend bereitzuſtellen. Ferner ſollen verwandt 
werden: 1% Millionen Mark als Arbeitgeberdarlehen 
für wohnungsbedürftige ſtädtiſche Beamte, Angeſtellte 
und Arbeiter, 230 000 Mark als zinsloſe Darlehen für 
erblindete Kriegsteilnehmer und 2 Millionen Mark als 
Darlehen zur Wiederherſtellung von Verfallswoh⸗ 
nungen. 

Dieſe Mehrbeträge ſollen in Form einer Anleihe 
bei der ſtädtiſchen Sparkaſſe aufgenommen und all⸗ 
mählich nach Maßgabe des tatſächlich eintretenden Be- 
darfs angefordert werden. Der dann noch verbleibende 
Reſt von 6.27 Millionen Mark ſoll bis zum Februar 
1927 für Zufaghypotheken des nächſten Baujahres 
bereitgeſtellt werden. 


Hinſichtlich der von den Stadtverordneten be— 


ſchloſſenen Bekämpfung des Bauſtoff⸗ 
wuchers hat der Magiſtrat ebenfalls Stellung 
genommen. Da der Stadt jede rechtliche Handhabe 


oder ſonſtwie gearteter Einfluß fehlt, foll die Woh⸗ 
nungsfürſorgegeſellſchaft Berlin m. b. H. angewieſen 
werden, die von ihr bisher bewirkte Vermittlung von 
Bauftoffen an die ausführenden Baufirmen beizu⸗ 
behalten, um jo, wenn nötig, etwa in die Erſcheinung 
tretenden Preistreibereien entgegenwirken zu können. 
Schließlich beſchloß der Magiſtrat im Zuſammenhang 
hiermit, bei dem Bau von Wohnungen in geſchloſſenen 
Blocks größeren Umfangs einen etwa dadurch ent⸗ 
ſtehenden Bedarf an Schulgrundſtücken in Berück⸗ 
ſichtigung zu ziehen. Die Neuſchaffung von Schul⸗ 
räumen iſt von Fall zu Fall durch Fühlungnahme mit 
der Schulverwaltung vorzubereiten. 


Iſt der Wohnungsbau produktiv? i 


Zu oft hört man jetzt in Induſtrie- und Finanz⸗ 
kreiſen, der Wohnungsbau ſei unproduktiv und „binde 
Kapital“. Die Kreiſe tun ſaſt jo, als würde das Geld 
ſelbſt, ähnlich wie die Kalkſteine oder der Mörtel, in 
den Bau hineingemauert ohne ein Wiederſehen! Man 
muß dieſen banalen Vergleich bringen, wenn man 
immer und immer wieder die wohlwollende Warnung, 
daß das in Wohnungsbauten geſteckte Geld Kapital 
binde und unproduktiv fei, hört. Wie ift es denn 
in Wirklichkeit? Wie vollzieht ſich denn der Kreislauf 
des für Bauzwecke hingegebenen Geldes? Wenn das 
Baugewerbe, der Bauarbeiter, das Transportgewerbe, 
die Bauftoff-Fabriken, Architekten und Händler, Be⸗ 
ſitzer und Angeſtellte reichliche Arbeit und ange⸗ 
meſſenes Einkommen haben, ſo merkt es der Landwirt 
draußen im Lande ebenſo wie der Textilgroſſiſt am 
Berliner Hausvogteiplatz. Die Webereien im Rhein⸗ 
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gebiet, in Sachſen, Schwaben und Schleſien und wo fie 
ſonſt noch liegen, die Schuhfabriken in Pirmaſens 
oder in Erfurt, die Möbelfabriken ebenſo wie Klein⸗ 
eiſenwaren- und Hausgerätefabriken, kurz und gut, faſt 
alle Gewerbezweige und Berufe werden an dem 
wiederauflebenden Betriebe wahrnehmen, daß ſich in 
Deutſchland irgendwo irgendwelche Schichten konſum⸗ 
kräftiger Bevölkerung langſam bilden, anwachſen, ſich 
ſtändig vergrößern, immer neue Arbeitskräfte und 
Betriebe in den Produktionsprozeß hineinziehen. Selbſt 
die Banken, die ſich ziemlich ablehnend gegen eine 
Finanzierung des Wohnungsbaues, namentlich durch 
Auslandsanleihen, verhalten, werden in ihrem aufleben⸗ 
den Gewerbe nützliche Arbeit finden. Und ſtatt daß 
die öffentlichen Kaſſen ihre Gelder für unbeſchäftigte 
Erwerbsloſe und als Unterſtützungen für die aus Not 
und Kummer erkrankten, verarmten Menſchen hinzu⸗ 
geben haben, werden ſie bei einer flott angekurbelten 
Bautätigkeit ſteigende Steuereinnahmen verzeichnen, 
und die aus dem Gleichgewicht gekommenen Budgets 
der Gemeinden und der Länder dürften ſich bald 
wieder balanzieren. 


Die Auswirkungen einer großen Wohnungsneubau⸗ 
tätigkeit gehen ungewollt weit über den geſteckten 
Rahmen, nämlich die Wohnungsloſen mit geſunden 
Wohnungen zu bedecken, hinaus, indem ſie alſo zugleich 
eine gewaltige Arbeitsbeſchaffung bedeutet. Wenn man 
beiſpielsweiſe annimmt, daß der Bau einer Wohnung 
von Durchſchnittsgröße Beſchäftigungsmöglichkeiten 
für etwa zehn Arbeitskräfte, ſchematiſch auf das Jahr 
umgerechnet (in der Praxis geſchieht der Neubau in 
kürzerer Zeit mit mehr Arbeitskräften), bietet, ſo 
ſtellen die in einem Jahr zu errichtenden, ſagen wir, 
200 000 Wohnungen eine Arbeitsbeſchaffung von über 
2 Millionen Arbeitskräften dar. Rechnet man die 
Größe einer normalen Arbeiterfamilie 5 Köpfe, ſo 
bietet demnach dieſes Bauprogramm eine Brot- 
verſorgung für 10 Millionen Menſchen. 


Auf den Einwand, daß man wegen Mangel an Bau- 
arbeitern ein ſo umfangreiches Bauprogramm nicht 
ausführen könne, iſt zu bemerken, daß bei einem Still⸗ 
ſtand oder bei einer Beengung der Bautätigkeit an 
die Erhaltung und Neuheranziehung eines gut durch⸗ 
gebildeten Facharbeiterſtandes überhaupt nicht zu 
denken wäre. Trotzdem jetzt die Bautätigkeit im 
Gange iſt, iſt noch ein hoher Prozentſatz Bauarbeiter 
erwerbslos. 


Schon dieſe Andeutung mag zeigen, daß auch der 
Staat mit dem Wohnungsbau, wenn auch unbewußt 
und ungewollt, ein Geſchäft im guten Sinne macht. 
Denn ſchließlich bedeutet die Arbeitsbeſchaffung für 
eine Million Arbeitskräfte oder die Verſorgung für 
10 Millionen Menſchen eine gewaltige Verminderung 
der unproduktiven Erwerbsloſenfürſorge und nicht zu⸗ 
letzt ein größeres Steueraufkommen. Berechnet man, 
daß ein Arbeiter durchſchnittlich jährlich 100—150 Mk. 
Lohnſteuer abführt, ganz knapp gerechnet, ſo hat der 
Staat ſchon hieraus eine Einnahme von jährlich 200 
bis 300 Millionen Mark. Hierzu kommt noch das 
Steueraufkommen der Bauſtoffinduſtrie, der Bauunter⸗ 
nehmungen uſw. Dabei iſt die indirekte Konſumſteige⸗ 
rung der im Wohnungsbau Beſchäftigten natürlich nicht 


mit einbezogen. Zu berückſichtigen ift ferner der [HM 
erwähnte Ausfall der Ausgaben für Erwerbsloſen⸗ und 
andere Unterſtützungen. Der Fehlbedarf an Woh: 
nungen für ganz Deutjchland wird bekanntlich, niedrig 
gerechnet, auf 700 000 geſchätzt und der jährliche Neu 
bedarf für den Zuwachs der Bevölkerung mindeſtens 
auf 150 000 Wohnungen. Mit Hilfe der uns zur Ber 
fügung ſtehenden Bauarbeiter und Bauſtoffe könnten, 
wie es in der ſoeben herausgekommenen Begründung 
zum Entwurf eines Geſetzes über die Bereitſtellung 
von Kredit zur Förderung des Kleinwohnungsbaues 


heißt, im Jahre 1926 rund 200 000 Wohnungen herge 


ſtellt werden. 


Wenn man geneigt ift, andere Induſtriezweige für 
produktiver als den Wohnungsbau zu halten, ſo liegt 
das wohl nicht nur daran, daß man nicht immer ſo— 
gleich alle Auswirkungen des Wohnungsbaues au 
Wirtſchaft und Staat und auch nicht die letzten und 
feinſten Auswirkungen auf Volksgeſundheit, Volks- 
kraft und Staatsgeſinnung nachfühlt und offen liegen 
ſieht, alſo die wirtſchaftlichen, politiſchen und ſittlichen 
Kräfte des Wohnungsbaues unterſchätzt, während man 
die produktive Auswirkung anderer Arbeiten nicht 
ſelten überſchätzt. Einem nachdenklichen Wirtſchafts⸗ 
führer drängen fih bei dem Thema, welche Gewerbe 
zweige ſind beſonders produktiv, folgende Fragen auf: 
Iſt es denn produktiver, wenn unſer gewiß nicht be⸗ 
ſonders reiches Volk für Bier, Schokoladen, Zigaretten 
und wie all die ſchönen, ſchmackhaften Dinge heißen, 
insgeſamt mehr Geld ausgibt als für die Herſtellung 
geſunder Wohnungen? Dabei foll gewiß nicht über- 
jeben werden, daß die Genußmittel- und Luxus: 
inbuſtrie vielen hunderttauſenden Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern Einkommen und Arbeit gewährt. 


Stammt unſere vorjährige paſſive Handelsbilanz 
neben der ſtarken Einfuhr von Nahrungsmitteln nicht 
zum großen Teile aus der etwas reichlichen Einfuhr 
von Textilſtoffen, von fertigen Bekleidungsartikeln 
und entbehrlichen Luxuswaren aus dem Auslande! 
Das geſunde Wohnen hat gewiß den Vorrang vor vers 
ſchwenderiſcher Kleidung oder vor Genußmittelver— 
brauch. Hat unſere Fertiginduſtrie (Textilwaren, 
Chemikalien, Nahrungs: und Genußmittel uſw.) no 
nicht die ſchlimmen Folgen des deutſchen Exportes von 
„Fertigfabrikations⸗Maſchinen“ am eigenen Leibe ver 
ſpürt? Bildet doch jede aus Deutſchland exportierte 
Maſchine für die Fertigfabrikation einen neuen Kon? 
kurrenten auf dem Weltmarkte und die Urſache zu 
ſtändig ſinkender Exportmöglichkeit! Iſt der Kohlen? 
und Erzbergbau volkswirtſchaftlich auch dann pro 
duktiv, wenn die unter ſo viel Mühe und perſönlichen 
Opfern aus dem Schoße der Erde geholten Rohſtoffe 
für eine etwa unnütze oder unproduktive Güterer⸗ 
zeugung verwendet werden? 


Dieſe verfänglichen und zum Nachdenken zwingen 
den Fragen ſoll man gewiß nicht allzu tragiſch nehmen, 
aber man ſoll andererſeits auch denjenigen, die den 
Wohnungsbau für produktiv halten, Gerechtigkeit zu“ 
teil werden laſſen. Denn die Gründe, die daft 
ſprechen, find mindeſtens ebenſo beweiskräftig als die 
jenigen, welche für die produktive Auswirkung anderer 
Gewerbezweige ſprechen. Böhme. 
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Geſetze und Verordnungen. 


 Öweite Verordnung zur Durchführung der Haus- 
zinsſteuerveroroͤnung vom 2. 7. 1926. 


Auf Grund des § 7 Abſatz 3 der Hauszinsſteuer⸗ 
Verordnung vom 2. 7. 1926 (G.-S. S. 213) wird folgen- 
zes verordnet: 

Artikel J. 


§ 1. 

Die mit Beihilfen aus öffentlichen Mitteln ausge- 

führten Neubauten, die nach dem 1. 7. 1918 bezugs- 

ertig geworden ſind, unterliegen vom 1. 7. 1926 ab 

er Hauszinsſteuer nach Maßgabe der § 1, § 2 Abſatz 3, 

4, 5, § 3, § 4 Abſatz 1 und 2, §§ 6, 8, 9 und 10 der 

auszinsſteuerverordnung vom 2. Juli 1926 (G. S. 

213) und der hier nachfolgenden Beſtimmungen. 

82. 

Als Beihilfen aus öffentlichen Mitteln gelten ſolche, 

te gewährt worden find auf Grund 

a) der Beſtimmungen des Bundesrats für die Ge⸗ 
währung von Baukoſtenzuſchüſſen aus Reichs⸗ 
mitteln vom 31. 10. 1918 (RZ3 Bl. S. 1160), 

b) der Beſtimmungen des Reichsrats über die Ge- 
währung von Darlehen aus Reichsmitteln zur 
Schaffung neuer Wohnungen vom 10. 1. 1920 
(RIZVI. S. 56), 

€) der Ausführungsbeſtimmungen zu dem Geſetze vom 
14. 1. 1921, betreffend die Bereitſtellung von 
Staatsmitteln zur Abbürdung der Baukoftenüber- 
teuerung vom 25. 2. 1921, 28. 2. 1922, 17. 4. 1923). 


§ 3. 

Die Steuer beträgt 500 v. H. der nach den Vor⸗ 
ſchriften des Geſetzes vom 14. 3. 1923 (G.-S. S. 29) 
und ſeiner Abänderungen veranlagten vorläufigen 
Steuer vom Grundvermögen. 


§ 4. 

Bauten, für welche die von Reich, Staat oder Ge⸗ 
meinde gewährten Beihilfen ($ 2) mit wenigſtens 
40 v. H. ihres Goldmarkwertes gemäß $ 3 der Dritten 
Verordnung zur Durchführung der Preußiſchen Steuer⸗ 
notverordnung vom 12. 7. 1924 (G.⸗S. S. 578) zurück⸗ 
gezahlt worden ſind, ſind von der Hauszinsſteuer 
befreit. 

§ 5. 


„Der Ertrag der Steuer ($ 3), der ausſchließlich zur 
Förderung der Bautätigkeit auf dem Gebiete des Woh⸗ 
nungsweſens beſtimmt iſt, fließt zur Hälfte den Stadt⸗ 
und Landkreiſen und den kreisangehörigen Städten, 

andgemeinden, Amtern und Landbürgermeiſtereien 
mit mehr als 10000 Einwohnern, denen nach $ 11 der 
Hauszinsſteuerverordnung vom 2. 7. 1926 (G.⸗S. S. 213) 
die Verwendung des zur Förderung der Bautätigkeit 
uf dem Gebiete des Wohnungsweſens beſtimmten 

eiles der Hauszinsſteuer übertragen iſt, nach Maß⸗ 
gabe des örklichen Aufkommens zu. Das gleiche gilt, 
ohne Rückſicht auf die Einwohnerzahl, für die Städte, 
die nach § 28 Abſatz 1 der Kreisordnung für die Pro⸗ 
Binz Hannover vom 6. 5. 1884 (G.-S. S. 181) den 
Städten mit mehr als 10000 Einwohnern gleich— 


geſtellt ſind. 
Artikel II. 


Der Staat verzichtet zugunſten der Verfahrens⸗ 
träger (Gemeinden uſw.) auf die Rückzahlung der 
Schuldſcheindarlehen, die den Verfahrensträgern (Ge⸗ 
meinden uſw.) in der Zeit vom September 1922 bis 
zum Mai 1923 als erſte, zweite, dritte Reichskredithilfe 
Rn —ꝝ— 


*) VM Bl. 1921 S. 131, 1922 S. 169, 1923 S. 255. 


und vierte preußiſche Kredithilfe gewährt worden ſind, 
ſoweit dieſe Beträge an die Staatskaſſe noch nicht 
abgeführt ſind. 


Artikel III. 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. 7. 1926 in Kraft. 
Mit dem gleichen Tage tritt die Dritte Verordnung 
zur Durchführung der Preußiſchen Steuernotverord⸗ 
nung vom 12. 7. 1924 (G.⸗S. S. 578) und die Vierte 
Verordnung zur Durchführung der Preußiſchen Steuer⸗ 
. vom 20. 9. 1924 (G.-S. S. 605) außer 
Kraft. 

Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. 
Der Finanzminiſter. 
Höpker⸗Aſchoff. 


Erlaß des Preuß. Miniſters für volkswohlfahrt 
vom 21. 7. 1926 betr. Förderung des Baues 
von Landarbeiterwohnungen. 

III. R. IV Nr. 943. 

A. Erhöhung der Einheitsſätze. 

Die im Abſchnitt E Ziffer 3 der „Beſtimmungen für 
die Förderung des Baues von Landarbeiterwohnungen 
aus Mitteln der produktiven Erwerbsloſenfürſorge im 
Rechnungsjahre 1926“ (Runderlaß vom 23. März d. Is. 
— III. R. I. 1500 —) genannten Einheitsſätze find im 
Einvernehmen mit dem Herrn Präſidenten der Reichs⸗ 
arbeitsverwaltung erhöht worden. Es können danach 
folgende Höchſtſätze gewährt werden: 

Bei Werkwohnungen: bei Eigenheimen: 
1 für 1 qm Wohn- 


fläche . 45 RAM 60 RAM 
2. für 1 qm Stall⸗ 

fläche i 30 RA 40 RM 
3. für 1 qm Scheu: 

nenfläche . 15 RM 20 RA 


Dieſe Erhöhung bezieht ſich nur auf Bauten der 
Maßnahme 1926, die am 1. April d. Is. noch nicht 
begonnen waren. Die Gewährung der im Abſchnitt E 
Ziffer 4 a. a. O. genannten Zuſatzdarlehen ift darüber 
hinaus unter den bisherigen Vorausſetzungen zuläſſig. 


B. Sicherung der Tilgungsdarlehen. 


Abſchnitt F Abſatz 2 der genannten Beſtimmungen 
erhält folgende Faſſung: „Für die einzutragende 
Hypothek wird ein beſtimmter Rang nicht nor- 
geſchrieben. Sie iſt jedoch an ſicherer Stelle, jedenfalls 
innerhalb von fünf Sechſteln des nach den Beleihungs⸗ 
grundſätzen der öffentlich⸗rechtlichen Kreditanſtalten 
feſtzuſetzenden Wertes einzutragen. Bei Eigen⸗ 
heim bauten ſowie Bauten der Landarbeiterheim⸗ 
ſtättengenoſſenſchaften nach dem Brandenburger Syſtem 
(Abſchnitt E Schlußſatz a. a. O.) kann, ſofern die Finan- 
zierung des einzelnen Bauvorhabens andernfalls auf 
unüberwindliche Schwierigkeiten ſtoßen würde, der 
Sicherungshypothek des Staates inſoweit eine Be⸗ 
laſtung bis zu 2000 RA vorangehen, als dieſe Be⸗ 
lajtung des Grundſtücks zuſammen mit dem Werte der 
Sicherungshypothek den Betrag von 8000 RA nicht 
überſchreitet. In keinem Falle darf der Sicherungs⸗ 
hypothek eine höhere Belaſtung als 90 v. H. des Wertes 
des bebauten Grundſtücks vermindert um den 
Betrag der Sicherungshypothek — vorangehen.“ 


— 
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C. Tilgungsfriſten bei Eigenheim⸗ 

bauten. 

Abſchnitt E Ziffer 1 der vorgenannten Beſtim⸗ 
mungen erhält folgende Faſſung: 

„1. Als Beihilfe werden zinsloſe Darlehen gewährt, 
die innerhalb einer Friſt von 10 Jahren zu tilgen ſind. 
Bei Landarbeitereigenheimen kann der Regierungs- 
präſident eine Tilgungsdauer von 20 Jahren zubilligen. 
In beſonders gelagerten Ausnahmefällen, in denen 
nachweislich die jährliche Belaſtung des Eigenheim⸗ 
erbauers durch Verzinſung und Tilgung der Hypo⸗ 
theken untragbar werden würde, kann der Regierungs⸗ 
präſident eine Tilgungsdauer von insgeſamt 30 Jahren 
zulaſſen. 

Die Tilgungsraten find jährlich am 1. Oktober, 
jedoch früheſtens 6 Monate nach Fertigſtellung des 
Baues, fällig und zur Einziehung zu bringen. 

Der Regierungspräſident hat in der Anerkennung 
die Höhe der jährlichen Tilgungsrate feſtzuſetzen. Der 
Förderungsbetrag ift auf volle 10 RAM nach unten ab- 
zurunden.“ 


Die Träger des Verfahrens und die Landesarbeits⸗ 
ämter haben Abdrucke dieſes Erlaſſes unmittelbar er⸗ 
halten. Abdrucke für die Landräte des dortigen Bezirks 
liegen bei. 

1 In Vertretung: Conze. 


Erlaß des Preußiſchen Minifters für volks⸗ 

wohlfahrt vom 20. 7. 1926, betr. Förderung 

des Baues von Landarbeiterwohnungen aus 

Mitteln der produktiven Erwerbsloſenfürſorge. 
III. R. I. Nr. 2936/26. 


Von zuſtändiger Seite iſt darauf hingewieſen 
worden, daß der Mangel an angemeſſenen Unter⸗ 
künften auf dem Lande nicht nur von inlandsdeutſchen 
Landarbeitern, ſondern vielfach auch von ausländiſchen 
Landarbeitern deutſcher Abſtammung als zwingen⸗ 
der Grund zur Auswanderung aus Deutſchland ange⸗ 
führt wird. 

Ich mache deshalb darauf aufmerkſam, daß ſich die 
Beſtimmung in Abſchn. III 1 Abſatz 1 meiner „Richt⸗ 
linien“ (Runderlaß vom 23. März d. Is. — III. R. I. 
1500 —), derzufolge Tilgungsdarlehen aus Mitteln der 
produktiven Erwerbsloſenfürſorge zum Bau von Land⸗ 
arbeiterwohnungen nur an Reichsdeutſche vergeben 
werden dürfen, ausſchließlich auf die Bauherren, 
d. h. die — vermögensrechtlichen — Eigentümer 
der geförderten Werkwohnungen und Eigenheime be⸗ 
zieht. Für die Benutzer (Inſaſſen) der Werk⸗ 
wohnungen iſt dieſe Bedingung jedoch nicht vorgeſehen. 
Dieſe brauchen mithin nationalpolitiſch dem Deutſchen 
Reiche nicht unbedingt angehören. Vorgeſchrieben iſt 
lediglich, daß ſie „deutſchſtämmig“ ſind, d. h. ſtammes⸗ 
mäßig dem deutſchen Volkstum zugehören (vergl. Ab⸗ 
ſchnitt I. D. a. und Abſchn. III Ziffer 7 der vorgenannten 
Richtlinien). 

Die aus Mitteln der produktiven Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge geförderten Werk wohnungen können ſonach 
gegebenenfalls auch mit deutſchſtämmigen Rück⸗ 
wandererfamilien beſetzt werden. Als deutſchſtämmiger 
Rückwanderer gilt ein im Auslande anſäſſig geweſener 
ehemaliger Reichsdeutſcher oder der Nachkomme eines 
ſolchen, ſofern er ſich deutſche Geſinnung, Geſittung 
und Lebensart erhalten hat und die deutſche Mutter⸗ 
ſprache beherrſcht. Dies iſt bei den rußlanddeutſchen 
Koloniſten z. B. faſt ausnahmslos der Fall. 

Als deutſchſtämmige Ausländer ſind auch die dem 
reichsdeutſchen Volke ſtammverwandten Bewohner der 


deutſchen Sprachgebiete des Auslandes (Volksdeutſche) 
anzuſehen, jofern fie die gleichen Vorausſetzungen wie 
en Reichsdeutſche und deren Nachkommen ers 
üllen. 

In bezug auf den Nachweis der einwandfreien 
deutſchen Abſtammung beſteht für die betreffenden 
Ausländer im Bedarfsfalle die Möglichkeit der Be⸗ 
ſchaffung amtlicher Deutſchſtämmigkeitsbeſcheinigungen, 
die von der Reichsſtelle für das Auswanderungsweſen 
in Berlin NW. 40, Moltkeſtraße 5, erteilt werden. 


In Vertretung: Dr Klauſener. 


Erlaß des Preuß. Miniſters für volkswohlfahrt 
vom 12. 7. 1926 betr. Inſtandſetzung von Alt- 
wohnungen. 

— II. 10. Nr. 360 W. M. — II. B. 8309 F. M. — 


In Ausführung einer Entſchließung des Preußiſchen 
Landtages vom 23. Juni d. Is. zur dritten Beratung 
des Geſetzentwurfs zur Anderung der Preußiſchen 
Steuernotverordnung wird hiermit beſtimmt, daß mit 
Wirkung vom 1. Juli 1926 Mittel aus dem Hauszins⸗ 
ſteueraufkommen auch für die Inſtandſetzung von Mlt- 
wohnungen verwendet werden. 

Die auf Grund der Vorſchrift in § 11 Abſatz 1 der 
Hauszinsſteuerverordnung vom 2. Juli 1926 von uns 
aufgejtellten Richtlinien über die Verwendung von 
Hauszinsſteuermitteln für die Inſtandſetzung von Mlt- 
wohnungen überſenden wir mit dem Erſuchen, ſie 
ſchleunigſt in geeigneter Weiſe zur Kenntnis der 
Gemeinden und Gemeindeverbände zu bringen. 

In dieſen Richtlinien iſt vorgeſehen, daß die Ge— 
meinden (Gemeindeverbände) bis zu 5 vom Hundert 
des gemeindlichen Anteils an der Hauszinsſteuer für 
die Förderung der Bautätigkeit auf dem Gebiete des 
Wohnungsweſens für den bezeichneten Zweck ver⸗ 
wenden. Erforderlichenfalls iſt ein Anteil bis zu 
5 vom Hundert auch von den Gemeinden (Gemeinde: 
verbänden) aus dem ftaa t Iid en Wohnungsfürſorge⸗ 
fonds zufließenden Beträgen für die Inſtandſetzung 
von Altwohnungen in Anſpruch zu nehmen. Beſon⸗ 
dere Zuweiſungen erfolgen jedoch — wie wir ausdrück⸗ 
lich bemerken — für dieſen Zweck nicht. Sofern Ger 
meinden (Gemeindeverbände von der bezeichneten 
Möglichkeit Gebrauch machen wollen — es werden 
hierfür in erſter Linie ſolche Gemeinden und Gemeinde: 
verbände in Betracht kommen, die wegen ihres vers 
hältnismäßig geringen gemeindlichen Hauszinsſteuer- 
aufkommens im weſentlichen auf die Mittel des ſtaat⸗ 
lichen Wohnungsfürſorgefonds angewieſen find — ift 
hierzu die dortige Genehmigung einzuholen. Die ſtaat⸗ 
lichen Mittel ſind den Gemeinden (Gemeindeverbänden) 
im Bedarfsfalle in Form von Kommunaldarlehen gegen 
Schuldurkunde zu überlaſſen und bei Kap. 20 Tit. 13 
der Einmaligen Ausgaben des Miniſteriums für Volks⸗ 
wohlfahrt unter einem beſonderen Abſchnitt I (Dar- 
lehen zur Inſtandſetzung von Altwohnungen) zu ners 
rechnen. Die Darlehen find von den Gemeinden (Ger 
meindeverbänden) mit 2 vom Hundert jährlich zu ver⸗ 
zinſen und innerhalb von 3 Jahren zurückzuzahlen. 
Die Verzinſung beginnt mit dem auf die Genehmigung 
des Regierungspräſidenten uſw. folgenden Vierteljahrs⸗ 
erſten. Die Zinſen ſind am 1. April und 1. Oktober 
nachträglich zu entrichten und bei Kap. 36 Tit. 28 des 
Haushalts des Miniſteriums für Volkswohlfahrt unter 
einem beſonderen Abſchnitt I (Darlehen zur Inſtand⸗ 
ſetzung von Altwohnungen) zu verrechnen. Die Kapital 
beträge, deren Rückzahlung zu überwachen iſt, fließen 
dem vorbezeichneten Fonds wieder zu. 

Wir erſuchen, hiernach mit tunlichſter Be‘ 
ſchleunigung die erforderlichen Anordnungen zu 
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treffen und mir, dem Miniſter für Volkswohlfahrt, zum 
März 1927 zu berichten, in welchem Umfange Mittel 
aus dem Hauszinsſteueraufkommen für Inſtandſetzung 
don Altwohnungen zur Verfügung geſtellt worden ſind 
(getrennt nach gemeindlichen und ſtaatlichem Anteil), 
welche Wirkungen erzielt und welche Erfahrungen ge⸗ 
ſammelt worden find. 

ugleih im Namen des Preußiſchen Finanzminiſters. 

Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 


Hirtſiefer. 


Richtlinien 


Über die Verwendung von Hauszinsſteuermitteln für 
die Inſtandſetzung von Altwohnungen ($ 11 Abſatz 1 
der Hauszinsſteuerverordnung vom 2. Juli 1926.) 


1. Die Gemeinden (Gemeindeverbände) verwenden 
aus dem ihnen auf Grund geſetzlicher Vorſchrift zu⸗ 
fließenden Anteil an dem zur Förderung der Bau⸗ 
tätigkeit auf dem Gebiete des Wohnungsweſens be- 
timmten Hauszinsiteueraufkommen einen Teilbetrag 
für die Inſtandſetzung von Altwohnungen, der über 

v. H. jenes Anteils nicht hinausgehen darf. 

2. Hauszinsſteuermittel dürfen für dieſen Zweck 
nur zur Verfügung geſtellt werden, ſofern die Grund⸗ 
ſtückseigentümer die Koſten der erforderlichen Inſtand⸗ 
etzungsarbeiten aus den Mietseinnahmen oder aus 
onſtigen eigenen Mitteln nicht decken können. 

3. Hauszinsſteuermittel dürfen nur für Inſtand⸗ 
ſetzungen aufgewendet werden, die zur Erhaltung der 

ewohnbarkeit von Wohnhäuſern und Wohnräumen 
unbedingt erforderlich ſind. Vorausſetzung iſt, daß die 
Erhaltung des Hauſes oder des Raumes noch wirt- 
ſchaftlich ijt. 

4. Es kommen grundſätzlich nur Gebäude in Be⸗ 

tracht, die Kleinwohnungen oder Mittelwohnungen be⸗ 
cheidenen Ausmaßes enthalten. 
5. Hauszinsſteuermittel dürfen im allgemeinen nur 
für „Große Inſtandſetzungsarbeiten“, in Ausnahme⸗ 
fällen auch für „Laufende Inſtandſetzungsarbeiten“, 
abgeſehen von „Schönheitsreparaturen“ verwendet 
werden. Der Begriff der „Großen und der Laufenden 
Inſtandſetzungsarbeiten“ beſtimmt ſich nach den Vor⸗ 
ſchriften des Reichsmietengeſetzes und den dazu er⸗ 
laſſenen Ausführungsverordnungen. 

6. Die Hauszinsſteuermittel werden als Zins⸗ 
zuſchüſſe, Darlehen oder zur Bildung von Bürgſchafts⸗ 
ſicherungsfonds hergegeben. Der Zinsſatz für die Dar⸗ 
lehen darf über 4 v. H. nicht hinausgehen. 

7. Die Beachtung dieſer Richtlinien hat der Re⸗ 
gierungspräſident (für Berlin der Oberpräſident, für 

s Gebiet des Ruhrkohlenbezirks der Verbands- 
präſident) zu überwachen. 

Berlin, den 12. Juli 1926. 

Zugleich im Namen des Preußiſchen Finanzminiſters. 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. 


Runderlaß des Preuß. Minifteriums des Innern 
und des Finanzminiſteriums v. 11. März 1926 
betreffend verbot der Spezialverpfändung bei 
Kommunalkredit. 
— IVa. I. 206, IE 2820 c. — 


Das Verbot der Spezialverpfändung bei Aufnahme 
ger Kommunalanleihen (Runderlaß vom 27. Januar 
925 — Meli V. S. 134 zu 13 —) bleibt grundſätzlich 
aufrecht erhalten. j 


Eine Ausnahme iſt jedoch bei den Krediten erforder- 
lich, die zur Förderung des Baues neuer Wohnungen 
ſeitens der Gemeinden beſtimmt ſind. Dies gilt ſowohl 
für Wohnhäuſer, die zur Weiterveräußerung beſtimmt 
ſind wie für Mietshäuſer, die zunächſt im Eigentum 
der Gemeinden verbleiben. i 

Nachdem wir bereits wiederholt in Einzelfällen die 
Genehmigung dazu erteilt haben, wollen wir jetzt die 
Genehmigung der Spezialverpfändung in dieſen Fällen 
allgemein auf die Regierungspräſidenten übertragen. 

Die Genehmigung ift auf die hypothekariſche Ber- 
pfändung derjenigen Grundſtücke zu beſchränken, auf 
denen die Neubauten errichtet werden ſollen. Sie iſt 
ferner möglichſt auf einen beſtimmten Zeitraum (fünf 
Jahre) zu begrenzen. Ausnahmsweiſe kann vorüber⸗ 
gehend bis zur Fertigſtellung der Bauten, längſtens 
aber auf ein Jahr, die Ausdehnung der Verpfändung 
auf weitere Grundſtücke in mäßigem Umfange zuge⸗ 
laſſen werden. 

Wir erklären uns ferner damit einverſtanden, wenn 
Gemeinden bis zu 10 000 Einwohnern auch in anderen 
Fällen bei Aufnahme eines Schuldſcheindarlehns aus⸗ 
nahmsweiſe eine hypothekariſche Sicherheit gewähren, 
jedoch nur dann, wenn das Darlehn lediglich für die 
unmittelbaren Zwecke des Pfandobjekts aufgenommen 
wird und eine ſolche Verpfändung auch in der Vor⸗ 
kriegszeit üblich geweſen iſt. 

Die Ausnahme bleibt in allen Fällen beſchränkt 
auf Schuldſcheinanleihen der Gemeinden. Für Inhaber⸗ 
anleihen gilt das Verbot der Spezialverpfändung aus⸗ 
nahmslos weiter. 

Die Landräte ſind entſprechend zu verſtändigen. 
Zuſatz für den Regierungspräſidenten in Marien⸗ 
werder: 

Der Bericht vom 2. Dezember 1925 — I. 2274. II. 1 — 
iſt hiermit erledigt. 

Zuſatz für den Regierungspräſidenten in Königs⸗ 
berg: 

Zum Bericht vam 22. Januar d. Is., H. P. II. 550 —. 

Zugleich für den Finanzminiſter. 
Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung: gez. Meiſter. 


Kunderlaß des preuß. Miniſters für volks⸗ 
wohlfahrt vom 22. Juni 1926, betr. Staats: 
hypotheken für Seamte und Staatsbedienſtete. 


— II 5. 1171. — 
Zum Bericht vom 22. 5. 1926. 


Es iſt leider nicht möglich, für das Rangverhältnis 
der Staatshypothek im Grundbuch eine gleiche An⸗ 
ordnung zu treffen, wie ſie für die Hauszinsſteuer⸗ 
hypotheken in den Richtlinien vom 27. 2. 1926 gegeben 
iſt. Dies iſt deshalb nicht angängig, weil die Haus⸗ 
zinsſteuerhypothek, der die Staatshypothek jtets im 
Range vorangehen muß, je nach den örtlichen Verhält⸗ 
niſſen verſchieden hoch bemeſſen wird. Es würde z. B. 
bei einer Anordnung, daß die Staatshypothek mit 
höchſtens 60 v. H. der Herſtellungskoſten auslaufen 
dürfe, in dem Falle, daß die mit 90 v. H. auslaufende 
Hauszinsſteuerhypothek weniger als 30 v. H. der Her⸗ 
ſtellungskoſten betragen würde, ein „Hohlraum“ ent⸗ 
ſtehen, der eine Finanzierung unmöglich machen würde. 
Zur Beleihung dieſes Hohlraums würde ſich kein Geld⸗ 
geber finden. 

Das ſtaatliche Baudarlehen iſt der Höhe nach be⸗ 
grenzt auf 50 v. H. des Bauwertes oder 40 v. H. des 
Bau⸗ und Bodenwertes (vergl. Ziffer 5 der Bedin⸗ 
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gungen vom 13. 7. 1924 — II. 5. 1138 — 5). Ferner 
wird von mir alljährlich der Durchſchnittsbetrag des 
Darlehens für eine Wohnung auf Grund der gejam- 
melten Erfahrungen im voraus beſtimmt (in dieſem 
Jahre 5000 RA). An Hand dieſer Anhaltspunkte ift 
die endgültige Höhe des Darlehns nach Maßgabe des 
Koſtenüberſchlages und der Höhe der übrigen für den 
Bau flüſſig zu machenden Mittel (erſte Hypothek, Haus⸗ 
zinsſteuerhypothek, eigenes Geld des Bauherrn) zu 
beſtimmen. In dieſer Höhe iſt die Eintragung der 
Staatshypothek zur zweiten Stelle mit dem Range 
unmittelbar vor der Hauszinsſteuerhypothel zu 
verlangen. 

Die erſte Hypothek wird in der Regel nur bei 
einer Stelle aufgenommen. Der von Ihnen kon- 
ſtruierte Fall A, in dem die erſte Hypothek von 
4000 Re an z wei verſchiedenen Stellen aufgenommen 
werden ſoll, wird die Ausnahme bilden. Meine Mit⸗ 
wirkung zur Durchführung der Finanzierung 4 iſt 
jedenfalls nicht erforderlich. Der Vorrang kann Ihrer⸗ 
feits im Rahmen Ihrer Zuſtändigkeit unbedenklich er- 
teilt werden, da die Staatshypothek innerhalb der vor⸗ 
geſchriebenen Wertgrenze bleibt. 

Die von Ihnen angeführten Beiſpiele A und B find 
übrigens inſofern nicht vergleichbar, als bei ihnen die 
Eigenmittel des Bauherrn verſchieden hoch ſind. Es 
iſt auch ohne weiteres klar, daß ſich der Rang der 
Staatshypothek in dem Maße verbeſſert, in dem die 
an letzter Stelle rangierenden Eigenmittel des Bau- 
herrn über den Normalſatz von 10 v. H. bezw. 20 v. H. 


hinausgehen. 
J. V.: Scheidt. 


Erlaß des Preuß. Miniſters für volkswohlfahrt 
vom 17. 8. 1926 betr. Ausgeber für Reichs: 
heimſtätten. 

— II. 3. Nr. 892. — 

Zum Antrag vom 11. d. Mts. — Nr. 7630/26. — 

In Ziffer V Abſatz 1 der von mir unterm 25. April 
1924 erlaſſenen und in Nr. 10 S. 199 der „Volks⸗ 
wohlfahrt“ vom 15. Mai 1924 veröffentlichten Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen zum Reichsheimſtättengeſetz 
vom 10. Mai 1920 und zum Preußiſchen Ausführungs⸗ 
geſetz dazu vom 18. Januar 1924 ift ausdrücklich fejt- 
gelegt, daß als Ausgeber gemäß § 1 R. Hſt. Geſ. die 
provinziellen Wohnungsfürſorgegeſellſchaften zuge⸗ 
laſſen werden (ſ. auch meinen an die Geſellſchaften 
gerichteten Runderlaß vom 25. April 1924 — II, 3. 
Nr. 395 —). Die Erteilung eines beſonderen Ermächti⸗ 
gungsbeſcheides an die einzelnen Geſellſchaften halte 
ich hierdurch nicht für erforderlich. 

An die Naſſauiſche Heimſtätte G. m. b. H. 
8 in Frankfurt a. M. 


Ml. S. 358. 


Abſchrift zur gefl. Kenntnis und Verwendung, falls 
etwa noch andere Grundbuchrichter, ähnlich dem in 
Limburg a. d. Lahn, Bedenken äußern ſollten, haupt⸗ 
ſächlich bezügl. der Berechtigung der Wohnungs 
fürſorgegeſellſchaften, als Reichsheimſtättenausgeber 
aufzutreten. 

Im Auftrage: gez. Conze. 
An den Reichsverband der Wohnungsfürſorge— 
geſellſchaften e. V., Berlin SW. 68. 


Runderlaß des Preuß. Miniſters für Volks’ 
wohlfahrt vom 7.7.1926 betr. Arbeiterſchutz 


auf Bauten. 
— 11.9.9591. — 


Verſchiedene erhebliche Unfälle auf Bauten ver: 
anlaſſen mich, erneut die Poligeibehörden auf die Not⸗ 
wendigkeit hinzuweiſen, dem Schutz der Bauarbeiter 
ihr beſonderes Augenmerk zuzuwenden. Ich verweiſe 
zunächſt auf meinen Erlaß vom 14. 11. 1925 — II 9. 
698 —*), in dem die Baupolizeibehörden angewieſen 
ſind, ſich namentlich durch Nachprüfung an Ort und 
Stelle noch beſonders davon zu überzeugen, daß die 
vorgeſchriebenen Sicherheitsvorrichtungen auch wirklich 
vorhanden find. Um weiteren Unfällen nach Möglich⸗ 
keit entgegenzutreten, erſuche ich, die nachgeordneten 
Behörden erneut anzuweiſen, für die genaue Durch⸗ 
führung der Sicherheitsvorſchriften auf allen Bauſtellen 
zu ſorgen. i 

Nach § 66 Nr. 8, $ 78 Nr. 6 und $ 92 des Betriebs- 
rätegeſetzes vom 4. 2. 1920 ift es Pflicht der Betriebs- 
vertretungen, die Baupolizei- und Gewerbeaufſichts⸗ 
beamten in der Bekämpfung der Geſundheits- und 
Unfallgefahren zu unterſtützen. Ich weiſe ausdrück⸗ 
lich darauf hin, daß es, zumal in größeren Betrieben, 
zweckmäßig iſt, daß die Baupolizei auch von ſich aus 
mit den Betriebsvertretungen Fühlung nimmt. 

Durch Erlaß vom 5. 11. 1919 — St. 6 — war der 
Erlaß beſonderer Poligeiverordnungen über Schutzvor— 
richtungen bei Bauten angeregt worden. Soweit 
daraufhin Polizeiverordnungen erlaſſen worden find, 
erſuche ich, die Poligeibehörden noch beſonders anzu 
weiſen, ihr Augenmerk auf die Innehaltung auch dieſer 
Vorſchriften zu richten. i 

In den Bezirken, für die derartige Beſtimmungen 
noch nicht beſtehen, erſuche ich erneut wegen des Er: 
laſſes ſolcher Vorſchriften die notwendigen Schritte 
zu unternehmen, über das hiernach Veranlaßte erſuche 
ich dieſe Herren Regierungspräſidenten um Bericht in 


vier Monaten. 
J. V.: Scheidt. 


*) BMBI. S. 445. . 


Bücher: und Zeitſchriftenſchau. 


Deutſche Binnenkoloniſation. Von Leberecht Migge. 
Herausgegeben von der Deutſchen Gaxtenſtadtge⸗ 
ſellſchaft Berlin⸗ Grünau im Deutſchen Kommunal- 
verlag G. m. b. H. Berlin⸗Friedenau 1926. j 

Die Deutſche Binnenkoloniſation erſcheint als eine 

der neuen Schriften der Deutſchen Gartenſtadtgeſell⸗ 

ſchaft. Dieſe ſchreitet damit bahnbrechend weiter auf 
dem Wege zur Löſung unſerer Stadtkulturfrage. 

Der Name des Verfaſſers iſt bekannt und bürgt für 
die wiſſenſchaftliche und techniſch⸗praktiſche Gründlich⸗ 
keit. Er beginnt mit ſeinem „Grünen Manifeſt“ vom 

Jahre 1918. In 10 großen Abſchnitten werden alle 


weſentlichen Fragen behandelt. Wir finden da die 
ründung der intenſiven Koloniſation, der 
Zuſammenhänge zwiſchen Siedlung und Volkswirtſchaft, 
zwiſchen ländlicher und ſtädtiſcher Koloniſation. Wir 
finden vor allem eine Auseinanderſetzung mit dem 
Bauen als ſolchem. „Wo iſt der Baumeiſter, der gering 
genug geboren, natürlich genug gelebt und heiß genug 
gekämpft hat, um die Wohnung des Europäers im 
20. Jahrhundert zu erbauen!“ So ruft der Verfaſſer 
aus, erklärt jedoch — in praktiſcher Erkenntnis der 
augenblicklichen Lage —, daß er aus wirtſchaftlichen 
Gründen dem Einfamilienhaus als Einzel⸗ oder 
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Reihenhaus den Vorzug gebe, und daß er das 


chwanken zwiſchen Einfamilien-, 2-, 4- oder 8- 
amilienhaus als charakterlos verurteile. Er ver⸗ 
langt die gute Verbindung mit dem Boden, mit den 


Gärten, bricht eine Lanze für Beweglichkeit und Er⸗ 
leichterung bezüglich der Technik des Wohnungsbaues 
und kommt zu dem Ergebnis, daß die gute Garten⸗ 
wohnung als Urzelle und Ziel all unſeres Geredes 
über Stadtlockerung und Landleben ſchon heute keine 
reine Aufgabe der Architektur allein fei. 
Der „Architektur“ gewiß nicht, wohl aber des 
Bauens, und es bleibt hier wohl gleichgültig, ob dieſer 
uende vom Haus oder vom Garten herkommt. 
arin kann man jedenfalls mit dem Verfaſſer einig 
ein, daß er den Garten mit dem Haus zu einer Ein⸗ 
eit in wirtſchaftlicher Beziehung verknüpfen muß. 
t nur der „Architekt“, ſondern auch der „Garten⸗ 
architekt“ lebt in der Übergangszeit, in der die Be⸗ 
din ungen für einen neuen Aufbau unferer „Stadt- 
landkultur“ geſchaffen werden ſollen. Es werden beide 
zu lernen haben. Die Quinteſſenz des ganzen Buches 
immer wieder: Binnenkoloniſation ift notwendig. 
Die Wohnungsfrage iſt keine reine Baufrage, ſondern 
eine Bodenfrage — eine Bodenkulturfrage. Die 
bisherige Siedlungstätigkeit ift ein Fiasko, da ihr das 
wirtſchaftlich tragende Fundament durch „Gärtneri⸗ 
ſierung“ nicht gegeben fei. t 
Geht Migge auch etwas ſcharf ins Zeug mit allem, 


was bisher auf dieſem Gebiet geleiſtet und gearbeitet 
worden ift, jo kann man ihm doch darin grundfüßlich 
recht geben, daß nur eine beſſere geſetzmäßige Ver⸗ 
ankerung des koloniſatoriſchen Gedankens und eine 
einheitlichere „Direktion“ zum Ziel führen kann. 

Das Buch gibt eine erſchöpfende Fülle theoretiſcher 
Gedanken und praktiſcher Beiſpiele. Es will prak- 
tiſche Arbeit leiſten und den Weg zum wahren Erfolg 
für die Binnenkoloniſation, für die Erneuerung 
Deutſchlands und Europas aufzeigen: „Der Garten iſt 
das Schickſal Europas.“ 

Dieſem echten „Kulturdokument“ iſt die weiteſte 
Verbreitung zu wünſchen. S. 


Landesplanung. Von Verbandsdirektor Dr. Schmidt, 
Eſſen. Städtebau, Jahrgang 1926. Heft 8. Ver⸗ 
lag Ernſt Wasmuth A.⸗G., Berlin. - 

Im letzten Heft des „Städtebau“ findet fih ein Auf- 

ſatz über Landesplanung von Dr. Schmidt, Eſſen. Es 

iſt außerordentlich zu begrüßen, daß hier ein Be⸗ 
rufener über diefe von Tagesmeinungen vielfach ge- 
trübte Materie knappe, ſehr klare und ehrliche Worte 
ſagt. In zwingender Form werden hier Urſprünge 
und Beziehungen der Landesplanung erläutert und 
ihre Prognoſe geſtellt. Dieſe Klarſtellung war not⸗ 
wendig. Sie wird in hohem Maß fördernd wirken. S. 
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Unter Ausfhluß der verantwortlichkeit der Schriftleitung. 


Eiſerne Motorrad-Rleingarage. 


In folgendem ift eine Motorrad-Kleingarage wieder: 
gegeben, die einen intereſſanten Verſuch zur Löſung 
dieſer Frage darſtellt. Sehr oft wird in unſeren Klein- 
häuſern eine beſondere Motorradgarage von vorn- 
herein nicht vorgeſehen werden können. Es iſt vorher 
oft unmöglich, den Bedarf eines Motorrades zu berück⸗ 
ſichtigen. Wenn auch der feſte Einbau einer Garage 
das erſtrebenswerte Ziel zu ſein hat, ſo daß die Garage 
mit dem Baukörper des Hauſes zuſammengeht, ſo mag 
in vielen Fällen die bewegliche, überall aufſtellbare 
eiſerne Garage einem dringenden Bedürfnis abhelfen. 


Die beiden Abbildungen zeigen ſie in offenem und 
geſchloſſenem Zuſtand. Sie wird nach einem Entwurf 
des Architekten W. Firgau von der Firma Chriſtoph 
& Unmack A.-G., Niesky OL., hergeſtellt und ift durch 
Reichspatent geſchützt. Sie unterſcheidet fih in gwed- 
mäßiger Weiſe von ähnlichen Kleingaragen hauptſäch⸗ 
lich dadurch, daß man an dem eingeſtellten Rad auch 
bei ſchlechtem Wetter arbeiten kann. Die das Schutz 
dach bildende Wand kann hochgehoben werden und 
ſtellt fidh ſelbſttätig feft. Der Preis foll 250 M betragen, 
das Gewicht 260 Kilogramm. 


Einiges über waſſerdichten, ſäurefeſten und gehärteten Beton. 


Daß mit „Heimalol“ oder „Arzet“ waſſerdichte 
Betonkörper, Putzflächen und Mauerwerk hergeſtellt 
werden können, iſt eine längſt erprobte Tatſache, und 
es erweiſt ſich immer wieder aufs neue, daß bei hydro⸗ 
techniſchen Bauwerken aller Art die erforderliche 
Waſſerdichtigkeit dann gewährleiſtet wird, wenn mit 
einem beſtqualifizierten Mörteldichtungsmittel wie 
„Heimalol“ gearbeitet wird. Es liegen langjährige 
Erfahrungen hierzu vor. Insbeſondere auch über die 
Koſtenfrage liegen beſte Erfahrungen vor und es iſt 
erwieſen, daß der waſſerdichte Beton ſehr viel Er- 
ſparniſſe für das geſamte Baumerk bringt. 

Nicht immer find es Waſſer und Feuchtigkeits- 
erſcheinungen, welche vom Beton oder ſonſtigen Bau⸗ 
konftruktionen fernzuhalten find. Auch Öle, Säuren, 
Laugen, vornehmlich aber auch bei Zementfußböden 
die läſtige Staubbildung ſind Urſache zur Zerſtörung 
der mit Zement hergerichteten Bauteile. Viele chemiſche 
Fabriken haben angeſichts dieſer Tatſache denn auch 
angeblich ſäurebeſtändige bezw. ſtaubbindende Pro- 
dukte in den Handel gebracht, die jedoch zum Leid⸗ 
weſen der Abnehmer den gewünſchten Erfolg nicht 
oder nur mangelhaft erzielten. 

In Autogaragen, Textilbetrieben, Lackierwerk⸗ 
ſtätten uſw., wo der durch den natürlichen Luftzug 
emporgewirbelte Staub Menſchen, Maſchinen und 
Arbeitsprodukte in hohem Grade ſchädigt, iſt die 
läſtige Staubentwicklung die Urſache ſchwierigſter Kom- 
plikationen. Hier hat man die Staubplage damit 
zu beſeitigen verſucht, daß man die ſtaubenden Flächen 
mit Waſſer beſprengt. Damit iſt dem übel ſelbſtver⸗ 
ſtändlich zunächſt abgeholfen. Aber namentlich an 
heißen Sommertagen wird die Wirkung begreiflicher⸗ 
weiſe durch ſchnelles Verdunſten des Waſſers bald 


illuſoriſch. Vor allen Dingen aber wird dem Ber: 
ſchleiß des Bodens durch ſolche Waſſerbeſprengungen 
nicht Einhalt geboten. 

Jeder Fachmann wird aus Erfahrung beſtätigen 
können, daß Öle, Säuren und Laugen außerordent: 
lich aggreſſiv auf Beton einwirken, und diefe, je nach 
der Konzentration der Flüſſigkeiten, bald zermürben 
und zu einer ſandigen Maffe machen. Auch Atmo 
ſphärilien, Rauchgaſe und ſäurehaltige Dämpfe (S 03) 
wirken zerſtörend auf Wände und Decken aus Beton 
und Zement, ſowie auf alle Natur- und Kunſtſteine. 
Alle diefe erwähnten übelſtände beſeitigt man durch 
eine kombinierte Imprägnierung mit „Pedranit⸗ 
Maximus“ und „Pedranit⸗Beta“, deren Materialkoſten 
ſich per am auf etwa 50 Pfg. ſtellen. Auch dieſer Preis 
iſt im Verhältnis zu den erzielten Vorteilen und ge— 
meſſen an dem Preis für Neulegung recht gering, ſo 
daß jeder, auch derjenige, welcher die erwähnten übel 
ſtände bislang nicht wahrgenommen hat, Gelegenheit 
nehmen ſollte, ſich von der Brauchbarkeit der Pedranit⸗ 
Produkte zu überzeugen, um Schäden vorzeitig abzu— 
wenden. 

„Pedranit“ ift nicht zu verwechſeln mit einem ge 
wöhnlichen Schutzanſtrich, der ſeine Wirkung verliert, 
ſobald er abgenutzt iſt, ſondern die eigenartige Wirkung 
der waſſerklaren Pedranit⸗Löſungen beſteht darin, daß 
die chemiſch löslichen und mechaniſch abtrennbaren 
Beſtandteile von Beton und Zement in unlösliche, 
chemiſch unveränderliche und quarzhaltige Kriſtalle um? 
gewandelt werden, die allen mechaniſchen und 
chemiſchen Einflüſſen unbedingt ſtandhalten. Pedranit 
wird von der ſeit über 20 Jahren beſtehenden Heimalol 
G. m. b. H., Datteln in Weſtf., herausgebracht, die 
Intereſſenten bereitwilligſt Auskunft erteilt. 


Schriftleitung: Regierungsbaurat Stegemann + Dresden A, Kanzleigäßchen 11 
3. Jahrgang Nummer $ Auguft 1926 


dinsaufwand und tragbare Mieten in ihrem Einfluß auf Wohnungsform 
und Wohnungsgröße. 


Von Regierungsbaurat Rudolf Stegemann, Dresden. 
Vortrag, gehalten auf der Tagung des Deutſchen Ausſchuſſes für wirtſchaftliches Bauen in Düſſeldorf, 1926. 


wei Gedankengänge ſind es, die den Wohnungs⸗ 
O bau und die Wohnungspolitik der Nachkriegs⸗ 
Jahre in ſtändig ſteigendem Maße im ungünſtigen 
Sinne beeinflußt haben, und zwar der eine, ob- 
gleich oder vielleicht weil er in feinem Grund- 
gedanken ſo unendlich geſund und erſtrebenswert, 
la vielleicht ein Ideal iſt, und der andere, weil er 
ich als ein Ausdruck unſerer egoiſtiſchen Zeit er- 
weiſt, in der jeder auf den Schultern des lieben 
Nächſten ſpekuliert und mehr oder weniger unver- 
tente Gewinne zu erraffen ſucht. 

Zunächſt einmal habe ich die Wohnungsreform 
im Auge, die feit Eberhardt jeder feiner Berant- 
wortung bewußte Wohnungspolitiker angeſtrebt hat. 
Ls ijt überflüſſig, in dieſem Kreiſe davon zu 
ſprechen, daß nichts für das deutſche Volk not⸗ 
wendiger iſt, als die Auflockerung der Städte und 
nach Möglichkeit die Zurückführung unſerer Be— 
völkerung zur eigenen Scholle. Hand in Hand mit 
dieſem Gedanken ging das Beſtreben, von der Zwei- 
und Dreizimmer-Wohnung loszukommen und 
Wohnſtätten zu erſtellen, die die Möglichkeit boten, 
neben Küche und Wohnraum geſonderte Schlaf— 
mmer für die Eltern und die Kinder männlichen 
und weiblichen Geſchlechts zu ſchaffen. 

Dieſe Ziele, die in der Vorkriegszeit mehr im 
engeren Kreiſe der Fachleute erörtert und erſtrebt 
wurden, find durch das Hindenburg-Programm 
er letzten beiden Kriegsjahre als eine ſchöne Goff- 
nung den in der Front ſtehenden Soldaten in Aus⸗ 
icht geſtellt worden für den Fall, daß das 

illionenheer Deutſchlands ſiegreich heimkehrte. 
Us dann der Zuſammenbruch und die große Um⸗ 

ichtung in Deutſchland kam, nahmen die nun⸗ 
die r zur Regierung gekommenen Kreiſe gerade 
tejen Gedanken auf und ſtellten das Wohnungs⸗ 
ud Siedlungsprogramm derart in den Vorder- 
NR ihrer Erwägungen, daß es fogar in der Ber- 

ſung des deutſchen Reichs verankert wurde. 


Die darauf vom Reich und den Ländern auf⸗ 
bauende Wohnungspolitik nahm weitgehendſt 
auf dieſe Gedankengänge Rückſicht und ſuchte mit 
allen Mitteln den Flachbau und das Eigenheim 
zu fördern. Gleichzeitig wurde durch die bejon- 
deren Beſtimmungen über die Vergebung der Bau⸗ 
koſtenzuſchüſſe vorgeſehen, Wohnungen bis zu 70, 
bei kinderreichen Familien ſogar bis zu 80 qm 
bis zur vollen Höhe des Beihilfegeſetzes zu be— 
zuſchuſſen. Es wurde ſogar die Möglichkeit ge- 
geben, auch dem Wohnungsbau bis zu 150 qm 
Wohnfläche Zuſchüſſe zu gewähren, vorausgeſetzt, 
daß dieſer Zuſchuß ſelbſt nicht größer würde als 
wie es die 70 qm-Wohnung erfordert. 

Es war vielleicht ein bedauerlicher Trugſchluß, 
daß man hier nicht bereits aus den Erfahrungen 
der Kriegszeit, die in der Zwangswirtſchaft aus 
jeder Höchſt⸗ eine Mindeſtgrenze machte, gelernt 
hatte. Die Praxis hat auf jeden Fall auch hier er- 
geben, daß die ſogenannte Höchſtgrenze der 70 qm- 
Wohnung ſich außerordentlich raſch zu einer Min- 
deſtgrenze umwandelte. 

Dieſer Umwandlungsprozeß wurde erleichtert 
durch die übrigen Beſtimmungen des Zuſchußver⸗ 
fahrens und ſeine praktiſche Auswirkung in der 
Inflationszeit. Zunächſt beſtimmte das Zuſchuß⸗ 
verfahren, daß die Baukoſtenzuſchüſſe als unren⸗ 
tables, das heißt unverzinsliches und überdies noch 
für den Gläubiger unkündbares Darlehen in Pa- 
piermark gegeben wurde, während es dem Schuld» 
ner überlaſſen war, zu jeder von ihm beliebig zu 
beſtimmenden Zeit dieſes Papiermark-Darlehen in 
Papiermark zurückzuzahlen. In der erſten Zeit 
mögen die glücklichen Eigentümer der Häuſer auch 
dieſe unverzinsliche Schuld immer noch als etwas 
Drückendes und als eine gewiſſe perſönliche Be— 
laſtung empfunden haben. Als dann die eigentliche 
Inflationszeit mit ihren ſpringenden Zahlen über 
Deutſchland hereinbrach, entwickelte ſich der ganze 
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Bauvorgang in der Art, daß die einmal mit Zu- 
ſchußgeldern bedachten Häuſer reſtlos aus Staats- 
bezw. Gemeindemitteln gebaut wurden. Das 
Haus war alſo bis über den Schornſtein hinaus 
mit einer Schuldenlaſt bedeckt, die dadurch, daß ſie 
keine Zinſen koſtete, tatſächlich keine Laſt war und 
die gleichzeitig dank ihrer beſonderen Beſtimmun— 
gen die Möglichkeit einer geradezu koſtenloſen Ab- 
ſtoßung mit der fortſchreitenden Inflation in ſich 
barg. 

Es iſt durchaus begreiflich, wenn unter dieſen 
Verhältniſſen die damals bauenden Kreiſe ihre 
Forderungen ſo hoch wie möglich hinaufſchraubten 
und mit allen Mitteln verſuchten, möglichſt große 
Baukoſtenzuſchüſſe herauszuſchlagen. Wer in dieſer 
Zeit Wohnungsbauten ausführen durſte, erinnert 
ſich noch, mit welchen Kniffen damals verſucht 
wurde, das eigentliche Wohnungsprogramm zu ver⸗ 
ſchleiern und innerlich jo üppig wie möglich aus- 
zugeſtalten. In den Ausführungszeichnungen er- 
ſchienen Ställe und Waſchküchen im Erdgeſchoß, die 
dann in den Keller ſanken oder gänzlich verſchwan⸗ 
den und ſich nach Einzug des Siedlers als Salons, 
Herrenzimmer uſw. auswieſen. 

Ich geſtehe, daß ich trotz aller Wohnungsreform 
bereits im Jahre 1920 auf das Gefährliche dieſes 
Verfahrens hingewieſen habe und zwar einmal, 
weil es mir aus den Gedankengängen heraus, die 
ich ſpäter noch darzulegen habe, falſch erſchien, für 
einen kleinen Kreis derartig reichlich bemeſſene 
und den Zeitverhältniſſen nicht entſprechende Woh- 
nungen zu ſchaffen und weil ich weiterhin mir klar 
darüber war, daß es außerordentlich ſchwer ſein 
würde, ſpäter einmal, wenn an Stelle der fiktiven 
Laſt in Geſtalt eines unverzinslichen und ſeitens 
des Geldgebers unkündbaren Darlehens eine 
Hypothekenbelaſtung des Hauſes treten würde, den 
dann bauenden Kreiſen klarzumachen, daß ihnen 
nicht ein gleiches Glückslos in den Schoß fallen 
könnte, wie es bei den Bauherren der Jahre 1919/23 
der Fall war. ` 

Wir wollen doch nicht verkennen, daß der Bau- 
herr dieſer Zeit immer weniger innerlich an der 
Finanzierung ſeines Hauſes beteiligt war, da er 
— wie wir bereits geſehen haben — die für den 
Bau des Hauſes erforderlichen Mittel tatſächlich in 
vollem Umfange als zinsloſes Darlehen zur Ver— 
fügung geſtellt bekam. Er brauchte alſo nicht nur 
überhaupt kein eigenes Kapital beim Bau feſt⸗ 
zulegen, ſondern war auch noch vollſtändig der 
Sorge für die Aufbringung der Hypothekenzinſen 
enthoben. Ja er war ſogar noch imſtande, dieſe 
auf dem Papier ſtehende Hypothekenlaſt, die ihn 
innerlich gar nicht berühren konnte, mit Pfennig⸗ 
werten aus der Welt zu ſchaffen, da es die nach 
dieſer Richtung hin wirklich nicht recht glückliche Ge⸗ 
ſetzgebung dem Schuldner wenigſtens in den erſten 
Jahren der Inflationszeit ermöglichte, jederzeit das 
Darlehen zu ſeinem Papiermarkwerte wieder zu⸗ 
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rückzuzahlen. Aber auch ſpäter auftretende Auf— 
wertungen bedeuteten keine erhebliche Belaſtung. 
Es fiel alſo einzelnen wenigen vom Glück beſonders 
Begnadeten mit nackten Worten ein Geſchenk in 
den Schoß, deſſen Koſten die Allgemeinheit zu 
tragen hatte. , 
Unter dieſen Umſtänden ift es durchaus begreif⸗ 
lich, wenn die „ſogenannten“ Bauherren in dieſer 
für jede ungeſunde Entwicklung beſonders geeig— 
neten Zeit unter dem Deckmantel der Wohnungs“ 
reform ihre an ſich ſchon weitreichenden Forde— 
rungen bis auf die Spitze trieben. Dies gilt vor 
allem für die in den letzten Jahren gewählten Aus- 
maße der einzelnen Wohnungen, bei denen — wie 
wir geſehen haben — ſelbſt die weitgeſpannten 
Höchſtgrenzen des Geſetzes kein Halt für die be 
gehrlichen Wünſche der Antragſteller bedeuteten. 
Wie haben wir uns nun als Wohnungspolitiker 
und Wohnungsreformer zu dieſer ganzen Frage zu 
ſtellen? Vom Standpunkte des Wohnungsreformers 
ijt unzweifelhaft die 70 qm Wohnung mit ihrer 
Möglichkeit vor allem der getrennten Schlafzimmer 
als das erſtrebenswerte Ideal anzuſehen. Durch 
die Schaffung von Bier- bis Fünf⸗Zimmer⸗Woh⸗ 
nungen kommen wir erſt zu der Ideal⸗ 
Wohnung, wie ſie uns ſeit faſt zwei 
Jahrzehnten vorſchwebt und 
wir fie — und das muß ausdrücklich unter 
ſtrichen werden — in einer Zeit des Reich- 
tums für den größten Teil unſeres 
Volkes nicht erreichen konnten. Vom 
Standpunkte der Wohnungsnot aus aber betrachtet 
und unter Berückſichtigung des Umſtandes, daß 
heute in Deutſchland Hunderttauſende entweder in 
den unwürdigſten Wohnverhältniſſen leben oder 
auf Jahre hinaus überhaupt keine Ausſicht haben, 
eine eigene ſelbſtändige Wohnung zu erhalten, 
mußte dieſes Verfahren, durch das einzelne Wenige 
in wirtſchaftlich ſchwerſter Zeit außergewöhnlich 
günſtige Verhältniſſe und verſteckt letzten Endes 
auch noch erheblichen finanziellen Gewinn auf 
Koſten der Allgemeinheit geboten bekamen, wäh? 
rend die Mehrzahl der Wohnungsſuchenden leer 
ausging, unbedingt gemißbilligt werden. 


Um ſich der ganzen Tragweite dieſes Verfahrens, 


das zwar wenige aber hochwertige Wohnungen 
ſchuf, klar zu werden, darf ich eine kleine zahlen— 
mäßige Betrachtung einſchalten. Ich lege dabei 
meinen Unterſuchungen ſächſiſche Verhältniſſe zu 
grunde: Wir können für Sachſen den aller? 


dringendſten Bedarfan Wohnungen 


im Augenblick auf mindeſtens 40000 
feſtſetzen. An der Hand der Friedensſtatiſtik 
iſt der jährlich erforderliche Zuwachs mit 16 000 
Wohnungen kaum zu hoch angenommen. Nehmen 
wir nun an, daß die bisher übliche 70 qm⸗Woh⸗ 
nung mit einem durchſchnittlichen Baupreiſe von 
12 500 Mark und einer Hypothek aus der Haus⸗ 


zinsſteuer von 8 000 Mark erſtellt werden kann, 


wie 
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ſo wäre es in Sachſen ſelbſt bei einer Erhöhung 
der für den Wohnungsbau zur Verfügung ſtehen⸗ 
den Mittel von 10 auf 20%, alſo auf rund 
80 Millionen Mark, höchſtens möglich, 10 000 

ohnungen im Jahre 1926 zu errichten. Es 


würde alfo zunächit die Zahl der fehlenden Woh⸗ 


nungen von 40 000 auf 30 000 herabgemindert. 
Da aber hierbei der eben erwähnte notwendige 
jährliche Zuwachs von 16000 Wohnungen noch 
nicht berückſichtigt werden konnte, ſtänden wir am 
Schluß des Jahres vor dem Ergebnis, daß trotz 
eines Zuwachſes von 10 000 Wohnungen das 
Defizit von 40000 auf 46 000 Wohnungen ge- 
wachſen iſt. 
Es ijt bei dieſer Berechnung noch nicht berüd- 
ſichtigt, daß — wie ſich heute bereits zeigt — die 
Erhöhung von 10 auf 20 % der Wohnungsabgabe 
tatſächlich nicht die geringſte Steigerung der Ein⸗ 
nahmen mit ſich gebracht hat. Die neuerlichen 
Möglichkeiten, Erlaſſe an der Hauszinsſteuer zu 
erwirken, haben bereits zuſammen mit dem Rück⸗ 
gang der Einnahmen infolge der Erwerbsloſigkeit 
den Erfolg gehabt, daß trotz der Verdopplung der 
gabe die Sätze von 1925 in Sachſen ſicher nicht 
erreicht werden. Man kann deshalb ſchon heute 
als unzweifelhaft anſehen, daß die in meiner Be⸗ 
rechnung zunächſt theoretiſch angenommenen 
10 000 Neuwohnungen im Jahre 1926 tatſächlich 
nicht erreicht werden. 

Eine derartig erſchreckende Berechnung muß auch 
dem Einſichtigen ohne weiteres die Erkenntnis 
bringen, daß gewiſſe weitreichende Forderungen, 
deren innere Berechtigung — wie bereits dargelegt 
— günjtige Verhältniſſe vorausgeſetzt, von nie- 
mandem abgeſtritten werden können, heute zurück⸗ 
geſchraubt werden müſſen, weil es im Augenblick 
wichtiger iſt, an Stelle weniger beſonders günſtiger 

ohnungen die doppelte Zahl, dafür aber kleinere 
Wohnungen zu ſchaffen. a 

Es iſt mir vollſtändig klar, daß es gerade im 
Hinblick auf die in den letzten Jahren allgemein 
getriebene Propaganda nach der Seite der Woh- 
nungsreform und vor allem mit Rückſicht auf das 
bei der Vergebung der Mittel geübte Verfahren 
außerordentlich ſchwer ſein wird, jetzt das Steuer 

erumzuwerfen und der Maſſe der Bauluſtigen, 

die auf die Mittel aus öffentlicher Hand warten, 

arzumachen, daß fie auf einmal nicht mehr die- 
elben Wünſche erfüllt bekommen ſollen, wie die 

ehrzahl der Bauherren der letzten 7 Jahre. Ich 

nfe dabei nicht einmal jo ſehr an den jelbitver- 
ſtändlich durchaus begreiflichen Egoismus des 
kleinen Mannes. Für mich iſt es vollſtändig klar, 

aß der primitiv denkende Menſch einfach nicht im- 

ſtande ift, die gänzlich veränderten Verhältniſſe, die 

ir in dem Übergang vom unrentablen Baukoſten⸗ 
zuſchuß zu der amortiſierbaren und zu verzinſen⸗ 
en Hypothek zu ſehen haben, klar zu erkennen. 
will und wird es nicht begreifen, daß es in 
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jeinem eigenſten Intereſſe liegt, wenn er fih be- 
ſcheidet und auf Forderungen verzichtet, die uns in 
den letzten Jahren etwas ganz Selbſtverſtändliches 
waren, aber den wirtſchaftlichen Verhältniſſen der 
künftigen Bewohner in keiner Weiſe entſprechen. 

Ich habe in meiner Praxis gerade nach dieſer 
Seite hin die überraſchendſten Feſtſtellungen 
machen können. Als mit Schluß des Jahres 1923 
die unverzinslichen und unkündbaren Baukoſten⸗ 
zuſchüſſe aufhörten und erſt dem verzinslichen 
Reichsbaudarlehen und dann der Hypothek aus der 
Hauszinsſteuer Platz machten, nahm ich an, daß 
die Siedler des von meiner Geſellſchaft betreuten 
Gebietes jetzt in Erkenntnis des drohenden Zinſen⸗ 
dienſtes ſich entſchließen würden, ihr Baupro⸗ 
gramm weſentlich herabzumindern. Bei den Ver⸗ 
handlungen im Frühjahr 1924, bei denen ich und 
die mir unterſtellten Herren die Frage des Zinſen⸗ 
dienſtes in den Vordergrund der Verhandlungen 
ſtellten und dringend zur Beſcheidenheit mahnten, 
ergab fih das pſychologiſch intereſſante Moment, 
daß uns die Siedler erklärten, daß ſie ja die 
Hypotheken zu bezahlen und damit auch das Recht 
hätten zu fordern, was ihnen für notwendig er⸗ 
ſchiene. Die Frage der aus der Schuldenlaſt ent⸗ 
ſpringenden wirtſchaftlichen Belaſtung in Form 
von Zinſen war dem einfachen Siedler überhaupt 
nicht klarzumachen. Er jah in unſeren wohl: 
meinenden Ratſchlägen lediglich den Verſuch, ihn 
wohlerworbener Rechte zu berauben und ihm For⸗ 
derungen abzulehnen, die Glücklicheren vor ihm 
ohne weiteres erfüllt worden waren. Dumpf 
mochte dabei wohl der Gedanke mitſchwingen, daß 
der Siedler auf das, was in den Nachklängen der 
Revolution als ſelbſtverſtändlich erreicht worden 
war, auch heute noch Anſpruch hätte. 

Und nun das Reſultat dieſer Einſtellung! Wenn 
man die 70 qm-Wohnung nach den bisher in 
Sachſen feſtgeſtellten Zahlen günſtigenfalls mit 
12 500 Mark herſtellen kann, ſo wäre eine Finan⸗ 
zierung unter heutigen Verhältniſſen nur auf der 
Grundlage möglich, daß man aus den Mitteln der 
Hauszinsſteuer eine Hypothek in Höhe von 8000 
Mark zur Verfügung ſtellt, während daneben eine 
erſte Hypothek von 2500 bis 3000 Mark beſchafft 
werden muß und der Bauherr ſelbſt ſeinerſeits 
1500 bis 2000 Mark aus eigener Kraft aufbringt. 
Nimmt man nun wiederum günſtig an, daß die 
Hypothek aus der Hauszinsſteuer nur mit einer 
2 Pigen Amortiſation unter Verzicht auf eigent- 
lichen Zinſendienſt belaſtet wäre, ſo bedeutet dies 
einen Baraufwand von 160 Mark. Die erſte 
Hypothek hingegen wird vorausſichtlich einſchl. 
Amortiſation eine Belaſtung von 10 bis 13% mit 
ſich bringen, was bei 3000 Mark einen weiteren 
Zinſendienſt von 390 Mark bedeutet. Rechnet 
man hierzu noch verhältnismäßig niedrig min⸗ 
deſtens 80 Mark an notwendigem Aufwand für 
Steuern, Anliegerleiſtung, Waſſer, Erbbauzins 
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uſw., ſo ergibt ſich ein jährlicher Baraufwand von 
630 Mark für die Wohnung oder von etwa 12 Mk. 
die Woche. Es iſt dabei beſonders zu beachten, daß 
das oben erwähnte Eigen-Kapital des Bauherrn 
bei dieſer Berechnung in finanzwirtſchaftlich gänz⸗ 
lich falſcher Weiſe überhaupt als unverzinſt ange- 
nommen worden iſt. Lebte man in den Gedanken 
der Vorkriegszeit, ſo wäre ſelbſtverſtändlich not⸗ 
wendig, auch dieſes Kapital mit mindeſtens 10 bis 
12% Verzinſung anzuſetzen. So aber hat man 
ſich daran gewöhnt, bei der Finanzierung des Bau⸗ 
vorhabens und der Aufſtellung der Zinſenquote 
lediglich die reinen jährlich notwendigen Baraus⸗ 
gaben zu berückſichtigen und das Eigen⸗Kapital des 
Siedlers als gewiſſermaßen à fonds perdu angu- 
nehmen. 

Einen weiteren wunden Punkt in dieſem Finan⸗ 
zierungsplan haben wir nun noch in der Landbe— 
ſchaffung zu ſehen, die wir in dieſer Aufſtellung 
überhaupt nur in Form eines Erbbauzinſes berück⸗ 

ſichtigt finden. In der Praxis liegen die VBerhält- 
niſſe im allgemeinen tatſächlich ſo, daß das Land 
entweder ſchon von früher her im ſchuldenfreien 
Beſitze des Bauherrn iſt, oder von der Gemeinde 
zu verhältnismäßig niedrigem Zinsſatz in Erbbau 
zur Verfügung geſtellt wird, ſo daß für die Bereit⸗ 
ſtellung des Landes irgendwelche beſonderen Bar- 
mittel nicht notwendig ſind. In dem Augenblick 
allerdings, wo das Bauland erſt gegen bar gekauft 
werden muß, wird ein großer Teil der Bauvor⸗ 
haben unter heutigen Verhältniſſen als nicht mehr 
einwandfrei finanziert angeſehen werden müſſen, 
da die erforderlichen Mittel einfach nicht zur Ver⸗ 
fügung ſtehen. 

Wenn wir — wie ich bereits dargelegt habe — 
für den künftigen Bewohner des Hauſes einen jähr- 
lichen Baraufwand von 630 Mark errechnen, ſo 
müſſen wir uns allerdings von vornherein klar 
darüber ſein, daß dieſe 630 Mark nicht den reinen 
Mietaufwand darſtellen, ſondern in der Form der 
Amortiſation gewiſſermaßen Sparmittel in ſich 
ſchließen, die einen ſtändig ſteigenden Vermögens- 
zuwachs des Bauherrn bedeuten. Dieſer Einwurf 
iſt unzweifelhaft richtig, aber er bringt doch nicht 
die Tatſache aus der Welt, daß der Eigentümer des 
Hauſes bezw. der Bewohner gezwungen iſt, bis zur 
endgültigen Abſchreibung der Hypotheken jährlich 
630 Mark in bar aufzubringen, denen in den 
meiſten Fällen ein jährliches Einkommen von 
1300 bis 1600 Mark gegenüberſteht. 
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Dieſe Zahlen bekommen aber ein noch unfreund⸗ 
licheres Geſicht, wenn man ſich einmal an der 
Hand der Vorkriegswerte die ganze Rechnung auf⸗ 
ſtellt. Der Arbeiter nämlich, der 1914 eine Dret 
zimmerwohnung inne hatte, zahlte in ſtädtiſchen 
Verhältniſſen 200 bis 250 Mark für eine derartige 
Wohnung und verfügte über ein Einkommen von 
1000 bis 1200 Mark der Vorkriegswährung. Heute 
verfügt derſelbe Arbeiter über 1560 Mark und ſoll 
hiervon ¼, nämlich 630 Mark, allein für die Woh- 
nung abgeben. Der Reſt von 930 Mark, der ihm 
verbleibt, hat aber gegenüber der Friedens-Valuta 
unſeres Geldes an Kaufkraft mindeſtens ein wet 
teres Drittel eingebüßt. Während er alſo im 
Frieden bei einem Einkommen von 1200 Mark 
und einer Miete von 250 Mark noch über 950 Mk. 
für das übrige Leben zur Verfügung hatte, bleiben 
ihm im Jahre 1926 an Geldwert gemeſſen nur 
noch ¼ von 930 Mark, aljo 620 Mark zum Ver 
leben, das heißt, er hat monatlich rund 52 Mark 
Friedensmark zu verzehren. 

Man müßte alſo meinen, daß bei einigermaßen 
folgerichtigem Denken der Bauherr unſerer Tage 
von ſelbſt darauf kommen müßte, fein Wohnungs 
programm jo weit wie irgend möglich einzu 
ſchränken, aus der Angſt heraus, andernfalls von 
der übernommenen Schuldenlaſt und dem ſich 
daraus ergebenden Zinſendienſt erdrückt zu mers 
den. Wenn dieſe Erkenntnis im Jahre 1924 noch 
nicht ſo ganz durchgedrungen war, ſo mag dies 
darauf zurückzuführen ſein, daß man in dieſer Zeit 
noch verhältnismäßig billig baute und die Laſten 
demgemäß noch geringer waren. Das Jahr 1925 
aber brachte uns unzweifelhaft mit dem weiteren 
Anziehen der Löhne und Baumaterialienpreiſe 
Verhältniſſe, die unbedingt eine andere Einſtellung 
erforderten. Daß dies in den weitaus meiſten gäl 
len nicht der Fall war, läßt manchmal den Gedan⸗ 


ken aufkommen, daß hier nicht nur ein völliges Ver? 


kennen der Sachlage, ſondern hier und da woh 
auch von vornherein die Abſicht vorlag, von einer 
Bezahlung der vollen Zinſen überhaupt abzuſehen 
in dem Bewußtſein, daß es außerordentlich ſchwer 
ſein würde, den Bewohner in den nächſten Jahren 
wieder aus dem einmal bezogenen Haufe heraus- 
zubringen. Tatſache ift, daß nicht nur Einzel- 
Bauherren, ſondern auch ſogar Gemeinden na 
dieſer Seite hin eine recht weitgehende Auffaſſung 
an den Tag gelegt haben. 

(Fortſetzung folgt.) 


Abb. 1. 


Kochküche mit eingebauten Schränken. 
Blick auf „kalte Küche“. Beſenſchrank, Hängeſpind und Schlafkammer. 
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Mitteilungen der Siedler-Schule Worpswede 
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Eine bemerkenswerte Tagung in Deffau. 


Am 2. Juli 1926 verſammelten ſich auf Cin- 
ladung des Anhaltiſchen Siedlerverbandes E. V. 
die Spitzen der Behörden und Intereſſenten⸗ 
gruppen zu einer Beſichtigung der neuen Sied— 
lungsarbeit des Verbandes. 

Unter anderen waren erſchienen: Die Staats- 
miniſter Dr. Weber und Jäntſch, der Landtags⸗ 
präſident Peus⸗Deſſau, der Bürgermeiſter Heſſe⸗ 
Deſſau, die Stadtbauräte Overhoff⸗Deſſau, Kirch⸗ 
ner⸗Zerbſt, Dr Tielke-Cöthen. Desgleichen Vor- 
ſtände der Anhaltiſchen Gewerkſchaften und Ge- 


noſſenſchaften, Stadtverordnete von Deſſau und 
anderen Städten. 

Nach einem einführenden Vortrag) von 
Leberecht Migge, „Die gute Garten— 


) Siehe Auszug nachſtehend. 


wohnung“ betitelt, fuhren die Geladenen nach 
„Hohe Lache“ und „Klein⸗Kühnau“. Das dort 
Geſehene fand allgemeinen Beifall. Die noch 
nicht 3 Monate alten Gärten präſentierten ſich 
in beſter Verfaſſung. Die vorgeführten Inten- 
ſivgeräte, wie Regenanlagen, Fräſen, Dung⸗ 
ſilos, erregten allgemeines Intereſſe. Der Bürger⸗ 
meiſter der Stadt Deſſau und Vertreter anderer 
Städte ſprachen den Wunſch aus, auch in ihren 
ſtädtiſchen Gärten und Bauten ähnliche Prinzipien 
verwirklicht zu ſehen. Es wurde der Wunſch aus⸗ 
geſprochen, zum Herbſt eine gleiche Überſicht über 
die bis dahin gediehenen Pläne des Verbandes zu 
veranſtalten. 

Die Tagung kann als ein voller Erfolg für den 
Verband gebucht werden. R. Eberhard. 


Abb. 38. 
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Die Preffe berichtet: 

Das Anhalter Centralblatt: ... In ihrer Geſamt⸗ 
wirkung machten die Gartenanlagen in Hohe Lache, 
in denen Gemüſe gezogen wird, einen guten Eindruck. 
Mit Hilfe des Torfmull⸗Düngers, deſſen prächtige 
Wirkung auf das Wachstum der Gemüſepflanzen all⸗ 
gemein anerkannt werden mußte, iſt aus bisher 
ſandigem Boden brauchbarer Gartenboden geworden. 


Berieſelungsapparate und eine Fräsmaſchine für 
Bodenbearbeitung mit Motorantrieb wurden vor⸗ 
geführt. Dieſe Apparate ſind natürlich von den 


Siedlern gemeinſam zu haltende gartentechniſche Hilfs⸗ 
mittel. Der Siedlerverband dürfte mit dieſer Garten⸗ 
anlage an der Spitze der Siedlertätigkeit ſtehen. Auch 
in Klein⸗Kühnau wurden die Gärten beſichtigt. Im 
beſonderen wurde auf die neuen Dungſilos hinge⸗ 
wieſen, die ſämtliche Abfallſtoffe, Gartenreſte und 
Fäkalien aufnehmen und dem Siedler den Gartendung 
liefern. Ziffernmäßig wird der Ertrag mit 60 Mark 
angegeben. Es wird betont, daß nach anfänglichem 
Widerſtreben die Gartenwirtſchaft populär geworden 
iſt und man heute ſogar ſcherzhafterweiſe meine, in 
Kühnau fange die Kultur erſt an. 

Das Anhalter Volksblatt:. Kurz nach 6 Uhr 
hatte die Beſichtigung ihr Ende gefunden, und die Teil⸗ 
nehmer fuhren hochbefriedigt von dem, was fie gehört 
und geſehen hatten, wieder nach Deſſau zurück. Mit 
der Veranſtaltung dürfte der Anhaltiſche Siedler⸗ 
verband gezeigt haben, daß ſein Wirken nicht nur 
allein von Erfolg gekrönt iſt, ſondern daß auch ſeine 
Tätigkeit für die Geſundung des Volkes beſondere 
Bedeutung hat. 

Wir übergehen die übrigen (alle ſehr ausführlichen) 
Berichte, die ſämtlich ähnlich in ihrem Endurteil lauten, 
und bringen als Kurioſum die abweichende Anſicht des 
Anhalter Anzeigers, der warnen zu müſſen glaubt, weil 
der Siedler vielleicht bloß noch rausziehe, „weil ihn 
die Gartenanlage lockt“. Wenn nur überall die Garten⸗ 
anlagen jo verlockend wären, einen Abbruch würde 
die Siedlungsbewegung ſicher nicht erleiden, wohl aber 
das an der Mietkaſerne intereſſierte Spekulantentum! 


D. Schriftl. 


Die Gartengröße. 

Der bekannte anhaltiſche Landtagspräfident 
Peus ſchreibt in feiner, um das Volk jo beſorgten 
Art im „Volksblatt für Anhalt“: 

Zunächſt habe ich mit großem Befremden darüber 
gehört, daß das Land nun ſchon wieder ſtatt für 
80 Pfennig für 1 Mark verkauft werden joll. Die 
Stadt hat es für 60 Pfennig bekommen. Warum 
immer wieder den Armſten die Heimſtätte verteuern? 
Die Geſamtheit kann ruhig zur Verbilligung beitragen. 
Wer warm ſitzt, kann denen helfen, die es noch nicht 
ſo gut haben. 

Was aber noch weit ſchlimmer iſt, das iſt dies. 
daß man beabſichtigte, die Grundſtüche nur auf 
300 Quadratmeter, einſchließlich der Baufläche, zu be⸗ 
meſſen. Aus einem Garten, der ſo klein iſt, kann 
natürlich kein Teil Rentabilität des Hauſes heraus⸗ 
geholt werden. Mir haben Siedler aus Zerbſt einmal 
geſagt, wie glänzend es für die Fundamentierung 
ihrer Exiſtenz ſei, daß ſie ſogar einen Morgen 
Gartenland haben. Das iſt natürlich ſehr viel, aber 
zwiſchen 2500 Quadratmeter und 250 Quadratmeter 
iſt auch ein himmelweiter Unterſchied. Wenn ich für 
die Stadt 500 bis 600 Quadratmeter fordere, ſo weiß 
ich, daß das den Wünſchen der Leute entgegenkommt. 


Schon dies bringt mich auf den Gedanken, alles dem 


Siedlerverband zu überlaſſen. Der Siedlerverband 
kann dann mit denen, die ihr Heim haben wollen, ver⸗ 
handeln, und er muß ihnen mehr Land geben können, 
wenn die Reflektanten es haben wollen. Aber von 


e 


Abb. 39. 


„In ſeinem Element!“ 


Stadt wegen Häuſer mit einem Minimum von Garten⸗ 
größe bauen zu laſſen, und ſie dann den Leuten an⸗ 
zubieten, das ſcheint mir nicht der beſte Weg zu ſein. 
Ob man in der jetzigen Wohnungsnot die Häuſer los 
wird, ift kein Beweis dafür, daß die Grundſtücke die 
richtige Größe und auch ſonſtige Organiſation haben. 
Heute in der furchtbaren Wohnungsnot nehmen die 
Leute ſchließlich jede Art von Wohnung, die ihnen 
geboten wird. Ich halte auch die Stadtverordneten 
und die Magiſtratsmitglieder nicht für die, die am 
beſten über die beſte Wohnung entſcheiden können. Das 
können zweifellos zuletzt die am beſten, die ſie be⸗ 
wohnen ſollen. Ich bedaure daher, daß die Inter⸗ 
eſſenten fidh bisher jo wenig darum kümmern. Be- 
ſonders die Frauen müßten mitgefragt werden, was 
ſie haben wollen. Gibt man den Siedlungshäuſern nur 
250 Quadratmeter Garten, dann iſt z. B. eine Bleich⸗ 
fläche von vielleicht 30 bis 50 Quadratmetern kaum 
möglich, das iſt dann ſchon zu viel Verluſt von einem 
kleinen Garten. Es iſt aber gerade für die heran⸗ 
wachſenden Kinder von größtem Wert, wenn hinter 
dem Hauſe eine ſolche Bleiche angelegt werden kann. 
In Klein⸗Kühnau habe ich es erfahren, daß man dort 
ſich ſchon wieder darauf einrichtet, ein Stück Haus zu 
vermieten, um das nötige Einkommen dafür zu be⸗ 
kommen, während man es viel angenehmer und beſſer 
hätte, wenn dies Zuſchußeinkommen durch einen 
größeren Garten verſchafft wird. 

Geſtern morgen habe ich im Konſumvereinsladen in 
der Siedlung zahlreich verſammelte Frauen gefragt, ob 
ihr Garten zu groß ſei. Die Frage wurde zuerſt als 
komiſch empfunden, und als ich die Veranlaſſung der 
Frage bekannt gab, war ein ſchallendes Gelächter die 
Antwort. Aber auch Entrüſtung machte ſich laut. Eine 
Frau ſagte: „Wir haben drei große Jungens, die 
können ſchon was bearbeiten.“ 
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Abb. 40 u. 41. Technik und Rhythmik verbürgen Wohlſein. 
Abb. 38 auf der Titelſeite zeigt die Gärten der Siedlung Hohe Lache, von denen wir in Nr. 2 der „S. W.“ den Grundplan 
brachten. Bei Abb. 40 weiſen wir auf die Regenanlage hin, die von Garten zu Garten wandert. Abb. 41 zeigt einen Abſchnitt 
aus der Siedlung Klein⸗Kühnau. Die Grenzen jind durch freiſlehende Doppelſpaliere ausgenutzt und räumlich betont. 


Gartenfürſorge im Auguſt. 


Die Ernte kommt allmählich in vollen Gang. 
Frühkohlbeete können neu beſtellt werden, nachdem 
ſie nochmals kräftig gedüngt wurden. Neue Erd⸗ 
beerbeete legen wir am beſten auf abgeernteten 
Erbſen⸗ oder Bohnenbeeten an. Es können noch 
gepflanzt werden: Kohlrabi, Grünkohl, Endivie, 
Salat. Auszuſäen ſind: Teltower Rübchen, 
Spinat, Speiſerübchen. Wo keine Kulturen mehr 
gewünſcht werden, können Anfang des Monats 
noch Lupinen zur Gründüngung ausgeſät werden. 
Alles Sommerobſt ift, ſofern es nicht vom 
Baume weg gegeſſen wird, kurz vor der Reife zu 
pflücken. Es reift raſch nach und wird nicht ſo 
leicht ſchadhaft. In Frage kommen: Reineclauden, 
Mirabellen, Sommeräpfel, Frühbirnen. Alle mit 
Frucht behangenen Bäume ſind immer wieder 
ſorgfältig durchzuſehen, ob die Zweige die Laſt 
auch tragen können. 

Gurken ſind ſorgfältig zu wäſſern. Falls eine 
Nachdüngung erforderlich iſt, verwendet man ver⸗ 
rotteten Kompoſt. Je dichter die Beete mit Blatt⸗ 
werk beſtanden ſind, deſto ſeltener ſind bittere 
Gurken. Bei allzu üppigem Wuchs iſt jedoch Aus⸗ 
lichten von Vorteil. Man ſchneidet Triebe ohne 
Früchte aus, notfalls auch ſolche, die tragen, zwei 
Blätter über der letzten Gurke. 

Am Wein ſind die Geiztriebe auszuſchneiden, 
ſobald das Treiben etwas nachläßt. Iſt der neue 
Trieb zu befürchten, ſo laſſe man eine Auge ſtehen, 
damit nicht die Hauptknoſpe, die nächſtes Jahr 
Tragreben bezw. Erſatztriebe bilden ſoll, zu vor⸗ 
zeitigem Austrieb gereizt wird. 

An den Obſtſpalieren können trotz beſter Be⸗ 
handlung kahle Stellen oft nicht vermieden 
werden. Da iſt jetzt die beſte Zeit, durch Ein⸗ 
ſetzen von Augen — Okulieren — Abhilfe zu 
ſchaffen. Kranke Stellen an den Spalieräſten 
können durch geſunde Zweige überbrückt werden, 


indem man ſie und den alten Aſt an gleich hoher 
Stelle anſchneidet und beide verbindet. Falls 
Bleichſellerie und Porree ſich kräftig genug ent⸗ 
wickelt haben, können ſie angehäufelt werden, da⸗ 
mit die Stengel bleichen. Im andern Falle iſt 
wie bisher mit kräftiger Düngung nachzubelfen. 
Am Spargel ſind verkrüppelte Triebe auszu⸗ 
ſchneiden und zu vernichten. Sie beherbergen die 
berüchtigte Spargelfliege. An Stachelbeeren ſind 
von Mehltau befallene Triebe herauszuſchneiden 
und die Sträucher mit Solbar zu beſpritzen. Auch 
geſunde Sträucher werden am beſten an ihren ein- 
jährigen Trieben, falls dieſe ſchon ſtark ſind, etwas 
eingekürzt. Der Sommerſchnitt der Spaliere iſt, 
wenn nötig, erneut vorzunehmen. An allem Obſt 
muß von nun an Stickſtoffdüngung unterbleiben. 
Eine leicht lösliche Kali⸗ und Phosphorſäure⸗ 
düngung dagegen kann die Bekömmlichkeit der Früchte 
erhöhen und das Ausreifen des Obſtes fördern. 
Im Blumengarten können von ſchönen Nelken 
Abſenker gemacht werden. Man ſchneidet einzelne 
Triebe an einem Blattknoten etwas an und hakt 
ſie an der Erde nieder, ſo daß die Stelle mit Erde 
bedeckt wird. Hier bilden ſich neue Wurzeln, und 
die jungen Pflanzen können im nächſten Monat 
abgenommen werden. Roſen ſind nach der Blüte 
zu hacken, zu düngen und kräftig zu wäſſern. Die 
abgeblühten Triebe ſind ſtets bis auf gute Knoſpen 
zurückzuſchneiden. Alle Stauden, die blühen oder 
noch blühen ſollen, ſind ſtändig kräftig zu wäſſern. 
Stiefmütterchen, Vergißmeinnicht ſind noch aus⸗ 
zuſäen oder zu verſtopfen. Neu gepflanzt werden: 
Bartnelken, Landnelken, Stockroſen, Fingerhut, 
ferner zweijähriger Mohn. Topfpflanzen ſind 
öfter flüſſig zu düngen. M. Schemmel. 


Schr if tlei tun g: Max Schemmel, Gartenarchitekt, 
Breslau, Sternſtraße 40. 
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Waſſis Handpflüge 
Gartenſchläuche 
Regenanlagen BON! 


Gartenfürſorge Worpswede Gartenfürſorge Breslau, Sternfr. 40 


Seit dem Jahre 1869 
ſtets zuverläſſiger Lieferant 
aller Baumfchulpflanzen 


Reinhold Behnſch 


Baumſchulen 
Brockau bei Breslau 


Ausführlicher Hauptkatalog 1926 
auf verlangen Eoftenfrei 


f Gartenberatung Entwurf- Anlage 
techn. Belieferung + Pflanzen 
Miſtbeetfenſter Dünger + Torfmull 
Gewächshäuſer⸗Maſchinen⸗Lauben 


Siedlerfhule Worpswede 
bei Bremen 


Niederſchleſ. Gartenfürſorge 
Breslau Sternſtraße 40 


Bambus 
Tonkinſtäbe 
Edelraffin Rokos- 
ſtricke / Flerkorkholz 
Birkenrinde 
Billigſtes Angebot 
umgehend 


Bodenproduftive Abfallverwertung durch das 
mechaniſche Trockenkloſett Metroclo“, neu 
vervollkommnet! Siedlerſchule Worpswede 
bei Oremen. Vertriebs- Abteilung für den 
Oſten: Zweigftelle Gartenfürforge Breslau, 
Sternſtraße 40. 


Carl pfützner 
Import + Oberbill- 
wärder9+ Bergedorf 


Der Bauer wirft den Dünger und den Abfall auf 
den Mift, 

Der Siedler auf den Kompoſthaufen, was beides 
unhygieniſch ift. 

Luft und Untergrund, Bakterien und Mikroben 

Haben bald den Saft und die Nährſtoffe draus ge- 
ſtohlen, 

Was für die Pflanze übrig bleibt ift nicht die Rede — 

Keichtum kommt aus Miſt und Kompoft nur im 
Silo von Worpswedel 


Proſpekte frei! 


Gartenfürſorge Worpswede + Sartenfürſorge Breslau 
Sternſtraße 40 
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